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Vorwort

Die Nachkriegsgeschichte der katholischen Kirche in Deutschland, ihre Wirkung

und ihre Präsenz in Politik und Gesellschaft, ist von vielen Historikern untersucht

worden.

Es fällt auf, dass die zeitgeschichtliche Forschung das Wirken der Laien, deren

Gremien, Räte und Verbände, vernachlässigt hat. Wenn von kirchlichem Handeln

die Rede ist, dann wird in den Veröffentlichungen fast ausschließlich zielgerichtet

das Handeln des kirchlichen Amtes (Bischöfe, Bischofskonferenzen, Katholischen

Büros usw.) thematisiert. Dem liegt ein verengter Kirchenbegriff zugrunde.

Hat die zeitgeschichtliche Forschung das Wirken der Laien, ihre politische

Präsenz in Staat und Gesellschaft „vergessen“? – Nicht ganz.

Wir sind Herrn Professor Dr. Norbert Trippen dankbar, dass er in der Biographie

„Josef Kardinal Frings“ (1897-1978), Band I, 2003, die Nachkriegsgeschichte der

Laiengremien im Erzbistum Köln, sachkundig beschrieben und dargestellt hat.

Auch für diese Chronik hat der Kirchenhistoriker, der in den vergangenen Jahr-

zehnten häufig als Festredner vom Diözesanrat geladen wurde, einen Beitrag über

die Anfänge des Diözesankomitees geschrieben.

Eine oft gebrauchte Redewendung lautet: „Wir stehen alle auf den Schultern

der Frauen und Männer der ersten Stunde.“ Für das Diözesankomitee / Diözesanrat

gilt das ebenso. 1945/1946 wurde – unabhängig voneinander – in den Stadt- und

Landdekanaten damit begonnen, neue Strukturelemente der Zusammenarbeit

zwischen dem Amt in der Kirche und den Laien auszuprobieren, um in der Gesell-

schaft Spuren katholischer Präsenz sichtbar zu machen; es entstand ein Netz von

Katholikenausschüssen.

Nur einige gemeinsame Grundüberzeugungen waren unausgesprochen allen

gemein: Wiederaufbau eines zerstörten Landes; Besserung der Lage durch Recht

und Verfassung; Hebung der materiellen Lebensbedingungen; Mobilisierung

der Katholiken; Eintreten für Freiheitsrechte in Presse und Rundfunkwesen;

Versöhnung zwischen Demokratie und Staat.

Diese wenigen Gesichtspunkte sind nie zu einem Theoriekonzept zusammen-

gefasst worden. Die „Bewegung“ war pragmatisch in der Einsicht, das zu tun, was

im Augenblick notwendig war.

Es gilt, den Mut, die Entschlossenheit, die Tatkraft und die Weitsicht dieser

Frauen und Männer der ersten Stunde, der geschichtlichen Vergessenheit zu

entreißen.

Man kann darüber trefflich streiten, ob der 60. Geburtstag des Diözesan-

komitees / Diözesanrates, der richtige Zeitpunkt ist, eine Chronik vorzulegen. Die

einen sagen, der Zeitabstand sei zu gering, andere betonen, dass das, was eine

Chronik herzugeben vermag, für die Gegenwart wenig aussagekräftig sei. Das

Meinungsspektrum ist bunt, aber nicht rund. Sicher ist, dass die Chronik eine um-

fassende Geschichte des Diözesanrates nicht ersetzt; die ist noch zu schreiben.

so
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Fachhistoriker kommen zu der Überzeugung, dass das vorhandene Material inter-

essante Einblicke in die Kölner Laienbewegung, wie sie sich nach 1945 entwickelt

hat, bietet. Wir haben uns deshalb entschlossen aus Anlass des 60. Geburtstages

des „Kölner Modells“, ein Zeitdokument vorzulegen.

Eine Chronik zu schreiben, verlangt von den Autoren ein gerüttelt Maß an histo-

rischen Interessen und Kenntnissen, um die vorhandenen Fakten im Kontext (Zeit-

horizont) gesellschaftlicher, politischer und kirchlicher Veränderungsprozesse dar-

zustellen und diese dann für den Leser spannend aufzubereiten.

Die Aufzeichnungen bilden nicht alles ab, was abzubilden wäre. Sie bieten

keine umfassende Zeitanalyse von 60 Jahren, sondern sie kommentieren und ver-

dichten Ereignisse und Prozesse in Gesellschaft und Staat, auf die mit Stellung-

nahmen, Erklärungen, Kundgebungen und Memoranden geantwortet wurde.

Entstehung und Entwicklung des „Kölner Modells“ ist unmittelbar mit den Namen

Josef Kardinal Frings, Anton Roesen, Wilhelm Böhler, Christine Teusch, Franz-

Heinz Pielmeyer und Emma Horion verbunden. Sie begegneten sich in Freund-

schaft und Respekt, pflegten eine Konsenskultur in wohlwollender Verlässlichkeit,

die auch in schwierigen Zeiten Bestand hatte.

Es muss etwas mit der rheinischen Mentalität zu tun gehabt haben, dass sie sich

der damals vorhandenen passiven Haltung entgegenstellten und die Bischofsstadt

Köln, in der seit dem 19. Jahrhundert auch die großen Verbandszentralen ihren

Sitz hatten, als Ausgangspunkt ihrer weitsichtigen Überlegungen wählten.

Ich danke allen, die zum Gelingen dieser Chronik beigetragen haben. Nennen

möchte ich Herrn Henning Tetz von der Kommission Zeitgeschichte, der die Akten-

bestände des Diözesanrates wissenschaftlich bearbeitete. Besonders danke ich

Herrn Dr. Hajo Goertz, der das vorhandene Material ergänzt, journalistisch auf-

gearbeitet und in Form gebracht hat.

Abschließend danke ich dem Ehrenvorsitzenden des Diözesanrates, Herrn Hans

Deckers, der nicht nur die Anregung zur Fertigung dieser Chronik gegeben, son-

dern diese mit seinem ganzen Wissen aus den vergangenen vierzig Jahren, die er

im Diözesanrat haupt- wie ehrenamtlich gearbeitet hat, redaktionell unterstützt hat.

Ebenso danke ich dem Geschäftsführer Herrn Norbert Michels, der dieses

Projekt begleitet und dafür Sorge getragen hat, dass die Chronik am 60. Geburts-

tag des Diözesanrates der Öffentlichkeit übergeben werden kann.

Thomas Nickel

Vorsitzender des Diözesanrates

Köln, im März 2007



Norbert Trippen

Die Laienmitarbeit in der Kirche Deutschlands war vor 1933 vor allem von den

katholischen Verbänden und Vereinen geprägt gewesen, unter denen der „Volks-

verein für das katholische Deutschland“ eine besondere Rolle gespielt hatte. Doch

diese Verbände mit ihren „Zentralen“ und ihren Generalpräsides in weitgehender

Unabhängigkeit von den Bischöfen hatten diesen auch manche Probleme bereitet,

so dass man nach 1945 nicht an diese Vorkriegstradition anknüpfen wollte.

Vor diesem Hintergrund überrascht es nicht, dass die westdeutschen Bischöfe

schon bei ihrer ersten Zusammenkunft in Werl im Juni 1945 zu dem Entschluss

kamen: „Die Standesseelsorge soll auf der Grundlage und nach den Richtlinien

der Katholischen Aktion neu aufgebaut werden. Die früheren großen Verbände mit

ihren Verbandszentralen und Generalpräsides sollen nicht wieder aufleben. So

weit nötig, sollen diözesane oder überdiözesane Arbeitsstellen unter Leitung der

Bischöfe für die Seelsorge der einzelnen Pfarrstände geschaffen werden, die auch

ein entsprechendes Schrifttum herausgeben.“

Die Bischöfe hatten sich mit diesem Rückzug auf die Standesseelsorge nach

den vier Säulen (Männer, Frauen, männliche und weibliche Jugend) nach dem

Modell der hierarchisch geführten „Katholischen Aktion“ die künftige Entwicklung

zu einfach vorgestellt. Nicht nur, dass sich sehr bald zahlreiche der früheren

Verbände und Vereine neu organisierten und zurückmeldeten: Die Rücken-

deckung des Papstes für ein weltweit gleich strukturiertes Modell der „Katho-

lischen Aktion“ erfuhr eine päpstliche Einschränkung. Von seinem Gespräch mit

dem ersten Emissär Papst Pius’ XII. nach dem Kriege, P. Ivo Zeiger SJ, am 8.

September 1945 berichtete Frings den Bischöfen der britischen Zone: „Pius XII.

hat als Kardinalstaatssekretär ein Programm für die katholische Aktion Italiens, das

einen Aufbau ausschließlich nach den ‚4 Säulen’ vorsah, abgelehnt. Er hat stets

den Standpunkt vertreten, den er schon auf dem Katholikentag in Magdeburg

[1928] einnahm, wo gute Standesvereine beständen, sollten sie erhalten und ge-

pflegt werden. Als Papst hat er noch in diesem Jahre [1945] den Wunsch geäußert,

es möchten in Italien Gesellen- und Arbeitervereine gegründet werden.“

Die Entwicklung der Laienorganisationen und -vertretungen verlief in den deut-

schen Diözesen nach 1945 nach recht unterschiedlichen Voraussetzungen sachli-

cher und personeller Art keineswegs einheitlich. Andererseits war eine Abstim-

mung, Bündelung oder gar Zusammenfassung notwendig, da die Kirche für den

geistigen Wiederaufbau Deutschlands und die Neugestaltung der gesellschaftli-

Die Anfänge des „Kölner Modells“ 1945–1947

1

2
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1 Protokoll der Konferenz der westdeutschen Bischöfe. Werl, 4. – 6. Juni 1945:

L. VOLK, Akten deutscher Bischöfe über die Lage der Kirche 1933-1945, Bd. VI,

Mainz 1985, Nr. 987, S. 512-520, hier: S. 517.

2 Frings an die Bischöfe der britischen Besatzungszone 10. September 1945:

L. VOLK, Akten VI, Nr. 1037, S. 735-737, hier: S. 737.



chen und politischen Verhältnisse wesentlich auf Laienmitwirkung angewiesen

war, deren Einfluss nur von Bedeutung sein konnte, wenn die Laien in großer Zahl,

gemeinschaftlich, gut organisiert und bestens informiert tätig wurden. Hier soll

uns vor allem die Entwicklung der Katholikenausschüsse und des Diözesan-

komitees im Erzbistum Köln beschäftigen.

Schon bevor Frings am 7. Februar 1946 zu seiner Romreise aus Anlass seiner

Kardinalserhebung aufbrach, unterzeichnete er am 4. Februar einen Rundbrief an

die Stadtdechanten und Dechanten seines Erzbistums, in dem er zur Gründung

von Katholikenausschüssen aufrief. „Durch den Zusammenbruch Deutschlands

ist eine Neuordnung des öffentlichen Lebens fast auf allen Gebieten notwendig ge-

worden. In der allgemeinen Gärung und Bewegung, die dadurch Platz gegriffen

hat, besitzen wir Katholiken den einzigartigen Vorteil, dass uns dabei zwei Lichter

voranleuchten, die uns vor Irrwegen bewahren und auf den rechten Weg bringen

können“: die Offenbarung Gottes und die christliche Naturrechtslehre. „Heute …

scheint uns die Stunde gekommen zu sein, da wir Katholiken selbst uns dieses

Reichtums wieder bewusst werden, wo wir ihn in der Öffentlichkeit darlegen und

im Leben des Volkes durchzusetzen versuchen müssen. Dabei handelt es sich

nicht um fertige Lösungen, vielmehr sind die unverrückbaren Grundsätze in ange-

strengter und wagemutiger Arbeit auf die heutigen Verhältnisse anzuwenden. Es

scheint daher notwendig, dass wenigstens in den größeren Städten durch den

Dechanten bzw. Stadtdechanten Katholiken-Ausschüsse ‚berufen werden’, die

sich diese Aufgabe stellen.“

Kann man den Rundbrief bis hierher ohne weiteres Frings selbst zutrauen, so

sind die folgenden organisatorischen Vorgaben wohl eher dem in solchen Dingen

erfahrenen Prälaten Wilhelm Böhler zuzuschreiben: „Der Vorsitz soll bei einem

Laien liegen. Als ständiger Mitarbeiter muss dem Katholiken-Ausschuss ein vom

Dechanten oder Stadtdechanten … zu bestimmender Geistlicher als ‚Geistlicher

Beirat’ angehören. Zu bindenden Beschlüssen des Ausschusses ist die

Zustimmung des Dechanten bzw. Stadtdechanten erforderlich.“ Von schon beste-

henden „besonderen Organisationen“ sollen die Leiter im Katholikenausschuss

vertreten sein. Für Unterausschüsse benannte der Erzbischof folgende Bereiche:

1. Das Schul- und Erziehungswesen.

2. Erwachsenenbildung …

3. Presse und Rundfunk, Theater und Film.

4. Pflege der öffentlichen Sittlichkeit …

5. Studium der sozialen Fragen …

6. Fragen der Caritas …

7. Fragen des Siedlungswesens und einer gerechten Bodenreform.

8. Veranstaltung von Katholikentagen und ähnlichen Kundgebungen

des katholischen Lebens.

3
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3 Frings an die Stadtdechanten und Dechanten der Erzdiözese Köln 4. Februar 1946:

HAEK (= Historisches Archiv des Erzbistums Köln) – Gen II 23.23a,7;

eine Veröffentlichung im »Kirchlichen Anzeiger« geschah nicht.



„Getreu den Weisungen der Päpste für die ‚Katholische Aktion’ haben die

Ausschüsse sich vom parteipolitischen Leben fernzuhalten.“

Dass es dem Erzbischof mit der Gründung der Katholikenausschüsse ernst war,

zeigte der Schlusssatz: „Die Herren Dechanten (Stadtdechanten) mögen bis

Ostern an mein Generalvikariat berichten, ob in ihrem Bezirk sich Bestrebungen

dieser Art unter den Katholiken bemerkbar gemacht haben.“

Während andere Bischöfe noch längere Zeit mit der Gründung von überörtli-

chen Katholikenausschüssen und der Wiederzulassung katholischer Verbände

zögerten, scheint Frings (unter dem Einfluss Böhlers) sich bald seine eigene

Meinung gebildet zu haben: Die Katholikenausschüsse waren als eine Ebene der

Volksbildung und der Einflussnahme auf Politik und öffentliches Leben im

Erzbistum Köln gewollt.

Auf wenigen Seiten seiner Lebenserinnerungen hat der langjährige Kölner

Diözesankomitee-Vorsitzende, Rechtsanwalt Dr. Anton Roesen in Düsseldorf, die

rasante Entwicklung im Erzbistum Köln 1946 beschrieben: „Auf einer Tagung von

Vorsitzenden der Katholikenausschüsse, die sich vom 28.bis zum 29. September

1946 in dem Dominikanerkloster Walberberg trafen, wurde die Gründung eines

Diözesankomitees vorbereitet. … Am 12. November 1946 genehmigte Kardinal

Frings die in Walberberg vorbereitete ›Satzung für Diözesankomitee und

Katholikenausschüsse in der Erzdiözese Köln‹. Aufgabe der Katholikenausschüsse

und des Diözesankomitees sollte es danach sein, die Grundsätze des katholischen

Glaubens in der Öffentlichkeit zur Geltung zu bringen, katholische Veranstaltungen

zu tragen, für die es an einem anderen Träger fehlte, und, wenn nötig, für die

Schaffung fehlender Einrichtungen zu sorgen, endlich eine fruchtbare

Zusammenarbeit in der Pfarrgemeinde zu fördern.“

Schon im Herbst 1945 hatten sich – unabhängig von einander – erste

Katholikenausschüsse im Kölner Bereich gebildet, von denen der Düsseldorfer

schon am 26. April 1946 „Richtlinien des Katholikenausschusses der Stadt

Düsseldorf“ beschloss und den jungen Rechtsanwalt Dr. Anton Roesen zum

Vorsitzenden wählte. Roesen zeigte seine Wahl dem Erzbischof an und legte die

„Richtlinien“ vor, was ein Signal für die zukünftige Zusammenarbeit zwischen

Episkopat bzw. Klerus und den Laiengremien war. Böhler, der auf die Entstehung

dieser Katholikenausschüsse Einfluss genommen hatte, erkannte spätestens

Anfang 1946, als die von der britischen Militärverwaltung angeordnete Abstim-

4

5

9

4 A. Roesen, Aus dem Leben eines Juristen, Düsseldorf 1979, S. 169-173, hier: S. 170 f.; vgl. auch

Ders., Die Katholikenausschüsse, in: Das katholische Jahrbuch 1951/52, S. 227-232;

Ders., Neue Formen der Laienarbeit, in: B. BERGMANN / J. STEINBERG, In memoriam Wilhelm

Böhler, Köln 1965, S. 104-109. Zum „Kölner Modell“ der Katholikenausschüsse s. auch: Thomas-

Morus-Akademie Bensberg (Red. M. Thomé), Kölner Modell II. Die Zukunft des Diözesanrates

und – der Laienvertretung – ( = Bensberger Protokolle 97), Bensberg 1999,

darin: B. PETERMANN, Der Ursprung und die Entwicklung des Kölner Modells. Erinnerungen

eines Zeitzeugen, S. 11-19, sowie T. GROSSMANN, »Das Neue« von 1946. Gründungsleistung

und innovative Kraft des „Kölner Modells“, S. 21-26.

5 Roesen an Frings 6. Mai 1946; Richtlinien des Katholikenausschusses der Stadt Düsseldorf,

Beschlossen in der Vollversammlung vom 26. April 1946: HAEK – CR II 22.37,1.



mung über den konfessionellen Charakter der Volksschulen anstand, welche

Bedeutung die Katholikenausschüsse gewinnen könnten. Es geschah wohl auf

Böhlers Anregung hin, dass Kardinal Frings am 4. Februar 1946, kurz vor seiner

Abreise zum Konsistorium in Rom, den bereits ausführlich dargestellten Aufruf an

die Dechanten des Erzbistums zur Bildung von Katholikenausschüssen unter-

zeichnete.

Am 2. August 1946, wenige Tage vor einer Zusammenkunft von Vertretern der

bereits bestehenden Katholikenausschüsse in Düsseldorf, schrieb Böhler dem

Kardinal: Er habe „von Herrn Roesen den Eindruck bekommen, dass er durchaus

geeignet“ sei, Vorsitzender der Katholikenausschüsse der Erzdiözese zu werden:

„ein klarer Kopf, noch jugendfrisch und durchaus aktiv“. Über die für den 8. August

geplante Versammlung in Düsseldorf berichtete Böhler dem Erzbischof: „Roesen

ist bereit, etwas über die Organisation und die Arbeit in Düsseldorf zu sagen. Dort

scheint im Augenblick am besten gearbeitet zu werden. Ich werde dann über die

Schule sprechen. Es wäre weiter gut, wenn auch die soziale Frage kurz erwähnt

würde (H. J. Schmitt?) und man dann der Öffentlichkeit die Grundsätze der Katho-

likenausschüsse zur Schulfrage und zur sozialen Frage bekannt geben würde.

Roesen schlägt dann vor, den Parteien dieses Programm vorzulegen und sie zu fra-

gen, ob sie bereit sind, diese Grundsätze in ihrer praktischen Arbeit umzusetzen.“

Mit Roesen hatte Böhler seinen entscheidenden Partner auf Laienseite gefun-

den. Roesen sollte von der Konstituierung des Diözesankomitees der Katholiken-

ausschüsse im Erzbistum Köln am 12. März 1947 bis 1961 dessen Vorsitzender wer-

den und gehörte ab 1950 auch dem Diözesankirchensteuerbeirat an.

Die weitere Entwicklung, die zum Diözesankomitee führte, wurde bereits be-

schrieben: Am 28./29. September fand die entscheidende vorbereitende Tagung

im Dominikanerkloster Walberberg statt. „Am 12. November 1946 genehmigte

Kardinal Frings die in Walberberg vorbereitete ‚Satzung für Diözesankomitee und

Katholikenausschüsse in der Erzdiözese Köln’. Aufgabe der Katholikenausschüsse

und des Diözesankomitees sollte es danach sein, die Grundsätze des katholischen

Glaubens in der Öffentlichkeit zur Geltung zu bringen, katholische Veranstaltungen

zu tragen, für die es an einem anderen Träger fehlte, und, wenn nötig, für die

Schaffung fehlender Einrichtungen zu sorgen, endlich eine fruchtbare Zusam-

menarbeit in der Pfarrgemeinde zu fördern.“ Frings benutzte den Versand dieser

Satzung, um Zögernde und Säumige in die Pflicht zu nehmen. Den Dechanten

schrieb er: „ … Wo schon Katholikenausschüsse bestehen, mögen sie in der

nächsten Zeit – spätestens bis zum 1. Mai 1947 – ihre Satzungen entsprechend

6

7

8

10

6 Böhler an Frings 2. August 1946: HAEK – CR II 22.37,1.

7 A. Roesen, Aus dem Leben eines Juristen, S. 170 f.

8 Frings an die Dechanten des Erzbistums (unterschr. Kopie): HAEK – CR II 22.37,6 –

Der Erzbischof erhöhte den Druck auf die Dechanten, indem er „An die Herren Vorsitzenden

der Katholikenausschüsse“ eine Kopie des Rundschreibens versandte: Ebd.

9 Einladung zur ersten ordentlichen Vollversammlung des Diözesankomitees

der Katholikenausschüsse am 12. März 1947 in Köln-Hohenlind sowie Liste der

Eingeladenen: HAEK – CR II 22.37,7.



ändern. Auch möge bis dahin der Name ‚Katholikenausschuss’ überall eingeführt

werden. Wo noch keine Katholikenausschüsse eingerichtet sind, bitte ich, bis zum

10. Januar 1947 die Gründung zu vollziehen. Dabei müssen die bindenden Bestim-

mungen der beiliegenden Satzung beachtet werden … Die Satzungen aller

Katholikenausschüsse müssen mir zur Bestätigung vorgelegt werden.“ Frings be-

nannte als „vorläufigen Diözesanvorstand“ die Herren Dr. Roesen, Dr. Pielmeyer

„und meinen Beauftragten, Herrn Domkapitular Böhler“. Die konstituierende

Vollversammlung des Diözesankomitees der Katholikenausschüsse fand am

12. März 1947 in Köln statt und wählte Dr. Anton Roesen zum Vorsitzenden.
9

11



Hajo Goertz

Aufbruch und Konzentration der Kräfte
(1945–1950)

Nach der Katastrophe des Zweiten Weltkrieges sehen sich die Katholiken heraus-

gefordert, sowohl aus den Trümmern materiell wiederaufzubauen, als auch aus

den Verwüstungen des Nazi-Regimes sich wieder geistig und geistlich aufzu-

richten. Überall wollen Laien nach ihren Erfahrungen mit einer kirchen- und glau-

bensfeindlichen Terror-Herrschaft gemeinsam die eigenen Auffassungen einer

menschlichen Gesellschaft und eines sozialen Rechtsstaates geltend machen.

Sie knüpfen an die in Deutschland seit einem Jahrhundert entwickelten Struk-

turen katholischer Verbände und Organisationen an. Und sie gehen zugleich darü-

ber hinaus: Auch nicht verbandlich organisierte Katholiken werden eingebunden.

In Werl findet eine Konferenz der westdeutschen Bischöfe statt. Kaum einen

Monat nach der deutschen Kapitulation soll das kirchliche Leben neu geordnet

werden. Im Sinne der „Katholischen Aktion“,

das heißt unter klarer Führung durch den Klerus,

wollen die Bischöfe die Laienseelsorge nach

Ständen organisieren: Männer, Frauen, männli-

che Jugend, weibliche Jugend. Die im Dritten

Reich von den Nazis zerschlagenen, weitgehend

eigenständigen katholischen Verbände sollen

nach Ansicht der Oberhirten nicht wieder erste-

hen, weil sie zu unabhängig vom Episkopat agiert

hätten. Dem hält wenige Monate danach (Sep-

tember 1945) P. Ivo Zeiger, Vertrauter Pius' XII.,

die Auffassung des Papstes entgegen, wie Kardi-

nal Josef Frings berichtet: „Wo gute Standes-

vereine beständen, sollten sie erhalten und ge-

pflegt werden.“ Für Pius XII. sind nicht rein seel-

sorgliche Gesichtspunkte für die Organisierung

der Laien maßgebend, sondern vor allem deren

Wirken in die nichtkirchliche Öffentlichkeit hinein.

4.–6. Juni

Spaziergang auf der Hohe Straße
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60 Jahre Diözesanrat – Eine Chronik

Hajo Goertz



Blick vom Südturm des

Domes über das zerstörte

Köln nach Süden

Erzbischof Josef Frings und

Domkapitular Wilhelm Böhler
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Herbst

4. Februar

24. April

26. April

Unabhängig voneinander bilden sich an mehreren Orten des Erzbistums

Katholiken-Ausschüsse auf Stadt- und Dekanatsebene, so in Düsseldorf unter

Führung des Rechtsanwalts Anton Roesen, in Köln mit dem Notar Franz Lemmens,

in Bonn mit Oberstudiendirektor Karl Schümmer, in Remscheid mit dem Mediziner

Franz-Heinz Pielmeyer. Die Ausschüsse bilden sich neben den Bemühungen, die

katholischen Verbände wieder aufzubauen. Entschiedener Förderer dieser

Entwicklung ist Domkapitular Wilhelm Böhler, der davon auch den Kölner Erz-

bischof Josef Frings überzeugen kann. Der Prälat geht davon aus, dass ein katholi-

scher Einfluss auf Staat und Gesellschaft durch die Bischöfe allein nicht wirksam

werden kann. Diese spontanen Initiativen der Laien hätten einem gemeinsamen

Bedürfnis entsprochen, erwiesen durch die Tatsache, so der Prälat, „dass sie sich,

ohne vorher miteinander Fühlung genommen zu haben, fast überall denselben

Aufgaben zuwandten“.

In einem Rundbrief an die Dechanten im Erzbistum ruft Josef Frings (der am 18.

Februar von Papst Pius XII. zum Kardinal erhoben wird) zur Gründung von

„Katholiken-Ausschüssen“ auf. Sie sollen die katholischen Überzeugungen in die

Neugestaltung von Politik und Gesellschaft und den Wiederaufbau des Staates ein-

bringen. „Der Vorsitz soll bei einem Laien liegen“, bestimmt Frings, ein Priester sol-

le als „Geistlicher Beirat“ mitwirken, bindende Beschlüsse bedürften allerdings der

Zustimmung des Dechanten. Als Aufgabenbereiche benennt der Erzbischof:

Schule und Erziehung; Erwachsenenbildung; Medien; Politik und Ethik; Sozial-

lehre der Kirche; Caritas; Veranstaltungen von Katholikentagen. Dagegen sei

Parteipolitik nicht Aufgabe des Gremiums.

In der Britischen Zone wird gemäß Artikel 23 des Reichskonkordats von 1933 („In

allen Gemeinden, in denen Eltern oder sonstige Erziehungsberechtigte es beantra-

gen, werden katholische Volksschulen errichtet“.) eine Elternabstimmung über

den Charakter der Volksschulen durchgeführt. Die Mehrheit von 70 Prozent für die

Bekenntnisschule gegenüber der von Sozialdemokraten und Liberalen favorisier-

ten Gemeinschaftsschule ist auch auf das erste politische Wirken der eben ent-

stehenden Laiengremien zurückzuführen. In den schulpolitischen Auseinander-

setzungen der folgenden Jahre beziehen sich die Kirche und ihre Laien immer

wieder auf dieses Votum.

In Düsseldorf konstituiert sich der Katholikenausschuss in der Stadt. Er beschließt

„Richtlinien“ für seine Arbeit und wählt Anton Roesen zum Vorsitzenden. Der

Rechtsanwalt zeigt dem Erzbischof seine Wahl an und übersendet Kardinal Frings
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die Richtlinien; er bekundet damit, dass die Aktivitäten der Laien sich in

enger Kooperation mit Bischof, Dechanten und Pfarrern entfalten sollen.

Der Remscheider Arzt Franz-Heinz Pielmeyer legt in Absprache mit Kardinal Frings

ein Memorandum über „Zweck und Aufgabe der Katholikenausschüsse“ vor: Sie

bewegten sich „im fundamentalpolitischen Raum“; dazu gehörten „grund-

sätzliche Fragen“ des Christentums, Kultur, Schule, Erziehung und Bildung, soziale

Aufgaben und Fragen der Sittlichkeit. „Rein politische Fragen gehören nicht zu un-

serem Aufgabenbereich“, wird die Tagespolitik vorerst ausgegrenzt. – Der

Vorsitzende des Düsseldorfer Katholikenausschusses, Anton Roesen, erkennt

die Notwendigkeit, das Wirken der einzelnen Gremien in den Städten und

Dekanaten zusammenzuführen. Es beginnt die ertragreiche Zusammenarbeit zwi-

schen dem Düsseldorfer Vorsitzenden und Prälat Wilhelm Böhler, der für die

Laienarbeit im Erzbistum zuständig ist.

Vertreter bereits bestehender Katholikenaus-

schüsse kommen in Düsseldorf zu einer Konferenz

zusammen, zu der Domkapitular Böhler eingela-

den hat. Ziel ist es, auf der diözesanen Ebene die

Arbeit der Dekanatsgremien zu koordinieren und

zusammenzuführen. Diskutiert werden das

Selbstverständnis der Laien-Organisation, die

künftig konfessionelle Ausrichtung der Volks-

schule und der Beitrag der kirchlichen Sozial-

lehre zum gesellschaftlichen und staatlichen

Wiederaufbau. In Gesprächen mit den Par-

teien sollen die katholischen Positionen zur

Schulfrage und zur sozialen Gestaltung in

die Debatten über die Verfassungen von

Nordrhein-Westfalen (von der britischen

Militärregierung am 23. August konstitu-

iert) und der (späteren) Bundesrepublik ein-

gebracht werden. – In NRW leben damals

13,2 Millionen Einwohner, 55 Prozent

davon sind katholisch.

Im Dominikaner-Kloster Walberberg

tagen die Vorsitzenden der Katholiken-

ausschüsse, um die Bildung eines

Mai

8. August

28.–29. September



Diözesankomitees vorzubereiten und eine Satzung mit den nötigen Organen zu er-

arbeiten. Mit dieser Zusammenkunft solle nach Erwartung des Erzbischofs die prak-

tische Arbeit der Katholikenausschüsse beginnen, erklärt Prälat Böhler, sie seien

gleichgerichtet in dem Bestreben, „die katholischen Kräfte in den Dienst des see-

lisch-geistigen Neuaufbaus unseres Volkes zu stellen“. Sie sollten „beileibe nicht

Parteipolitik treiben“, schränkt der Prälat ein, ergänzt aber ausdrücklich: Die

Katholikenausschüsse „haben die Pflicht, dafür zu sorgen, dass im politischen

Leben die katholischen Grundsätze nicht missachtet werden“. Dafür richtet Böhler

das Augenmerk auf die „Grundsatzgesetzgebung“, das Verhältnis zwischen Kirche

und Staat, die Schulpolitik, das Eherecht und die „Wohlsfahrtsgesetzgebung“. Die

entstandenen Gremien hätten das gemeinsame Ziel, so der Remscheider

Vorsitzende Pielmeyer, „eine vertretende Körperschaft der Katholiken in Stadt und

Land zu sein oder noch zu werden“. Mit diesem Repräsentanz-Anspruch schlägt

Pielmeyer bereits jetzt vor, einen überdiözesanen „Rat der deutschen Katholiken“

zu bilden, dessen Aufgaben über die des früheren Zentralkomitees (ZK), das allein

als Träger der Katholikentage fungierte, weit hinausgehen sollten. Anton Roesen

aus Düsseldorf stellt als Grundlinien einer Satzung heraus, dass Katholiken-

ausschüsse und Diözesankomitee der Legitimation bedürften, um „im Namen der

Katholiken ihres Bezirks zu handeln“. Um sie repräsentieren zu können, müssten in

den Gremien sowohl alle Pfarrgemeinden wie die katholischen Vereine und

Organisationen vertreten sein. Für die Aufgaben der Ausschüsse gelte das Prinzip

der Subsidiarität; danach hätten sie die Initiativen anderer katholischer Träger

nicht zu verdrängen, sondern zu ergänzen und die Koordinierung der Aktivitäten zu

leisten.

12. November

Kardinal Josef Frings genehmigt die „Satzung für Diözesankomitee und Katho-

likenausschüsse in der Erzdiözese Köln“. Deren Zweck sei es, heißt es im ersten

Satz, „die katholischen Laien zusammenzufassen zur geschlossenen Mitwirkung

an den Aufgaben der Kirche im öffentlichen Leben“ und damit „zur Verchrist-

lichung der menschlichen Gesellschaft beizutragen“. – Frings konstituiert damit

erstmals ein Gremium der Laienmitwirkung in der deutschen Kirche: Denn die

Katholikenausschüsse bekommen nicht nur die traditionelle Aufgabe zugewiesen,

katholische Veranstaltungen zu organisieren und die kirchlichen Verbände zu

koordinieren; neu ist die Aufgabe, „eine fruchtbare Zusammenarbeit der Pfarr-

gemeinden“ fördern. Damit wird bereits grundgelegt, was vom Zweiten Vatika-

nischen Konzil zum eigenständigen Weltauftrag der Laien und zu ihrer Verant-

wortung in der und für die Kirche formuliert wird. – In einem Rundbrief an die

Dechanten fordert der Erzbischof auf, bis Anfang des neuen Jahres überall

Katholikenausschüsse zu gründen, wo sie noch nicht existieren. Die Satzungen der

bestehenden Gremien müssten an die jetzt genehmigte angepasst werden. Als vor-

läufigen Vorstand des Diözesankomitees benennt Frings Anton Roesen und Franz-

Heinz Pielmeyer sowie als seinen „Beauftragten“ Domkapitular Wilhelm Böhler.
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18. November

12. März

Anton Roesen Franz-
Heinz Pielmeyer.

In seinem „Weihnachtsbrief“ berichtet Kardinal Frings Papst Pius XII., in den

Städten hätten sich allenthalben „Katholikenausschüsse“ gebildet, „die ein

Zusammenschluss der vorhandenen kath. Vereinigungen sein wollen, um die

Grundsätze des katholischen Glaubens auch im öffentlichen Leben zur Geltung zu

bringen. Wir haben diese Ausschüsse jetzt für die Diözese zusammengefasst.“

Im erzbischöflichen Schulamt in Köln-Hohenlind konstituiert sich das „Diözesan-

Komitee der Katholikenausschüsse“. Auf der Grundlage der genehmigten Satzung

werden Vorstand und Beirat gebildet sowie die zu errichtenden Sachausschüsse be-

nannt; eine Geschäftsstelle soll als ständiger Ansprechpartner eingerichtet werden.

Zum Vorsitzenden wird gewählt, zu dessen Stellvertreter

Als politische Aufgabe erklären die Teilnehmer ihre Verpflichtung,

auf der Grundlage der katholischen Soziallehre die „Ordnungsgesetze für die

menschliche Gesellschaft sichtbar und wirksam zu machen“. Erster Blickpunkt dafür

ist die bevorstehende Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen (20. April). Der erste ge-

1947
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wählte Ministerpräsident des Landes, Karl Arnold,

setzt auf das politische Engagement der Katholiken:

Der Aufbau einer erstrebenswerten Wirtschafts- und

Sozialordnung sei, so begrüßt er die Organisierung

der Laien, „ohne die tätige Mitarbeit des durch das

Komitee repräsentierten Volksteil“ nicht möglich.

Staat und Kirche seien „auf gedeihliche Zusammen-

arbeit angewiesen“; sie sei gewährleistet, wenn sich

Personen fänden, „die sowohl im kirchlichen wie im

staatlichenRaum zur Mitarbeitbereit sind“.

Anton Roesen

Franz-Heinz Pielmeyer



Die Konstituierung des Diözesankomitees ist die Geburtsstunde des sogenannten

„Kölner Modells“ (s.u.). Prälat Böhler wird später die Eigenart dieser spezifischen

Organisation des Laienapostolates so charakterisieren: „Nie gegen die Hierarchie,

nie ohne die Hierarchie, sondern stets mit der Hierarchie.“

Der Beirat, der als ein erweiterter Vorstand agiert, erörtert die künftige Finanzie-

rung des Diözesankomitees und die Errichtung einer Bildungsstätte, um sich in der

Konkurrenz mit weltanschaulich anders gerichteten Angeboten sowie mit kommu-

nalen und staatlichen Einrichtungen zu behaupten. Beraten wird außerdem, wie

das Kölner Modell der Laienvertretung in anderen Bistümern etabliert werden kön-

ne; es solle auch Vorbild für die Wiederbegründung des Zentralkomitees für die

Generalversammlungen der Katholiken (Katholikentage) werden.

Bei der ersten Landtagswahl gewinnt die CDU mit 37,5 Prozent vor der SPD mit 32

Prozent. Der Christdemokrat Karl Arnold wird Regierungschef und löst den am 24.

Juli 1947 von den britischen Behörden ernannten Ministerpräsidenten Rudolf

Amelunxen, Zentrum, ab. – In einem zuvor verbreiteten Flugblatt hat das

Diözesankomitee darauf hingewiesen, dass das NRW-Parlament eine Verfassung

erarbeiten werde, in der es „nicht zuletzt um die Grundlagen christlichen Daseins“

gehe. Es gelte, die Freiheit der Kirche zu sichern, das Elternrecht festzulegen und

die Schulfrage zu lösen, die christliche Ehe und Familie zu schützen, eine mit den

Grundsätzen des Christentums vereinbare Sozialordnung zu schaffen. Die

Katholiken sollten nur solchen Kandidaten ihre Stimme geben, die diesen Forde-

rungen gerecht würden.

Der Sachausschuss „Presse, Rundfunk und Film“ präsentiert sich schon auf der

Presseausstellung in Düsseldorf und bietet mit einem eigenen Stand einen Über-

blick über die bereits erscheinenden kirchlichen Zeitschriften und die katholischen

Auffassungen nahestehenden Zeitungen, Nachrichten- und Bilderdienste.

Das Diözesankomitee eröffnet (noch) im Büro des erzbischöflichen Schulamtes in

Köln-Hohenlind (Elisabeth-Krankenhaus) seine Geschäftsstelle. Zum Geschäfts-

führer wird bestellt, der in dieser Funktion entscheidend zur

weiteren Entwicklung der Laienvertretungen beiträgt. Eine zentrale Aufgabe sieht

Nowak – ab 1956 auch ehrenamtlicher Bürgermeister der bis zur Eingemeindung

nach Köln 1975 selbstständigen Gemeinde Lövenich – im Aufbau eines Netzes

von Bildungswerken im gesamten Erzbistum, das publikumsnah ein attraktives

Programm anbieten kann. Gemeinsam mit dem späteren Münsteraner Bischof

8. April

20. April

26. April–2. Mai

15. Mai

Alfons Nowak
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Heinrich Tenhumberg initiiert er die Gründung der Arbeitsgemeinschaft katholi-

scher Erwachsenenbildung in NRW. Bis zu seinem Tod im Februar 1968 ist Nowak

auch Geschäftsführer der Thomas-Morus-Akademie und der Gesellschaft katholi-

scher Publizisten.

In Mülheim/Ruhr treffen sich Vertreter des Diözesankomitees und der Frankfurter

„Arbeitsgemeinschaft katholischer Laienwerke“ (AKL), um die Formen des Laien-

apostolates zu beraten. Die Kölner befürchten von einer loseren Organisations-

struktur, wie sie vor allem in süddeutschen Diözesen und ohne Abstimmung mit

den Bistumsleitungen entstanden sind, weniger Durchschlags-kraft und geringere

öffentliche Wirksamkeit. Die Frankfurter halten das Kölner Modell für „zu hierar-

chisch“, wehren sich aber gegen den Eindruck, in der AKL solle der Einfluss von

Geistlichen völlig ausgeschaltet werden. Einig sind sich beide Seiten, so berichtet

Alfons Nowak, „dass ein Zentral-Komitee als Vertretung der deutschen Katholiken

unbedingt notwendig sei“.

Die Diözesankomitees der (damals) vier nordrhein-westfälischen Bistümer grün-

den die „Arbeitsgemeinschaft der Katholiken im Lande Nordrhein-Westfalen“.

Vorsitzender wird der Remscheider Arzt Franz-Heinz Pielmeyer. Um Vorschläge

für die künftige Landesverfassung zu erarbeiten, wird eine Studienkommission ein-

gesetzt, in der unter Leitung von Ernst von Hippel auch der CDU-Politiker Rainer

Barzel, der Jesuit Johannes Hirschmann und der Dominikaner Eberhard Welty mit-

wirken. Bereits Anfang Oktober wird ein Verfassungsentwurf veröffentlicht. –

Gemeinsamen politischen Aktivitäten der Arbeitsgemeinschaft steht Prälat Böhler

allerdings skeptisch gegenüber: Die Diözesankomitees könnten ihre eigene politi-

sche Verantwortung nicht auf einen solchen Kreis übertragen.

Konferenz des „Zentralkomitees zur Vorbereitung der Katholikentage“ in

Königstein. Für das Kölner Diözesankomitee nehmen Roesen, Pielmeyer und

Landtagspräsident Josef Gockeln teil. Auf Anregung Böhlers und des ZK-

Präsidenten Alois Fürst zu Löwenstein wird erörtert, das Gremium nach dem

Kölner Modell weiterzuentwickeln zu einem „Zentralkomitee, das eine echte

Vertretung der deutschen Katholiken in der Öffentlichkeit darstellen könne“. Es

soll bestehen aus Vertretern der Diözesankomitees, der katholischen Verbände,

führenden Persönlichkeiten aus dem Laienstand, dem Klerus und dem

Ordensstand sowie aus Fachleuten für größere Aufgabenbereiche. Damit werde,

so Böhler, die Tradition des Zentralkomitees und der Katholikentage gewahrt,

„aber auch den heutigen Notwendigkeiten Rechnung getragen“. Wegen der von

anderen Bischöfen gefürchteten zu großen Eigenständigkeit der Laiengremien

31. Mai

13. Juni

19. Juni
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muss Kardinal Frings als Vorsitzender in der Fuldaer Bischofskonferenz intensive

Überzeugungsarbeit leisten, um diese Konzeption durchzusetzen. – In Königstein

werden zudem Überlegungen angestellt für den ersten Nachkriegskatholikentag,

der 1948 in Mainz stattfinden soll, dem Ort des historisch ersten Katholikentages

1848, genau 100 Jahre zuvor.

Die Sachausschüsse des Diözesankomitees nehmen ihre Arbeit auf:

Der Sachausschuss „Presse und Schrifttum“ debattiert die Aufgaben der

neu zu begründenden Zeitungen und Zeitschriften; er erwägt die Schaffung

einer katholischen Wochenzeitung für die gesamte Britische Zone, die

eine breite Leserschaft finden, d.h. nicht nur akademisch gebildete

Katholiken ansprechen solle. – Bereits am 2. Juni haben sich aus eigener

Initiative Vertreter der Presseausschüsse der lokalen Katholikengremien

getroffen und damit die Beschäftigung des Diözesankomitees mit Problemen

der Druckmedien initiiert.

Der Sachausschuss „Rundfunk und Film“ will die Programmentwicklung des

Nordwestdeutschen Rundfunks (der NWDR ist am 22. September 1945 als

Radio in der Britischen Zone errichtet worden) intensiv beobachten und da-

ran mitwirken, dass kirchlich geprägte Sendungen aufgenommen werden.

Der Sachausschuss „Bildung“ erörtert Grundzüge einer zeitgemäßen katholi-

schen Jugend- und Erwachsenenbildung und konkretisiert das Vorhaben,

ein „Diözesanbildungsheim“ zu errichten. Bereits im Oktober organisiert das

Gremium eine Tagung zu „Fragen der Erwachsenenbildung“ bei den

Dominikanern in Walberberg.

Der Sachausschuss „Soziale Fragen“ befasst sich mit der Nahrungsmittel-

knappheit und dem Mangel an Heizenergie sowie der Wohnungsnot in den

zerbombten Städten. Die schwierige Lage der Kriegsversehrten, der

Kriegerwitwen und -waisen und der Vertriebenen wird als Aufgabe begriffen,

die Lebenssituation der Betroffenen bessern zu helfen.

Der Sachausschuss „Schule und Erziehung“ konzentriert sich auf die Frage

des in der Politik noch umstrittenen Elternrechts: Zentrale Forderung sei

die Einführung der Bekenntnisschule und die staatliche Gewähr,

Privatschulen zu unterhalten. Erwogen wird die Idee, eine katholische

Universität zu gründen.

Der Sachausschuss „Jugend“ positioniert sich nicht in Konkurrenz zu

den katholischen Jugendorganisationen, er will deren Arbeit anregen und

zugleich ein Bindeglied zwischen den Generationen sein.

Wesentliche Zielrichtung der Sachausschüsse ist das Einwirken auf die Gestaltung

der Landesverfassung, für die der Düsseldorfer Landtag nach seiner Konstituie-

rung die Beratungen aufnimmt.

Juni–September

�

�

�

�
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3. Oktober

4. Dezember

Der Vorstand stellt sich hinter die Bestrebungen, ein Zentralkomitee als überdiöze-

sanes Dach der Laienvertretungen zu etablieren und will dazu das eigene Modell

über das Erzbistum hinaus ausgeweitet wissen: Nicht die Frankfurter Laienwerke,

sondern Katholikenausschüsse seien „der wirklich richtige Weg der Katholischen

Aktion“. Anton Roesen verortet das Kölner Modell in der Mitte zwischen „Bevor-

mundung mündig gewordener Christen“ auf der einen und dem Klerikalismus, der

strikten Weisungsgebundenheit an das kirchliche Amt, auf der anderen Seite: Es

sei eine „Organisationsform, die sich dem Aufbau der Kirche anpasst, in die

Hierarchie einfügt und auf alle Verbände sowie alle Pfarrgemeinden erstreckt“. –

Die Führung des Diözesankomitees wendet sich auch gegen Bestrebungen christ-

licher Politiker, den „Volksverein für das katholische Deutschland“ (die Organi-

sation in Mönchengladbach hat bis zur Auflösung 1933 gezielt die katholische

Soziallehre verbreitet) wieder aufleben zu lassen. Man befürchtet davon partei-

politische Vereinnahmung und Instrumentalisierung. – In der Sitzung vom

7. November kann Vorsitzender Roesen befriedigt feststellen, dass andere

Bistümer dem Kölner Modell folgen; allerdings gehe, so beklagt er, die Bildung des

Zentralkomitees nur mühsam voran.

In seinem Weihnachtsbrief an Papst Pius XII. berichtet Kardinal Frings von der

Entwicklung der Laieninitiativen: In den Vereinigungen arbeiteten „unsere Laien

mit großem Eifer“ mit, und „wenn sie zuweilen scharfe Kritik auch am Klerus üben,

so geschieht es aus einer tiefen Liebe zur Kirche“.

„Öffentlichkeitsarbeit“ mit einem Stand des Sachausschusses „Presse und Schrifttum“

auf der Presseausstellung Oktober/November 1947 im Landtag in Düsseldorf



Januar

Der Studienausschuss der

Arbeitsgemeinschaft der

Katholiken in NRW unter

Leitung von Franz-Heinz

Pielmeyer legt ein Positions-

papier zur künftigen Verfas-

sung von NRW vor. Die Laien

gehen über die Stellungnah-

me der Bischöfe des Landes

vom 7. Oktober 1947 hinaus,

indem sie eindeutig für die De-

mokratie als Staatsform ein-

treten. Zugleich aber wird positiv

vermerkt, dass in der Ver-

fassung jene Grundwerte und

-rechte aufgeführt werden, die

dem Staat vorgegeben seien und

nicht zur Disposition einer Mehr-

heit stehen könnten.

1948

26. April–2. Mai

Der Sachausschuss „Presse und Schrifttum“ organisiert eine Werkwoche bei den

Dominikanern in Walberberg, an der nicht nur fast 70 deutsche, sondern auch be-

reits 20 ausländische Publizisten teilnehmen – ein bemerkenswertes Signal, da das

internationale Ansehen der Deutschen noch sehr niedrig ist. Der Ausschuss des

Diözesankomitees gibt damit den Anstoß zur Gründung der „Gesellschaft katholi-

26

Werkwoche im Kloster

Walberberg

– im Gespräch: Pater Oswald

von Nell Breuning SJ,

Pater Laurentius Siemer OP,

Pater Mario von Galli SJ

( )v.l.n.r.



scher Publizisten“ (GKP), die auf dem Mainzer Katholikentag 1948 erfolgt, und legt

damit den Grundstein für die anhaltend enge Verbindung der Kölner

Laienvertretung mit der Publizisten-Vereinigung ebenso wie für das deutsch-

französische Publizistentreffen (erstmals 1957 in Maria Laach), das sich lange vor

der offiziellen Politik für die Aussöhnung zwischen Deutschland und Frankreich

und für die Idee der europäischen Einigung engagiert. In einer Entschließung, die

auf ein „internationales Werk katholischer Publizisten“ zielt, formulieren die

Teilnehmer der Werkwoche die Aufgabe, „für die Verständigung zwischen den

Völkern und den Frieden in der Welt persönlichen und publizistisch einzutreten“

und „die geistige Einheit des Abendlandes von den Kräften des Katholizismus her

zu pflegen und publizistisch zu fördern“.

Die Schulausschüsse der Diözesankomitees in Nordrhein-Westfalen veröffentli-

chen eine Denkschrift zur Schulreform: Die Eltern hätten „den Auftrag und das

Recht“, die Kinder zu erziehen; dies sei ihr „unverletzliches Elternrecht“. Es gehe

„jedem Recht menschlicher Gemeinschaft, sei es auch des Staates oder der

Gemeinde, voran“. Erst die Anerkennung dieses Naturrechts mache „einen wah-

ren Schulfrieden möglich“, – in dem die katholischen Eltern ihre Gewissensfor-

derungen geachtet sehen. „Von hier aus“, folgern die Verfasser, „begründen wir

naturrechtlich die Forderung nach katholischen Schulen für katholische Kinder.“

Daher müsse die Kirche das Recht haben, als Schulträger anerkannt zu werden,

insbesondere sei der Religionsunterricht, der „in allen Schulen schulplanmäßiges

Lehrfach sein muss, ihr ureigenstes Gebiet“. Die Denkschrift richtet sich an die

Düsseldorfer Regierung und die Landesschulkonferenz sowie an Eltern und

Lehrer. Erstmals wird darin ein „einheitlicher katholischer Schulreformplan von

der Volksschule bis zur Universität“ (Roesen) vorgelegt. Die Verfasser wollen die

Vorschläge „als Beweis für den ernsten Willen zu unserer Mitarbeit am Neuaufbau

des Schulwesens“ verstanden wissen, erklären aber auch: „In unseren grundsätz-

lichen Forderungen müssen und werden wir unnachgiebig sein.“

Zur 700-Jahr-Feier des Kölner Doms veranstaltet das Diözesan-

komitee eine Großkundgebung im Müngersdorfer Stadion mit rund

200.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmern, darunter der nord-

rhein-westfälische Ministerpräsident Karl Arnold und der CDU-

Vorsitzende Konrad Adenauer. Die Riege der Kardinäle und

Bischöfe aus aller Welt wird angeführt vom Päpstlichen Legaten,

Kardinal Clemente Micara. Diözesankomitee-Vorsitzender

verurteilt den Krieg, beschwört den Frieden und plädiert für eine

Rückbesinnung auf den christlich-abendländischen Geist. Kardinal

Frings bezeichnet er als den „Bischof des Laienapostolats“: In einer

28. Mai

15. August

Roesen
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„Epoche, in der der Laizismus die Welt überflutet“, habe der Erzbischof die Laien

„nach vorne gerufen“ und ihre Bestrebungen in Pfarrgemeinden und Verbänden

tatkräftig gefördert. Der Erzbischof bezeichnet die Kundgebung als „Familienfeier

der Katholischen Aktion“ und betont, es sei „Sache der katholischen Laien“, das

öffentliche, politische und gesellschaftliche Leben mit christlichem Geist zu durch-

dringen.

Das Diözesankomitee eröffnet das „Diözesanbildungsheim“ im erzbischöflichen

Priesterseminar Bensberg(heute Kardinal-Schulte-Haus), „eine Notlösung“, wie

Vorsitzender Anton Roesen zurückblickt, um mit der dringend erforderten katholi-

schen Bildungsarbeit beginnen zu können. Erste Zielgruppe sind die in den

Gemeinden und Dekanaten aktiven ehrenamtlichen Mitwirkenden. Im Rahmen der

politischen Bildungsarbeit sollen auch Parlamentarier angesprochen werden. Zur

Verfügung stehen der Bildungsstätte des Diözesankomitees 25 Einzel- und 20

Doppelzimmer; für die Verpflegung werden die Kursteilnehmer gebeten, Lebens-

mittelkarten mitzubringen. – Schon im Frühjahr 1950 können die Räume des

Seminars in Bensberg nicht mehr genutzt werden; längere Zeit wird eine neue

Tagungsstätte gesucht. Erst im November 1951 zieht das Bildungsheim ins Sankt-

Josephs-Haus in Bad Honnef, wo es über eigene Vortragsräume und Übernach-

tungsmöglichkeiten verfügen kann. Erster Direktor wird der Geistliche Helmut

Meisner.

Das Diözesankomitee richtet eine Denkschrift an den Präsidenten des Parlamen-

tarischen Rates in Bonn, Konrad Adenauer. Für das dort seit dem 1. September

beratene Grundgesetz für die künftige Bundesrepublik werden als Grundrechte

reklamiert:

Das Recht des Menschen, auch des ungeborenen, auf körperliche

Unverletzlichkeit zu gewährleisten;

Ehe und Familie als Urzelle des Volkes und des Staates zu schützen und

ihren Anspruch auf angemessenen Wohn- und Lebensraum sicherzustellen;

Pflege und Erziehung der Kinder als das natürliche Recht und die oberste

Pflicht der Eltern anzuerkennen;

Eltern das Recht einzuräumen, über den religiös-weltanschaulichen

Charakter der Schule ihrer Kinder zu entscheiden, sowie Unterrichtsfreiheit

und Religionsunterricht an allen Schularten zu garantieren;

das Selbstbestimmungsrecht der Kirchen und ihr Recht auf Eigentum zu

sichern, da sie – unbeschadet fortgeltender Verträge zwischen Kirche und

Staat – sonst ihren Aufgaben für Volk und Staat nicht nachkommen könnten.

13. November

15. November

�

�

�

�

�
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16. November

31. Dezember

4. Januar

Februar–März

Bei einer Konferenz mit Vertretern der Arbeitsgemeinschaft katholischer

Laienwerke in Frankfurt wird ein Kompromiss erzielt, der die Berechtigung beider

Konzepte des Laienapostolats anerkennt. Die AKL stelle, so der Publizist Walter

Dirks, die überdiözesane Form der nichtorganisierbaren katholischen Aktion dar,

die organisierbare dagegen bildeten die Diözesankomitees und das Zentral-

komitee nach dem Kölner Modell. Beide seien „nicht Opponenten, sondern

Komponenten“. – Im Laufe der Entwicklung kann sich die lockere Form einer

Arbeitsgemeinschaft allerdings nicht neben der repräsentativen Struktur des

Kölner Modells behaupten.

Nach nicht einmal zwei Jahren des Bestehens kommt Vorsitzender Roesen in sei-

nem Tätigkeitsbericht bis Ende 1948 zu dem Schluss: „Wenn das Diözesan-

komitee nicht bestanden hätte, so wäre manches unterblieben, was an Gutem und

Nützlichem geschehen ist.“ Freilich habe die Laienvertretung auch eine Fülle von

Aufgaben noch vor sich. Diese Einschätzung der Gründungsphase hat für Roesen

auch 1971 nach 25 Jahren Mitverantwortung der Laien in der Kölner Kirche, so sein

Selbstzitat beim Festakt, noch Bestand.

In einem erneuten Schreiben an den Präsidenten des Parlamentarischen Rates,

Konrad Adenauer, kritisiert das Diözesankomitee den derzeit beratenen Entwurf

des Grundgesetzes: „Mit Bestürzung haben wir namentlich erfahren, dass das

Recht der Eltern, den religiös-weltanschaulichen Charakter der Schule zu bestim-

men, nicht anerkannt werden soll.“ Mit großem Ernst weist die Kölner Laien-

vertretung darauf hin, dass dieses Recht „zu den echten Naturrechten der Eltern

gehört, zu jenen Rechten, die eine Verfassung weder verleihen noch entziehen

kann“, sondern das sie als Verfassung eines Rechtsstaates anzuerkennen habe.

Die Kulturhoheit der Länder sei zu respektieren, sie dürfe aber nicht dazu führen,

„Elternrecht und Gewissensfreiheit einzuschränken“. – Die Statistik weist 1949 in

NRW insgesamt 5722 Volksschulen mit über 1,7 Millionen Schülern aus.

Im Rahmen vielfältiger Aktivitäten der Laienvertretungen zur Sicherstellung des

Elternrechts im Grundgesetz erarbeitet der Sachausschuss „Schule und

Erziehung“ auf einer Tagung am 12./13. Februar Materialien, mit denen die örtli-

chen Katholikenausschüsse eigene Aktionen durchführen sollen. Bei der Konfe-

renz im Bensberger Priesterseminar referieren Prälat Böhler über die schulpoliti-

sche Lage, Paul Westhoff von der Arbeitsstelle für kirchlich-religiöse Rechts-

fragen im Generalvikariat über die Rechtsgrundlage von Privatschulen, und Prof.

Joseph Solzbacher über das Elternrecht und die Bekenntnisschule. – Am 21.

1949
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Februar versichert Diözesanvorsitzender Roesen in einem Offenen Brief an die

Abgeordneten des Parlamentarischen Rates, mit der Elternrechts-Forderung der

Kirche und der katholischen Laien solle „nicht ein neuer Kulturkampf heraufbe-

schworen“ werden. Die Gegner in der verfassunggebenden Versammlung werden

aufgefordert, einen Volksentscheid in dieser Frage zu ermöglichen. – Die Voll-

versammlung des Diözesankomitees am 16. März fasst eine entsprechende

Entschließung, in der auch die Fortgeltung des Reichskonkordates von 1933

reklamiert wird.

Das Diözesankomitee veranstaltet in der Düsseldorfer Rheinhalle eine Protest-

kundgebung gegen die Verurteilung von Kardinal József Mindszenty in Budapest.

Nach einem Schauprozess hat das Volksgericht des kommunistischen Regimes

am 6. Februar den Primas der Kirche in Ungarn wegen angeblicher Organisation

eines Staatsstreichs zu lebenslangem Zuchthaus verurteilt. Der Vorsitzende des

Diözesankomitees Anton Roesen erklärt vor den 5.000 Teilnehmern die Solidarität

aller Christen mit einem „aufrechten Verteidiger von Freiheit und Recht“. Das ka-

tholische Volk sei entschlossen, für diese Ideale und Rechte zu kämpfen; dazu ge-

höre das Recht der Eltern, über die Schulerziehung ihrer Kinder zu bestimmen. Mit

„heiliger Empörung“ reagiert auch Kardinal Frings darauf, dass der Prozess gegen

Mindszenty stattgefunden habe, weil er „im Kampf für religiöse Freiheit“ gestan-

den habe und „die Seele des geistigen Widerstandes“ gewesen sei, besonders

weil er sich gegen die widerrechtliche Umwandlung der christlichen in weltliche

Schulen aufgelehnt habe.

Im Gebäudekomplex des Kolpinghauses in Köln-Zentral, Breite Straße 110, be-

zieht das Diözesankomitee neue Geschäftsräume. Hier hat die Geschäftsstelle bis

heute ihren Sitz.

Der Sachausschuss „Presse und Schrifttum“ organisiert die erste Nachwuchs-

schulung für katholische Journalisten. Die Kölner Laien reagieren damit auf die

Forderung der im Jahr zuvor auf dem Mainzer Katholikentag gegründeten Gesell-

schaft katholischer Publizisten, wegen der für die Demokratie wichtigen Rolle der

Medien auf der Grundlage christlicher Gesellschaftsauffassung und Ethik gezielt

junge Katholiken für Medienberufe zu bilden. – Für September initiiert der Aus-

schuss erneut eine „Internationale Werkwoche katholischer Publizisten“.

Gemeinsam mit der Geschäftsstelle des Diözesankomitees führt die GKP im sel-

ben Jahr noch eine Rom-Pilgerreise für Journalisten durch.

13. Februar

12. April

30. April–2. Mai
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Juni–Juli

8.–12. September

Januar

Im Vorfeld der ersten Wahlen zum

Bundestag (14. August) veranstaltet das

Diözesankomitee Großkundgebungen

in Bonn, Düsseldorf, Essen, Mülheim /

Ruhr, Neuss und Wuppertal (am 3. Juni),

in Oberhausen (29. Juni) und in Köln (10.

Juli). Unter dem Titel „Der katholische

Christ in entscheidender Stunde unse-

res Volkes“ sollen die Katholiken mobili-

siert werden, an der Bildung des ersten

Parlaments der Bundesrepublik mitzu-

wirken. Ziel ist eine Zusammensetzung

des Bundestages, die christliche Grund-

sätze in der Politik und Gesetzgebung

durchsetzbar macht. In Köln beschwört

der Kundgebungsleiter Lemmens die

Teilnehmer, die „ganzheitliche Durch-

dringung des Staates mit christlichen

Grundsätzen“ sei erst noch zu leisten.

Die Katholiken seien sich „noch viel zu

wenig bewusst, welch hohes Gut wir in

dem christlichen Sozialgedanken besit-

zen“. Kardinal Frings wünscht in der

Kölner Veranstaltung das „Einrücken der

mittleren Generation in die Verantwor-

tung um Staat und Gesellschaft“ und be-

tont dabei die Bedeutung der Katholi-

kenausschüsse.

Der Sachausschuss „Presse und Schrifttum“ veranstaltet in Bonn die zweite

„Internationale Werkwoche katholischer Publizisten“. Dabei wird innerhalb der

GKP eine „Arbeitsgemeinschaft West“ gebildet, um die Kontakte zwischen rund

200 in der Region tätigen katholischen Journalisten zu intensivieren.

Der Sachausschuss „Soziales“ legt eine Denkschrift zu Gesetzentwürfen für die

Sozialversicherung vor, die gemeinsam mit der KAB, dem Bund katholischer

Unternehmer (BKU), den CDU-Sozialausschüssen und der Kölner Arbeitsge-

meinschaft Sozialversicherung erarbeitet ist. Die Stellungnahme, die an die katho-

1950
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lischen Abgeordneten des Bundestages und an das Bundesarbeitsministerium

geht, wendet sich gegen „sozialistische Tendenzen“ in den Gesetzentwürfen und

plädiert dafür, die klassische Form der Versicherung mit Kapitaldeckung beizube-

halten.

Das Diözesankomitee fordert die örtlichen Katholikenausschüsse auf, die

Entwicklung von Rundfunk und Presse intensiv zu beobachten und gegen

„Schmutz und Schund“ engagiert Stellung zu beziehen. Nach Angaben des

Michaelsbundes „überschwemmen“ mehr als fünf Milliarden „Hefte der Schmutz-

und Schundliteratur“ den deutschen Büchermarkt. – Nach einem Bericht des

Diözesan-Flüchtlingsseelsorgers Prälat Golombek wird den Pfarrgemeinden die

Aufgabe zugewiesen, sich für die Integration der Flüchtlinge einzusetzen, da sie auf

verbreitete Vorbehalte der einheimischen Bevölkerung stießen. Nach einer

Statistik aus dem Jahr 1951 leben von den 11,8 Millionen Flüchtlingen in ganz

Europa allein 9,4 Millionen in der Bundesrepublik Deutschland.

Das Diözesankomitee führt mit Teilnahme von Vorstand und Beirat eine Pilgerreise

für die Katholiken des Erzbistums nach Rom durch. In einer Papstaudienz stellt

Prälat Böhler Pius XII. die Führung des Diözesankomitees vor.

11. Januar

6.–16. Februar
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1. Mai

In einer eigenen Broschüre werden Wesen, Aufgaben und Ziel der „katholischen

Aktion“ dargestellt, um das Kölner Modell des Laienapostolats einer breiteren Öf-

fentlichkeit verständlich zu machen. Die Geschäftsstelle des Diözesankomitees

gibt einen „Wegweiser durch das katholische Deutschland“ heraus, der die

Struktur der Kirche in Deutschland, die katholischen Organisationen und die be-

reits existierenden kirchlichen Medien auflistet. Nach der Volkszählung von 1950

sind von den fast 50 Millionen Einwohnern im Bundesgebiet und Westberlin knapp

24,4 Millionen (49,1 %) katholisch.

Auf einer Großkundgebung des Katholischen Lehrerverbandes in Köln erhebt

der Vorsitzende des Kölner Katholikenausschusses, Franz Lemmens, erneut

gemeinsam mit Kardinal Frings und Kultusministerin Christine Teusch die Forde-

rung nach der Bekenntnisschule. Die Veranstaltung ist Teil der vielfältigen politi-

schen Aktionen der Laiengremien um die Sicherung des Elternrechts in der

Landesverfassung.

Mit der Landtagswahl steht die Verfassung des Landes NRW zur Abstimmung.

Danach werden auf Antrag der Eltern Bekenntnisschulen errichtet, soweit ein ge-

ordneter Schulbetrieb gewährleistet sei. Das Diözesankomitee sieht sich durch die

deutliche Mehrheit für die Vorlage (57 Prozent Ja-Stimmen) in seinem eigenen

Engagement bestätigt: 1,5 Millionen Flugblätter und 2500 Broschüren zu den

„Kulturartikeln der neuen Verfassung Nordrhein-Westfalen“ sind zuvor verbreitet

worden. – Im Juni intensiviert die Laienvertretung mit den neuen Sachaus-

schüssen „Film“ und „Flüchtlings- und Vertriebenenfragen“ das Engagement in

diesen Aktionsbereichen. In den Kinos wird die Vorführung schlechter Filme

(“Schmutz und Schund“ ist damals ein gängiger Begriff) befürchtet, dagegen sol-

len empfehlenswerte Filme gefördert werden. – Mit dem Vertriebenen-Ausschuss

fordern die Katholiken menschenwürdige Wohnungen für die Flüchtlinge und ihre

Integration in die Arbeitswelt. Sie beklagen das „Unrecht der Vertreibung“ und ver-

langen die „Rückgabe der Heimat“. In NRW zählt die Statistik 1,4 Millionen

Vertriebene, davon sind 517.000 katholisch. Im Erzbistum Köln sind 130.000 katho-

lische Vertriebene registriert. Insgesamt gehören 2,49 Millionen Katholiken zur

Erzdiözese.

14. Mai

18. Juni
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22.–24. Juli

Erster Diözesan-Katholikentag in Bonn

mit dem Leitwort „Durch Ordnung zum

Frieden“. Mit dem einen Monat zuvor

ausgebrochenen Korea-Krieg bekommt

die Thematik unerwartete Aktualität. In

seiner Predigt beim Gottesdienst auf

dem Marktplatz betont Kardinal Frings

vor 25.000 Gläubigen, der Friede könne

auf Dauer nur durch die von Gott gesetz-

te Ordnung bestehen. Wo sie bedroht

sei oder verletzt werde, hätten Staaten

und die Staatengemeinschaft das Recht,

sich zu wehren, und nötigenfalls die

Pflicht, durch Krieg diese Ordnung wie-



derherzustellen. Wenn die Gottesordnung in der Welt bedroht sei, könne absolute

Kriegsdienstverweigerung mit christlichem Denken nicht vereinbart werden.

Die Aussage des Kölner Erzbischofs entfacht in der Folgezeit die öffentlich kontro-

verse Diskussion um eine Wiederbewaffnung der Bundesrepublik. – In der

Kundgebung mit 20.000 Teilnehmern im Bonner Gronaustadion befasst sich der

Vorsitzende der Berliner Katholischen Aktion Emil Dovifat mit dem Thema „Der

Katholik und der Staat“: Die „Mitarbeit am Staat“ sei den Christen „eine Wirkform

der Nächstenliebe im öffentlichen Leben“.

Die Mitteilungen des Diözesankomitees melden, dass es gemäß einem Beschluss

des Bonner Katholikentages beim Arbeitsminister in Düsseldorf gegen „das Über-

handnehmen der Störung der Sonn- und Feiertage“ protestiert hat. Die „laxe

Handhabung“ von Ausnahmegenehmigungen durch die Behörden müsse been-

det werden.

Eine Arbeitstagung für die Führung des Diözesankomitees und die Ausschuss-

vorsitzenden im Düsseldorfer Landtag befasst sich mit der Bedeutung der bevor-

stehenden Sozialwahlen und den sozial- und kulturpolitischen Gesetzesvorhaben

in NRW. Darüber berichtet Landtagspräsident Josef Gockeln, der betont, die

Beschränkung der Laienvertretungen auf das „Fundamental-politische“ dürfe

nicht als standpunktlose Neutralität missverstanden werden. Für eine deutlichere

Prägung der Schulen durch katholischen Geist wird die Aktivierung einer katholi-

schen Elternbewegung erwogen. – Im Jahresbericht für 1950 beklagt Komitee-

Vorsitzender Roesen: „Die meisten Katholiken von heute privatisieren.“ Es fehle

ihnen das Bewusstsein sozialer Verpflichtung, daher nehme „der katholische

Einfluss auf Staat, Gesellschaft, Wirtschaft eher ab als zu“. Damit gehe „die außer-

ordentliche Möglichkeit, die durch den Zusammenbruch christentumsfeindlicher

Mächte aufgerissenen Lücken vom Katholischen her auszufüllen“, ziemlich unge-

nutzt vorüber. Die Katholiken-Ausschüsse hätten die dringliche Aufgabe, die politi-

sche und soziale Verantwortungsbereitschaft der Katholiken zu wecken.

31. Oktober

13. Dezember
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Ringen um den sozialen Rechtsstaat
(1951–1960)

Die Adenauer-Ära im ersten Jahrzehnt der neu gegründeten Bundesrepublik und

des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen ist geprägt durch den Aufbau der staatli-

chen Institutionen und der politischen Orientierung an den Demokratien des

Westens. Die Verfassungen des Bundes und des Landes finden zwar weitgehend

Zustimmung der Katholiken, aber nicht alle ihre Vorstellungen sind aufgenommen.

Dem Bonner Grundgesetz fehle, so hat Kardinal Frings in kommentierenden

Hirtenbrief im Mai 1949 kritisiert, trotz der Gottes-Anrufung in der Präambel „die

tiefere religiöse Begründung“. So stellen sich Diözesankomitee und Katholiken-

ausschüsse die Aufgabe, in Staat und Gesellschaft christlichen Geist wirksam zu

machen. Wohl ist die Politik weitgehend von den christlichen Parteien bestimmt,

doch in der Parteienlandschaft wird eine ideologische Auseinandersetzung mit

den sozialistischen Vorstellungen der Sozialdemokraten geführt, die auch die orga-

nisierten Laien auf den Plan ruft. Zudem kämpfen sie gegen erste Anzeichen einer

Säkularisierung der Gesellschaft und eines materiellen Wohlstandsdenkens, das

sich mit dem wirtschaftlichen Aufschwung zunehmend einstellt.

Beim Neujahrsempfang des Erzbischofs für die Laienvertretung nennt Anton

Roesen als wesentliche Aufgaben die Intensivierung der Zusammenarbeit zwi-

schen den katholischen Organisationen, die Sorge um die Vertriebenen, „die äuße-

re Verteidigung und den inneren Ausbau der katholischen Schule“, eine Wieder-

herstellung und Pflege der Familie sowie „den Kampf gegen Schmutz und

Schund“. Die mehrheitliche Zustimmung zur NRW-Verfassung bei der Landtags-

wahl des Vorjahres wertet der Komitee-Vorsitzende als „Zeugnis für die überpar-

teiliche Arbeit des Diözesankomitees und der anderen katholischen Organisa-

tionen im fundamental-politischen Raum“. Kardinal Frings betont, je klarer und ziel-

sicherer die Katholikenausschüsse mit ihrem Diözesankomitee für die katholi-

schen Grundsätze eintreten würden, desto sicherer werde „Schritt für Schritt die

Wiederverchristlichung der menschlichen Gesellschaft“ eintreten.

In einem Aufruf für die Wahlen zu den Sozialversicherungen fordert das

Diözesankomitee die örtlichen Katholikenausschüsse auf, sich für die Aufstellung

von Kandidaten und für eine breite Beteiligung an den Abstimmungen einzuset-

zen, damit möglichst viele „christlich eingestellte Persönlichkeiten“ in die

Selbstverwaltungs-Organe der Versicherungsträger gewählt werden.

7. Januar

14. Februar

1951
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7.–8. April

April–Mai

28. April

In Essen beraten auf Einladung des Schulausschusses Eltern, Lehrer und kommu-

nale Ratsmitglieder die vorliegenden Entwürfe zu einem NRW-Schulgesetz.

Vorbereitet wird dabei die Gründung des „Bundes für katholische Schule und

Erziehung“, dem beizutreten Kardinal Frings in einem Hirtenwort zum

Schulsonntag (6. Mai) empfiehlt: Die Gegner der Bekenntnisschule seien sofort

auf dem Plan, „wenn die katholischen Eltern ihr gottgegebenes Recht auf katholi-

sche Schulen für katholische Kinder geltend machen und gesetzlich verankern wol-

len“. Der Bund solle sich dafür einsetzen, bemerkt Kirchenzeitungs-Chefredakteur

Joseph Solzbacher, „dass in den Parlamenten der Gemeinden, der Kreise und des

Landes und in den entsprechenden Schul- und Kulturausschüssen sachkundige

Vertreter unserer Schul- und Erziehungsgrundsätze gründliche Arbeit leisten“.

Im Sachausschuss Rundfunk des Diözesankomitees wird zu klären versucht, wie

eine Kooperation zwischen der Laienvertretung und der von Geistlichen geführten

Katholischen Rundfunkarbeit beim NWDR möglich ist. In einer „Arbeitsteilung“

konzentrieren sich die Laien auf die „nicht ausgesprochen religiösen Sendungen“,

die allgemein kulturellen Beiträge. Der Sachausschuss fordert Rücksicht des

Programms auf die katholische Prägung der Kulturlandschaft. Um dies dem

Sender zu erleichtern, bietet er Hilfestellung und Mitwirkende an. Außerdem soll

die Hörerschaft zur kritischen Begleitung angeleitet werden, was allerdings auf zu

wenig Resonanz stößt. Bei politischen Sendungen bleibt die Laienvertretung auf

Distanz, damit seine Beobachtungen und Rückmeldungen nicht „mit denen einer

Partei identifiziert werden“.

Eine Tagung zum Thema „Soziale Bildung“ im Düsseldorfer Landtag führt

Laienvertreter, katholische Verbände, Ministeriale und Politiker (Landtags- und

Bundestagsabgeordnete) zusammen. Der damalige Professor in Trier Joseph

Höffner befasst sich mit dem Thema Mitbestimmung der Arbeitnehmer. KAB-

Verbandspräses Hermann Josef Schmitt betont, jeder Katholik müsse „mit in die

Verantwortung für die Wiederherstellung der sozialen Ordnung einbezogen wer-

den“; dazu sei die soziale Bildung notwendige Vorbedingung. Nach dem Tagungs-

bericht werden die Katholikenausschüsse und die katholischen Abgeordneten auf-

gefordert, dazu beizutragen, dass die „katholische Soziallehre in der Gesetz-

gebung“ verwirklicht wird. Von der Schaffung einer neuen sozialen Friedens-

ordnung hänge der weitere Bestand der christlichen Kultur in Deutschland und in

Europa ab.
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21. November

Das Diözesanbildungsheim übersiedelt in das St.-Josef-Kloster der Nonnen-

werther Franziskanerinnen in Bad Honnef. Für die unter den diözesanen Akade-

mien einzigartige Rechtsträgerschaft wird ein „Diözesankomitee e.V.“ gegründet.

Beim Festakt erklärt der Diözesankomitee-Vorsitzende Roesen, mit diesem Haus

der Erwachsenenbildung werde „Neuland“ betreten. Es solle Mittelpunkt der

Bildungsarbeit des Erzbistum sein, eine Stätte geistiger Auseinandersetzung und

ein „Ort der Begegnung zwischen Kirche und Welt“, heißt es in einer Ankündigung

zur feierlichen Neueröffnung. Kardinal Frings betont bei der Einweihung, die

Erwachsenenbildung in diesem Haus stelle keine katholische Aktion dar, sondern –

im Unterschied dazu – eine „Aktion der Katholiken“. – Bereits zwei Jahre später

erweist sich das Honnefer Haus als unzureichend für die vielfältigen Aktivitäten der

Einrichtung. Zwischenzeitliche Versuche, sie in die Trägerschaft des Erzbistums zu

überführen, können vom Diözesankomitee abgewehrt werden, gemeinsam mit

Prälat Böhler, der um die Freiheit der Akademiearbeit besorgt ist. – Die erste

Veranstaltung an neuer Stätte ist eine Schulung der Gesellschaft katholischer

Publizisten (GKP) für den journalistischen Nachwuchs.

Dezember

Der Film „Die Sünderin“ löst einen Skandal aus. Diözesankomitee und Katholiken-

ausschüsse engagieren sich für ein Verbot des Films und suchen Vorführungen in

Kinos zu verhindern. – Eine Konferenz im Düsseldorfer Landtag mit dem Parla-

mentspräsidenten Gockeln ergibt: Ein gesetzliches Verbot ist nicht zu erreichen. –

Kardinal Frings hat bereits im Februar in einem „Oberhirtlichen Mahnwort“ erklärt,

er könne zur Vorführung des „berüchtigten“ Films „Die Sünderin“ im Erzbistum
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nicht schweigen: „Das öffentliche Ärgernis darf öffentlich nicht unwidersprochen

bleiben.“ Der Film verletze „Frauenwürde und Mädchenehre“. Der Erzbischof er-

wartet von den Katholiken, dass sie „in berechtigter Empörung“ die Kinos meiden,

„die unter Missbrauch des Namens der Kunst eine Aufführung bringen, die auf

eine Zersetzung der sittlichen Begriffe unseres christlichen Volkes hinauskommt“.

Gemeinsam mit Vertretern der katholischen Verbände sucht das Diözesankomitee

nach einer Struktur, die gemeinsames Agieren ermöglicht. Beraten und am 26.

März von der Vollversammlung beschlossen wird die Bildung der Diözesan-

arbeitsgemeinschaft, später Diözesanführungskreis umbenannt, der den bisher-

igen Beirat ersetzt. Kardinal Frings nutzt das Gremium als „Rat des Erzbischofs“

und nimmt regelmäßig an dessen halbjährlichen Tagungen teil.

Der Schulausschuss des Diözesankomitees veranstaltet in Düsseldorf eine

Kundgebung zum NRW-Schulgesetz mit rund 2500 Teilnehmern. Kardinal Frings

erklärt, die Katholiken hätten eine politische Auseinandersetzung um Elternrecht

und Schulgesetz nicht zu fürchten, denn bereits unmittelbar nach dem Krieg, so

erinnert der Erzbischof an die Elternabstimmung im April 1946 (s.o.), habe die

Bekenntnisschule in weitesten Teilen der Bevölkerung Zustimmung gefunden.

Zwar werde das Schulgesetz nur von einer knappen Landtags-Mehrheit befürwor-

tet, doch stehe „hinter der kleinen Zahl der christlichen Abgeordneten die weitaus

größere Mehrheit der Eltern und Wähler“. – Einen Monat später sieht der

Ausschuss im verabschiedeten Gesetz zahlreiche katholische Forderungen erfüllt.

Auf dieser Grundlage werden in der Folge Tagungen für Elternvertreter organi-

siert, um sie für ihre Mitwirkung in den Schulpflegschaften und den

Landesschulbeiräten pädagogisch und schulrechtlich auszurüsten.

Auch die Vollversammlung befasst sich mit dem Schulgesetz. Außerdem werden

der Jugendschutz und die Familienrechtsreform debattiert. Es schließt sich eine

Kundgebung an.

In seinem Jahresbericht zur Arbeit des Diözesankomitees betont Vorsitzender

Roesen, die Aktionen der Katholiken müssten auf Auseinandersetzung und

Eroberung gerichtet sein: „Wir müssen kämpfen für die Durchsetzung des

Naturrechts, für die Freiheit der Person und der Kirche, für das Recht der Eltern auf

Erziehung ihrer Kinder und das Recht eines jeden Menschen auf menschen-

würdiges Dasein.“ Roesen fordert angesichts eingeschworener Feinde der Kirche

und des Christentums „eine fundamentalpolitische, mit den Mitteln der

30. Januar

23. März

26. März

2. April
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Demokratie schlagkräftige Einheitsfront der Katholiken“, die zu bilden dringende

Aufgabe der Laiengremien sei. Dahinter müssten zweitrangige Werte und

Interessen nachgeordnet werden.

Im Diözesanbildungsheim in Bad Honnef konstituiert sich das „Zentralkomitee der

deutschen Katholiken“ (ZdK). Gegenüber dem bisherigen „Zentralkomitee zur

Vorbereitung der Katholikentage“(ZK) versteht es sich entsprechend dem „Kölner

Modell“ des Laienapostolats als Repräsentanz des deutschen Katholizismus, und

trägt als solches die Katholikentage; zudem dient es der Koordination zwischen

den katholischen Verbänden und Organisationen. Kardinal Frings bestimmt

namens der Fuldaer Bischofskonferenz Karl Fürst zu Löwenstein zum kommis-

sarischen Vorsitzenden. Anton Roesen wird Mitglied im geschäftsführenden

Ausschuss.

Zum ersten Mal findet neben dem Deutschen Katholikentag und dem diözesanen

ein örtlicher Katholikentag statt. In der Ruhrmetropole leben 323.000

Katholiken. Das Laientreffen hat bis zu 50.000 Teilnehmer zu verzeichnen. Bei der

Schlusskundgebung erklärt der ehemalige rheinland-pfälzische Staatsminister

Adolf Süsterhenn, Religion sei nicht Privatsache. Wer das Prinzip der obersten

Herrschergewalt Gottes auch im gesellschaftlichen Leben nicht anerkenne und

durchzusetzen versuche, habe das Wesen des Christentums nicht verstanden. Für

die Christen der heute noch christlichen Stadt Essen sei dies Verpflichtung für die

Zukunft.

Zu den Kommunalwahlen an diesem Tag hat das Diözesankomitee in Zusammen-

arbeit mit den katholischen Verbänden einen Wahlaufruf veröffentlicht sowie

Plakate und Flugblätter verteilt. Die katholischen Wählerinnen und Wähler werden

aufgefordert, dazu beizutragen, dass das öffentliche Leben von christlichem Geist

geprägt werde: „Von jedem Wähler hängt es ab, ob das Gesicht seiner Stadt, sei-

nes Dorfes christlich bestimmt ist oder nicht.“ Die Bedeutung der Kommunal-

wahlen wird mit den Aufgaben und Entscheidungsbefugnissen der Räte hervorge-

hoben. Sie hätten geeignete Stätten für die christlichen Bekenntnisschulen zu stel-

len; sie könnten nach dem Prinzip der Subsidiarität einer Allzuständigkeit der

Bürokratie wehren und die heranwachsende Jugend durch geeignete

Maßnahmen vor Schmutz und Schund bewahren.

30. April

14. September

9. November

in Essen
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4. Januar

8. April

22. April

20. Mai

Der Vorsitzende des Diözesankomitees, Anton Roesen, warnt beim Neujahrs-

empfang des Erzbischofs, dass trotz des Engagements der Laien „die Säkulari-

sierung des Denkens und Fühlens auch in dem katholischen Lande am Rhein er-

schreckende Fortschritte gemacht“ habe. Kardinal Frings hebt die Vorrangstellung

des Erzbistums für das Laienapostolat im ganzen katholischen Deutschland her-

vor. Sie werde unterstrichen dadurch, dass Bonn Bundeshauptstadt sei, dass das

ZdK bald in Bad Honnef seinen Sitz haben werde und dass die jetzt neu gegründete

Katholische Nachrichten-Agentur KNA in Bonn angesiedelt sei.

Die Verabschiedung des Schulgesetzes wird vom Diözesankomitee grundsätzlich

begrüßt, weil es das Elternrecht anerkenne und Privatschulen Lebensrecht und

Rechte auf Zuschüsse einräume. – In der Folgezeit werden in zahlreichen Kursen

der Thomas-Morus-Akademie Eltern, Lehrer und Priester mit Inhalten des

Gesetzes und den sich daraus ergebenden Aufgaben vertraut gemacht.

Bei der Vollversammlung des ZdK wird neben Präsident Karl Fürst zu Löwenstein

der Düsseldorfer Landtagspräsident Josef Gockeln vom Diözesankomitee zum

Vizepräsidenten gewählt. Kardinal Frings betont, auch in seiner vorhergehenden

Funktion habe das Gremium zur Vorbereitung der Katholikentage schon nach dem

Krieg Hervorragendes geleistet. Der Generalassistent der Bischöfe beim ZdK,

Prälat Franz Hengsbach (1958 Bischof von Essen, 1988 Kardinal), nennt die

Neugründung des ZdK einen „Beweis des großen Vertrauens des Episkopates zu

den Kräften des Laienapostolates“; hier werde der kühne Versuch unternommen,

alle vielfältigen Gruppen katholischer Laienbewegung zu einer Aktionsgemein-

schaft zusammenzuschließen.

Der Kölner Katholikenausschuss kündigt für den Sommer wöchentliche „Anbe-

tungsstunden für Priester und Laien“ an. Die gesamte apostolische Arbeit des

Gremiums sei auf „die Verinnerlichung und die Verbindung mit dem Leben der

Kirche gerichtet“. Die Formung mündiger Katholiken und die Vertretung christli-

cher Grundsätze in der Öffentlichkeit könne nur erfolgreich sein, wenn sich die

Laien in „echter christlicher Grundhaltung um die Gestaltung ihres eigenen

Lebens“ bemühten. – Während 1939 auf dem Gebiet der Bundesrepublik noch gut

18 Millionen Katholiken gezählt wurden, sind es jetzt 21,5 Millionen, 45,2 Prozent

der Gesamtbevölkerung. Mit 7,2 Millionen leben die meisten Katholiken in

Nordrhein-Westfalen.
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13.–15. Juni

6. September

Zweiter Diözesan-Katholikentag in Wuppertal mit dem Thema „Der Christ in der

Großstadt“. Das Treffen befasst sich mit den Aufgaben in Familie, Beruf und

Öffentlichkeit, die sich den Katholiken in der besonderen Situation einer Großstadt

stellen. Nur durch die Arbeit der Christen in der Öffentlichkeit könne die verarmte

Welt wieder mit echten Werten erfüllt werden, heißt es in einer Entschließung des

Katholikentages. Dazu brauche man die „Macht der erfolgversprechenden Eliten“,

aber auch „die Macht der großen Zahl, weil bloße Deklamationen und eindringli-

che Hinweise auf verbürgte Wahrheiten unwirksam bleiben, wenn keine Macht da-

hintersteht“. Die weltweite Aufgabe könne nur durch den „vollen Einsatz aller

Christen“ gelöst werden. Daher „erwartet der Diözesan-Katholikentag, dass sich

die Katholiken im Geist christlicher Liebe um den Weg zu diesem Ziel gemeinsam

bemühen“. Dabei seien Priester und Laien aufeinander angewiesen, hätten eine

„gegenseitige Verantwortung“, aber auch das Recht zur Kritik“. Ministerpräsident

Karl Arnold erklärt in der Schlusskundgebung mit 30.000 Teilnehmern, eine „we-

sentliche Maßnahme“, soziale Sicherheit zu schaffen, seien Möglichkeiten, „über

die Lohntüte hinaus persönliches

Miteigentum an der industriellen

Produktion“ erwerben zu können.

Vor der Bundestagwahl an diesem

Tag führt das Diözesankomitee er-

neut eine intensive Wahlaktion

durch: 8000 Plakate mit Wahl-

aufrufen und 1,5 Millionen Flug-

blätter werden verbreitet. Das ZdK
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beschwört Anfang August in einem Wahlaufruf den Zusammenhalt der Katholiken

„gegen alle, die die unselige Spaltung der deutschen Christenheit dazu missbrau-

chen, durch konfessionelle Hetze die christlichen Kräfte zu schwächen“. Man kön-

ne nur Abgeordnete einer Partei wählen, „die eintritt für die Wiedervereinigung

Deutschlands, eine gerechte Neuordnung Europas“, für die „Solidarität aller

Völker in Frieden und Freiheit“ und „für die Freiheit der Kirche und ihrer

Lebensentfaltung im privaten und öffentlichen Raum“. – Der Wahlkampf ist auch

vom Volksaufstand am 17. Juni in Ost-Berlin und der DDR überschattet. Mit 49.000

Flüchtlingen nimmt Nordrhein-Westfalen fast die Hälfte der 107.000 Übersiedler

aus Ostdeutschland auf. Die damit verbundenen Probleme beschäftigen den

Sachausschuss „Vertriebenenfragen. – Der Wahlsieg der CDU/CSU mit über 45

Prozent wird vom Kölner Diözesankomitee als Erfolg gewertet.

Das Diözesanbildungsheim in Bad Honnef wird von Kardinal Frings zur „Thomas-

Morus-Akademie“ aufgewertet; sie bleibt bis heute die einzige katholische

Akademie in Deutschland, die von der Laienvertretung getragen wird. Direktor

Helmut Meisner, lädt ausdrücklich auch Nichtkatholiken zum freien akademischen

Dialog ein. Dies sei der erste Ansatz für die Bildung des „mündigen Laien“ zum

geistigen Austausch und zur Auseinandersetzung mit aktuellen Gegenwarts-

fragen, immer mit dem Ziel, Antworten aus dem christlichen Glauben heraus zu

finden. Schon im ersten Jahr ihrer Tätigkeit führt die Akademie 148 Kurse und

Tagungen mit fast 5.000 Teilnehmern durch. – Ab Oktober 1957 leitet der nicht

zuletzt für seinen Humor bekannte Prälat Josef Steinberg die Akademie.

13. September
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17.–18. Oktober

In Ergänzung zum Leitwort des Wuppertaler Katholikentages (s.o. 13./14. Juni)

geht das Diözesankomitee mit der zweiten Veranstaltung dieses Jahres in eine

Landstadt, nach Euskirchen; „Gottes Ordnung in Stadt und Land“ beschäftigt hier

die Teilnehmer. Die Landvolktagung bietet eine „tiefgründige Diagnose der religi-

ös-sittlichen und sozialen Situation auf dem Lande“. Auch „in unserem techni-

schen Zeitalter“ sei es möglich, ein „neues, modernes christliches Dorf zu formen“.

Dazu sei, so Kardinal Frings, eine Gesinnung nachbarschaftlicher Verantwor-

tung und eine breite Erwachsenenbildung erforderlich. Großen Wert legt der Erz-

bischof auf eine freie „katholische Jugendbewegung und Jugenderziehung“. –

Zur Umsetzung der bei diesem „Katholikentag“ debattierten Probleme und

Forderungen wird im Dezember ein Sachausschuss „Landvolkfragen“ eingerich-

tet, der eine „Vertretung des katholischen Landvolks“ im Erzbistum sichern soll.

Egidius Schneider, Leiter der Landvolkshochschule des Erzbistums, regt dabei die

Gründung von Dorf- und Pfarrausschüssen in den Landgemeinden an. Die

Katholiken in den Dörfern haben bis dahin wenig Interesse für ein Engagement in

Katholikenausschüssen gezeigt. Der Ausschuss soll die Bildungsarbeit in den länd-

lichen Gebieten des Erzbistums aktivieren,

um „in vertrauensvoller Zusammenarbeit mit

dem Seelsorger das Dorf von der Kirche her

neu zu beleben“.

Eine öffentliche Kundgebung in Bonn protes-

tiert gegen die Verhaftung des Primas von

Polen, des Warschauer Kardinals Stephan

Wyszinski. Anton Roesen proklamiert die Ver-

bundenheit der ganzen Kirche von Köln mit

der verfolgten Kirche in Polen. Erzbischof

Frings kritisiert die Vorgänge in Polen als „flag-

ranten Eingriff gegen Rechte und Freiheit der

Kirche“; kein Staat könne sich das Recht ge-

ben, kirchliche Würdenträger zu suspendie-

ren. Der Bundestagsabgeordnete Kurt-Georg

Kiesinger (1966–1969 Bundeskanzler) redet

über „Freiheit der Kirchen – Freiheit der

Völker“: „Wir dürfen deshalb nicht still sein,

wenn irgendwo auf der Welt der Kirche Gewalt

angetan wird.“ Was heute in Polen geschehe,

„kann morgen schon hier geschehen“.

8. November



3. Januar

9.–11. März

27.–28. März

Kardinal Frings betont beim Neujahrsempfang für das Diözesankomitee die welt-

kirchliche Verantwortung des Erzbistums, derer sich auch die Laien bewusst wer-

den müssten. Vorsitzender Anton Roesen meint, nach dem Sieg der christlichen

Parteien bei der Bundestagswahl, an dem auch die katholischen Organisationen

ihren Anteil hätten, könne das öffentliche Leben in der Bundesrepublik in den kom-

menden vier Jahren „christlich geprägt“ werden.

Die Diözesansynode kodifiziert das Kölner Kirchenrecht. In „einer Zeit des Um-

bruchs“ und einer „ungewissen Zukunft“ soll sie nach der Aussage von Kardinal

Frings für die kirchliche Verwaltung und die Seelsorge eine verlässliche Grundlage

schaffen. Die Laien drängten, so der Erzbischof, „auch in der Kirche nach vorn“.

Dem gemäß wird dem Diözesankomitee und den Katholikenausschüssen in den

Synodenbestimmungen die Aufgabe zugewiesen, die katholischen und kirchli-

chen Interessen in allen Fragen des öffentlichen Lebens als „Ausdruck der

Meinung des katholischen Volkes“ geltend zu machen. In den Ausschüssen kämen

„auch die nichtorganisierten Laien zu Wort und Einsatz“. Von parteipolitischen

Zielsetzungen hätten sich die Laienvertretungen fernzuhalten. „Als Ausbildungs-

stätte für die Arbeit der Laien im öffentlichen Raum“ diene „in erster Linie“ die

Thomas-Morus-Akademie. Deren Trägerschaft wird durch den Entscheid des

Erzbischofs dem Diözesankomitee zugesprochen und im Dekret Nr. 465 fest-

geschrieben. Zudem bestimmt die Synode in Nr. 466: „Organ der Katholiken-

ausschüsse und des Diözesankomitees ist die Kirchenzeitung für das Erzbistum

Köln.“

Der Diözesanführungskreis berät Satzungsänderungen, die nach den Rechts-

regelungen der Diözesansynode erforderlich sind. Nachdem die Katholiken-

ausschüsse auf Ebene der (Stadt-)Dekanate angesiedelt sind, wird mit der

Novellierung als wesentliche Neuerung eingeführt, dass in den einzelnen

Gemeinden Pfarrausschüsse eingerichtet werden können; auch dafür gilt, dass

der Vorsitzende ein Laie ist. Wo ein solcher Ausschuss nicht gebildet wird, „be-

nennt der Pfarrer einen Laienobmann, der auch auf der Dekanats- oder Stadtebene

die Gemeinde vertritt“. Wichtige Beschlüsse und Stellungnahmen in der Öffent-

lichkeit bedürfen nach wie vor des Einverständnisses des zuständigen Geistlichen.

– Das Gremium informiert sich auch über das neue Rundfunkgesetz, mit dem zur

Jahreswende 1955/56 der WDR auf Sendung geht. Im Sendebereich des noch

bestehenden NWDR sind über sechs Millionen Radios und gut 10.000 Fernseher

registriert.
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Mai–Juli

30. Juni

Die Sachausschüsse entfalten vielfältige Aktivitäten:

Der Sachausschuss für Schule und Erziehung versteht sich als Spitze

des zeitweise 300.000 Mitglieder zählenden „Bundes für katholische Schule

und Erziehung im Erzbistum Köln“. Er engagiert sich für die Kurse in der

Thomas-Morus-Akademie, die Eltern heranbilden sollen, um in Schul- und

Klassenpflegschaften an der Programmatik und der Gestaltung der Schulen

aktiv mitzuwirken.

Der Sachausschuss Rundfunk bemüht sich nach wie vor darum, kritische

Rundfunkteilnehmer heranzubilden. Er nimmt jetzt auch den „Sehfunk“

in den Blick. Es werden Überlegungen angestellt, einen „Diözesansender“

zu betreiben.

Der Sachausschuss Film bietet Informationen und Referenten

für die örtlichen Ausschüsse an, die mit der Verbreitung von Filmkritiken

und Zuschauerschulungen zur kritischen Nutzung des Mediums anleiten.

Ziel ist es, den guten Film zu fördern und gegen schlechte Filme nach

Kräften anzugehen.

Der Sachausschuss Soziales befasst sich mit Problemen der Sozial-

versicherung, insbesondere dem Erhalt der Selbstverwaltung.

Zudem fordert vermehrte Sonn- und Feiertagsarbeit Aktivitäten zum Schutz

des Sonntags heraus.

Die Vollversammlung des Diözesankomitees beschließt die neue Satzung, die

vom Erzbischof am 5. Juli in Kraft gesetzt wird. In einer „Entschließung zu Tages-

fragen“ appelliert die Laienvertretung an die Katholiken des Erzbistums, „sich

weiter und noch mehr als bisher den Aufgaben im öffentlichen Leben zu widmen“.

Gefordert werden:

eine Ehe- und Familienrechtsreform, die der katholischen Auffassung

entspricht;

der Bau familiengerechter Wohnungen und eine höhere gesell-

schaftliche Anerkennung kinderreicher Familien, der Leistung der Mütter

und der Würde der Frau;

angemessene Löhne, die den Unterhalt der Familien gewährleisten,

und eine gerechtere Steuergesetzgebung;

die Sicherung des Elternrechts auf „bekenntnismäßige Gestaltung“

der Schule;

die Wahrung der Sonntagsruhe.

Die Teilung des NWDR und damit die „Errichtung eines eigenen Kölner Senders“

wird begrüßt. Das Diözesankomitee erwartet „die Berücksichtigung der religiösen
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und kulturellen Gegebenheiten in unserem westdeutschen Raum“ und verlangt

die Achtung der christlichen Weltanschauung im Programm.

Das Diözesankomitee veranstaltet in Köln eine Sozialtagung mit Kundgebung:

Bundesminister Franz Josef Wuermeling referiert über die Familienpolitik in Bonn.

Der für Familienfragen zuständige Ressortchef erkennt eine „bedrohliche Situation

der Familie und unseres Volkes“, da die Geburtenzahl zurückgehe, während sie in

Frankreich steige. Wuermeling beschreibt die Funktion seines Ministerium als eine

„Stütze von außen“ für die Familie, die im Kern eine ethische Aufgabe bleibe; die

Politik habe nicht das Ziel, die Familie zu bevormunden, sondern sie „wieder in das

Blickfeld der Öffentlichkeit“ zu setzen. Debattiert wird auch über Auswirkungen

von Arbeit und Wirtschaft auf die Familie. Die Verschiebung der wöchentlichen

Arbeitszeit von sechs auf fünf Tage stelle durch die längere Tagesarbeitszeit für die

Familien ein Problem dar. Beklagt werden auch „auflösende Tendenzen“ durch

den Zeitgeist.

In Remscheid findet ein „kleiner Katholikentag“ statt, zu dem der dortige Katho-

likenausschuss die bergischen Dekanate eingeladen hat. Unter dem General-

thema „Zeugnis und Bewährung des Christen“ wird die Lage der Katholiken in der

Diaspora behandelt. Den Auftakt bildet am Samstag eine Vertreterversammlung.

Höhepunkt sind Gottesdienst und Kundgebung am Sonntag, die den heiligen

Bonifatius in den Blickpunkt stellen. Kardinal Josef Frings will die Katholiken, die

auf dem Gebiet des Erzbistums regional in der Minderheit sind, mit diesem „ech-

ten Familientreffen in der Diaspora“ ermutigt wissen. In der Kundgebung aktuali-

siert der Jesuit Prof. Johannes Hirschmann die Bedeutung des Apostels der

Deutschen: Als der heilige Bonifatius nach Deutschland kam, „um die letzten Reste

des Heidentums zu beseitigen“, habe man nicht geglaubt, „dass sich 12 Jahr-

hunderte später ein neues Heidentum breit machen werde“. In diesem Umfeld gel-

te es, resümiert der Theologe, den Glauben zu bewahren und die Hoffnung auf

Gott hin zu leben.

Der Diözesanführungskreis tagt in Bad Honnef. Egidius Schneider berichtet über

Entwicklung und Aufgaben der Dorfausschüsse. Um den Aufbau zu fördern, be-

schließt das Gremium Richtlinien. Kardinal Frings informiert über die Partnerschaft

zwischen Köln und Tokio, die er nicht als einseitig paternalistisch verstehen will,

sondern als Austausch zwischen gleichberechtigten Ortskirchen.

10. Juli

2.–3. Oktober

6.–7. November
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29. März

23.–24. April

22. Mai

15.–16. Juli

1. Oktober

Bei einer Veranstaltung des Katholikenausschusses Bad Godesberg spricht Prälat

Böhler über „die Zusammenarbeit von katholischen und evangelischen Christen

im öffentlichen Raum“. Grundlage dafür müsse „die gegenseitige Anerkennung

der Gewissensforderungen des Anderen sein“. Auch in Fragen, in denen die evan-

gelischen und katholischen Auffassungen weit auseinander lägen, sei „ein ge-

meinsamer Weg in der Verantwortung vor Gott“ möglich.

Der Diözesanführungskreis reagiert auf die Neugründung des WDR: Der Sender

müsse der christlich-abendländischen Tradition verpflichtet bleiben. Kritisiert wird

die „Ausschaltung“ der Kirchen aus der gesetzlichen Neuregelung. Dadurch ent-

stehe die Gefahr eines „Staatsmonopols“. – Der stellvertretende Vorsitzende des

Komitees, Franz-Heinz Pielmeyer, hebt die bewundernswerte Leistung der örtli-

chen Bildungswerke hervor. Der Kölner Notar Franz Lemmens meint, bei aller

Eigenständigkeit der katholischen Organisationen sollten die Bildungswerke doch

gemeinsam getragen werden. Kirchliche Einrichtungen sind für den Kölner

Erzbischof Frings deshalb zu bevorzugen, weil „nur auf dem festen Boden einer

Glaubensüberzeugung“ echte Bildungsarbeit möglich sei.

In einer Kundgebung in Düsseldorf, die das Diözesankomitee und der örtliche

Katholikenausschuss gemeinsam mit dem Päpstlichen Werk der Glaubensver-

breitung (später missio) zum Abschluss einer Gebetwoche für das Erzbistum Tokio

organisieren, soll das Bewusstsein der Gläubigen für die Weltkirche geweckt wer-

den. – Von Beginn an hat die Laienvertretung die Initiative von Kardinal Frings zu

einer Partnerschaft zwischen den Erzbistümern Köln und Tokio mitgetragen.

Auf einer Tagung in Bad Honnef befasst sich der Vertriebenausschuss mit der Lage

der Vertriebenen und ihrer Rolle in der Bundesrepublik. Unter dem Leitwort „Wir

Katholiken in Ost und West“ wird den Katholiken die Aufgabe zugewiesen, die

Vertriebenen in die Gesellschaft einzugliedern. – Der Vorstand regt kurz darauf die

örtlichen Katholikenausschüsse an, für das Flüchtlingslager Friedland zu sam-

meln, um dort eine Kapelle zu errichten.

Unter der Überschrift „Ohne Gott keine Ordnung, kein Recht“ findet im Düssel-

dorfer Landtag mit mehr als 600 Teilnehmern ein Vertretertag statt, der nach

Beschluss des Führungskreises im Vorjahr anstelle eines Katholikentages steht,

auch um Kräfte für den Deutschen Katholikentag in Köln 1956 aufzusparen. Alle

Sachausschüsse tagen parallel. Unter verschiedenen Aspekten werden aktuelle
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Entwicklungen kritisch analysiert: Zunehmende Genusssucht der Konsumenten;

Reizüberflutung durch Reklame und Medien; wachsende Selbstentfremdung der

Menschen. Die Teilnehmer danken Bundeskanzler Adenauer für seine Moskauer

Verhandlungen über die Rückkehr von Kriegsgefangenen. Beklagt wird in einer

Entschließung die „Schwächung des christlichen Einflusses im öffentlichen

Leben“. In zahlreichen Bundesländern werde das Elternrecht nicht anerkannt, die

Bekenntnisschule gefährdet und eine katholische Lehrerbildung abgelehnt.

Verfochten wird das Recht der Kirche, zu politischen Fragen Stellung zu nehmen:

„Wir betonen als Katholiken und Staats-bürger, dass die Geistlichen nicht nur be-

rechtigt sind, sondern eine Verpflichtung haben, im öffentlichen Leben mitzuwir-

ken.“ Der Kölner Katholikenausschuss-Vorsitzende Franz Lemmens gibt einen

Überblick über die Planungen zum nächstjährigen Deutschen Katholikentag; es sei

mit einer großen Zahl von Teilnehmern aus der Sowjetzone zu rechnen.

Am Dreikönigstag wird der Deutsche Katholikentag, der vom 29. August bis 2.

September in Köln stattfindet, feierlich eröffnet und das Lokalkomitee mit seinem

Vorsitzenden Franz Lemmens proklamiert. Kardinal Frings erklärt, die Katholiken-

tage seien von Laien angeregt worden und geleitet. Die Laien ständen „in vorders-

ter Front“ und müssten die Angriffe der Glaubens- und Kirchenfeinde abwehren.

Der Klerus habe beim Katholikentag zu inspirieren, aber nicht zu dirigieren.

In Form einer Arbeitstagung des Diözesankomitees, der Sachausschuss-Leiter

und der Vorsitzenden der lokalen Katholikenausschüsse wird das zehnjährige

Bestehen der Laienvertretung gefeiert. Gegenüber der Zeit der Gründung habe

sich der Katholizismus stark gewandelt, meint Prälat Böhler, doch daraus ent-

stünden den Katholikenausschüssen neue schwere Aufgaben. Als besondere

Leistung hebt Anton Roesen die Erwachsenenbildung hervor, neben der Thomas-

Morus-Akademie nennt er die als öffentliche Volksbildungseinrichtungen aner-

kannten 18 regionalen katholischen Bildungswerke. Die Gremien seien, stellt

Geschäftsführer Alfons Nowak fest, „im Laufe der Jahre zu einer stark beachteten

Einrichtung im kirchlichen und öffentlichen Raume geworden“. Er beklagt aller-

dings auch, dass sich der Elan der frühen Jahre nicht in allen Dekanaten fortgesetzt

habe, da vorgenommene Aufgaben als gelöst angesehen würden oder weil man

aktuellen Schwierigkeiten nicht leicht begegnen könne. Zudem fehle es oft an

der nötigen Unterstützung der Pfarrer. Immerhin gebe es in 37 von 45 (Stadt-)

Dekanaten Katholikenausschüsse, und die Zahl der „gut arbeitenden“ Pfarr-

ausschüsse sei im letzten Jahr von 17 auf über 60 angestiegen. Leider fehle die

Jugend ebenso wie weitgehend die mittlere Generation, bedauert Nowak, und er

mahnt Gleichberechtigung an: „Bisher haben wir nur eine Frau als Vorsitzende

eines Katholikenausschusses.“

8. Januar

4. Februar
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18. März

21.–22. April

Bei einer Papstfeierstunde im Kölner Gürzenich zum 80. Geburtstag von Pius XII.

hebt Kardinal Frings dessen „überragende Persönlichkeit“ und die „überragende

Stellung des Papsttums“ hervor. Von seiner Reise nach Rom habe er eben den

Eindruck mitgebracht, dass das Ansehen des deutschen Volkes und der Bundes-

republik sehr gewachsen sei. ZdK-Präsident Karl Fürst zu Löwenstein würdigt in

seiner Festansprache Pius XII. als einen Freund der Deutschen. Das Wirken des

Papstes sei ein ständiges Zeugnis für die Bedeutung des Religiösen im Leben der

Menschen. Der Katholik beuge sich im kirchlichen Lehramt nicht menschlicher

Macht, sondern dem Wort Gottes. – In

einem Beitrag für die Sondernummer des

„Rheinischen Merkur“ versichert Prälat

Böhler, Pius XII. kenne „den Ernst der Lage

der Katholiken in Deutschland“. Er betont

insbesondere den Kampf um das Eltern-

recht: „Wer den inneren Frieden eines Vol-

kes will, der kann gar nicht anders als den

Standpunkt der Kirche anerkennen.“ Der

Papst wisse um die Kundgebungen katholi-

scher Eltern, bei denen „Fragen des Eltern-

rechts und der Erziehung katholischer

Kinder behandelt werden“.

Vor dem Diözesanführungskreis beklagt

Böhler, dass einige politische Kräfte die

Kirchen aus dem öffentlichen Raum zurück-

drängen wollten. In Liberalismus und Sozia-
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lismus sieht der Prälat eine Gefährdung katholischer Standpunkte. Weil das

Zusammengehen von Katholiken und evangelischen Christen eine starke christli-

che Macht in der Öffentlichkeit darstelle, versuche man mit den Schlagworten von

Konfessionalismus und Klerikalismus die beiden Konfessionen auseinander zu

bringen. Die Kirche dürfe sich nicht ins Private zurückdrängen lassen, sondern sie

wolle an der Gestaltung des öffentlichen Lebens weiter mitwirken. Das Gremium

übt Kritik an der neuen sozial-liberalen Koalition in Düsseldorf, die nach einem kon-

struktiven Misstrauensvotum gegen Ministerpräsident Arnold am 20. Februar den

SPD-Politiker Fritz Steinhoff zum Regierungschef gewählt hat.

Kardinal Frings legt großen Wert auf die Mitarbeit der Laien beim Katholikentag.

Der Vorsitzende des Kölner Katholikenausschusses und des Lokalkomitees für

das Laientreffen, Franz Lemmens, erhält höchstes Lob, weil er, so Frings, „etwa

29. August–2. September



1000 Laien für die aktive Vorbereitung des Katholikentages“ gewinnen kann.

Zudem habe Lemmens bei der Bundesregierung drei Millionen Mark für die

Teilnahme von rund 30.000 Gläubigen aus der DDR einwerben können. Gemäß

dem Leitwort „Die Kirche – das Zeichen Gottes unter den Völkern“ hätten in vielen

Veranstaltungen, „Laien sich mit kirchlichen Themen“ befasst, erinnert sich der

Erzbischof später in seinem autobiographischen Rückblick. – In der Schluss-

kundgebung mit 700.000 Teilnehmern warnt Bundeskanzler Konrad Adenauer vor

den Gefahren, die vom atheistischen Materialismus drohten. Der Hang zum mater-

iellen Genuss und die Nichtachtung geistiger Werte seien Quellen der Schwäche.

Der Klerus könne die geistige Auseinandersetzung nicht allein führen, jeder Laie

müsse daran mitwirken, da das Kampffeld sich über alle Gebiete der menschlichen

Gesellschaft erstrecke. Die Entscheidung hänge von der Lebensführung jedes

einzelnen ab, sie falle in der Familie, bei der Kindererziehung und in der täglichen

Arbeit.

Kardinal Wendel, Bundeskanzler Adenauer, Legat Kardinal Piazza, Kardinal Frings



21. Oktober

9.–10. November

17.–18. November

8. März

„Auch das Rathaus soll für Gottes Ordnung Zeugnis geben“, erklären das Diöze-

sankomitee und die katholischen Verbände in einem Aufruf zu den Kommunal-

wahlen in NRW (28. Oktober). Daher sollten „überzeugte tatkräftige Christen“ in die

Räte gewählt werden. Die Katholiken sollten sich nicht an Wahlversprechen orien-

tieren, sondern daran, was die Parteien bisher für das Elternrecht und die Bekennt-

nisschule, für familiengerechte Wohnungen und für angemessene Zuschüsse zu

privaten Schulen und konfessionellen Krankenhäusern sowie für die christliche

Kultur in der Gemeinde geleistet hätten.

Die ehemalige Düsseldorfer Kultusministerin Christine Teusch macht vor dem

Bildungsausschuss die Schwierigkeit deutlich, mit der neuen Regierungskonstel-

lation in Düsseldorf christliche Standpunkte geltend zu machen; man müsse

Verständnis aufbringen, wenn die Christen im Landtag politische Forderungen der

Katholiken nicht vollends umsetzen könnten. Die Laiengremien sollten katholi-

schen Eltern immer wieder nachdrücklich die Bedeutung der Bekenntnisschule

vor Augen führen.

In seinem Rückblick auf den Kölner Katholikentag betont Franz Lemmens vor dem

Diözesanführungskreis, das Engagement der freiwilligen Ehrenamtlichen habe ge-

zeigt, dass die Katholiken opferbereit seien, konkrete Aufgaben zu meistern. Sie

ließen sich davon nicht durch Wahlergebnisse und Rückschläge abbringen, spielt

der Vorsitzende des Katholikentags-Lokalkomitees auf den Düsseldorfer Regie-

rungssturz im Februar an. Für Prälat Wilhelm Böhler kommt es jetzt darauf an, die

Verantwortung, die aus dem Katholikentag erwachse, in den Pfarreien und katholi-

schen Verbänden wachzuhalten. – Zum Thema Medien wird im Führungskreis fest-

gehalten, dass im Vergleich zwischen Presse, Rundfunk, Film und Fernsehen die

Bedürfnisse der Katholiken und der Kirche im Rundfunk am besten aufgehoben

seien. Allerdings sei es nötig, die Menschen zum „kritischen Hören“ der

Sendungen heranzubilden.

Der Vertriebenenausschuss macht auf eine Welle von Spätaussiedlern aus den

„polnisch besetzten deutschen Ostgebieten“ aufmerksam. Es sei in diesem Jahr

mit 55.000 Zuwanderern zu rechnen. In Warschau lägen zudem mehr als eine hal-

be Million Aussiedlungsanträge vor. Außerdem sei mit 170.000 Spätaussiedlern

aus Russland zu rechnen. Die westdeutsche Bevölkerung müsse sich der damit ver-

bundenen Probleme bewusst werden und die menschlichen Schwierigkeiten der

Eingliederung dieser Menschen bedenken.
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14. März

4.–5. Mai

22. Juli

16. November

Prälat Josef Steinberg

Das Diözesankomitee sendet ein Protestschreiben an Ministerpräsident Fritz

Steinhoff zur Einführung der gleitenden Arbeitswoche in der Eisen- und Stahl-

industrie von NRW, die vermehrt Sonntagsarbeit hervorrufe. – Anfang April legt

das Gremium Klage beim Düsseldorfer Regierungspräsidenten ein wegen eines

konkreten Falls der Sonntagsruhe-Verletzung.

Der Diözesanführungskreis begrüßt das Urteil des Bundesverfassungsgerichts

vom 26. März zur Fortgeltung der Reichskonkordats von 1933. Die ehemalige Kul-

tusministerin Christine Teusch kritisiert die Schulpolitik in NRW. Das Gremium klagt

über Stagnation beim sozialen Wohnungsbau und fordert eine umfassende Flurbe-

reinigung der bestehenden Gesetze, Ausführungsbestimmungen und Förderrich-

linien, um den sozialen Wohnungsbau wieder in Gang zu bringen. Die sei nicht zu-

letzt erforderlich, um den Strom der Spätaussiedler aufzufangen. Zur Intensivie-

rung der Arbeit in den Katholikenausschüssen empfiehlt Vorsitzender Roesen eine

enge Zusammenarbeit mit der Redaktion der Kirchenzeitung.

In einem Wahlaufruf zur Bundestagswahl am 15. September fordert das

Diözesankomitee, die Familie müsse vor staatlichen Eingriffen geschützt bleiben,

Wirtschafts- und Sozialpolitik hätten familienfreundlich orientiert zu sein, die

Außenpolitik müsse die deutsche Wiedervereinigung und die europäische

Einigung zum Ziel haben. – Franz-Heinz Pielmeyer kommentiert später die absolu-

te Mehrheit für CDU/CSU, die Bundestagswahl habe „der einzigen Partei, die sich

positiv zum Christentum stellt, einen großen Erfolg gebracht“. Der stellvertretende

Komitee-Vorsitzende betont aber zugleich: „Die Katholikenausschüsse sind von

den politischen Parteien völlig unabhängig.“

Im Rahmen einer Tagung des Diözesanführungskreises

übernimmt die Leitung der Tho-

mas-Morus-Akademie. Franz-Heinz Pielmeyer berichtet

über die Fortentwicklung katholischer Bildungsarbeit

und betont, die Katholiken lehnten jeden staatlichen

Totalitätsanspruch im Bereich der Bildung ab. Die ka-

tholischen Einrichtungen befassten sich über die reli-

giöse Fortbildung hinaus mit aktuellen Zeitfragen und

drängenden gesellschaftlichen Problemen.
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31. Dezember

1. Januar

5. Januar

12. März

7. Juli

In seiner Silvesterpredigt mit Rückblick auf das Jahr 1957 berichtet Kardinal Frings,

er habe Papst Pius XII. über die besondere Aufmerksamkeit, die das Erzbistum

dem Laienapostolat widmet, informiert, insbesondere über das „reich gegliederte

Bildungswesen, das unsere Laien in den Stand setzen soll, für ihren Glauben einzu-

stehen und die sozialen Dinge richtig zu sehen“; der Erzbischof nennt u.a. die

Thomas-Morus-Akademie und „die Bildungswerke der Katholikenausschüsse in

den verschiedenen Städten“ sowie die derzeit laufenden rund 200 ländlichen

Seminare.

Mit der Errichtung des Bistums Essen scheiden die Katholikenausschüsse Essen,

Mülheim/Ruhr und Oberhausen aus dem Diözesankomitee aus.

Die in Köln gefundene organisatorische Form katholischer Aktion habe die

Zustimmung des Papstes gefunden, erklärt Kardinal Frings beim Neujahrempfang

für das Diözesankomitee. Diese Form verwirkliche die föderative Einheit aller be-

stehenden katholischen Werke und stelle eine Verbindung von berechtigter

Demokratie und hierarchischem Prinzip dar. Besonders erfreut zeigt sich der

Erzbischof über die gute Entwicklung der Bildungsarbeit in den ländlichen Gebie-

ten. Komitee-Vorsitzender Roesen betont, das Wirken der Laienvertretungen er-

schöpfe sich nicht in der Bildungsarbeit, es gelte, den einzelnen Katholiken „reif zu

machen“ für die Selbstständigkeit in allen Lebensbereichen.

Die Vollversammlung des Diözesankomitees fasst eine Entschließung gegen die

„wachsende Propaganda für den atheistischen Kommunismus“, gegen eine zu-

nehmende Entchristlichung der Gesellschaft, gegen den materialistischen Zeit-

geist, der sich auch unter Katholiken ausbreite. Der „Volkssittlichkeit“ drohten

im Zeichen falsch verstandener Freiheit Gefahren. Gegen die Flut von Schmutz

und Schund müsse zum Schutz des Volkes und seiner Jugend ein Damm errichtet

werden.

Das Diözesankomitee begrüßt das Ergebnis der Landtagswahl am Vortag: Die ab-

gewählte Regierung Steinhoff habe gegen die Auffassungen der Christen an

Rhein und Ruhr agiert. – Die CDU erringt mit über 50 Prozent die absolute

Mehrheit; Ministerpräsident wird Franz Meyers, Landtagspräsident bleibt der lan-

ge im Diözesankomitee aktive Josef Gockeln.
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25. Juli

Prälat Wilhelm Böhler

Weihbischof Wilhelm Cleven.

13.–17. August

28. September

29. November

Unerwartet stirbt mit 66 Jahren. Der Vorsitzende des

Diözesankomitees, Anton Roesen, würdigt seine Verdienste um das Laien-

apostolat: Böhler „prägte neue, zeitnahe, der Mündigkeit des verantwortlichen

Laien angepasste Formen, indem er die Katholikenausschüsse mitgründete und

entscheidend dazu beitrug, dass das Zentralkomitee der deutschen Katholiken-

tage, zu dessen wenigen überlebenden Mitgliedern er zählte, umgewandelt wurde

in eine Spitze sämtlicher katholischer Organisationen, das

Zentralkomitee der deutschen Katholiken“. Böhler wird

auf dem Domherren-Friedhof neben dem Kölner Dom bei-

gesetzt. – Bis heute fehlt eine wissenschaftliche Biogra-

phie dieses für die politische und kirchliche Nachkriegs-

geschichte bedeutenden Prälaten. 1965 gibt das Zentral-

komitee der deutschen Katholiken im Bachem-Verlag das

Gedenkbuch „In Memoriam Wilhelm Böhler – Erinnerun-

gen und Begegnungen“ heraus. –

Nachfolger im Amt des Beauftragten für das Diözesan-

komitee wird

Beim 78. Katholikentag in Berlin amtiert Diözesankomitee-Vorsitzender Roesen als

Präsident. Er erklärt zur Eröffnung des Laientreffens, der Mensch von heute werde

von einem dreifachen Hunger nach Brot, nach Freiheit und nach Gott getrieben. In

seinem Streben nach Wahrheit habe er das unabdingbare Recht auf Gewissens-

freiheit; für diese Freiheit müssten sich die Christen in jedem Staat einsetzen.

Roesen ruft die Katholiken dazu auf, den Notruf der Hungernden in den unterentwi-

ckelten Ländern solidarisch zu beantworten. – Am Berliner Katholikentag nehmen

2000 Gläubige aus dem Erzbistum teil.

Bei Bekenntnistagen der Wuppertaler Katholiken zum 1700. Todestag des

Stadtpatrons, des heiligen Laurentius, befasst sich der CDU-Bundestags-

abgeordnete Rainer Barzel mit gesellschaftspolitischen Fragen im Atomzeitalter.

Auch in dieser Ära gelte das Christentum, auch das Atom sei ein Geschenk Gottes.

Der Politiker warnt vor einer neuen Form der Ungläubigkeit unter dem Deckmantel

technischer Erfordernisse: „Unter dem Namen ,Atomzeitalter’ geistert auch unter

den Christen so manche stille Kapitulation vor einem technisch frisierten

Sozialismus, der nichts anderes ist als ein Angriff auf unsere christliche Substanz.“

Bei der Tagung des Diözesanführungskreises wird Weihbischofs Cleven in sein

Amt als Beauftragter des Erzbischofs eingeführt. In seiner Ansprache führt Cleven
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aus, die Kirche und die Christen seien immer eingebunden in die Situation ihrer

Zeit und müssten daher die Bedürfnisse der Gegenwart und die Notwendigkeiten

der Zukunft prüfen, um auf Grund dieser Analyse die rechten Formen von

Verkündigung und Aktion zu finden. Weil der organisierte Mensch besser im

Stande sei, seine Aufgaben für die Allgemeinheit zu erfüllen, sollten auch die

Katholiken mit ihren Organisationen und Verbänden wirken, als verantwortliche

Partner, nicht als Funktionäre von Apparaten. – Als neuer Leiter der Thomas-

Morus-Akademie legt Prälat Josef Steinberg seine Konzeption dar: Die Akademie

sei „keine raffinierte Form kirchlicher Verkündigung“, sondern ein Ort der

Begegnung zwischen Kirche und Welt. Er tritt entschieden für die Freiheit des

Wortes ein; niemals dürften in der Akademie „Scheiterhaufen errichtet werden,

um die Ketzer der Zeit zu verbrennen“.

Bei einer Kundgebung in Köln mit rund 1500 Teilnehmern protestiert das

Diözesankomitee gegen Verurteilungen von Jesuiten und Laien in Rathenow und

Frankfurt/Oder und die Einschränkungen der Religionsfreiheit in der Sowjetzone.

Ziel der Veranstaltung ist es, so der Vorsitzende Roesen, das Weltgewissen wach-

zurütteln und die Verbundenheit mit den Verurteilten zu bekunden. Der Jesuit

Mario von Galli kritisiert in seiner Rede das Bemühen des Ostberliner SED-

Regimes, die Kirchen aus der Öffentlichkeit zu verdrängen, und betont, die Kirche

könne keine Einschränkung ihres Wirkens auf die alleinige Ausübung des religiö-

sen Kultus dulden, da ihr Auftrag den ganzen Menschen umgreife.

Die Thomas-Morus-Akademie bezieht ihr neues Domizil im

dem ehemaligen Priesterseminar des Erzbistums. Hier kann das

Tagungsangebot deutlich und kontinuierlich ausgeweitet werden. Inzwischen ist

neben dem Direktor ein Primanerreferent tätig, der in mehrtägigen Kursen junge

Christen, die sich auf das Abitur und ein anschließendes Studium vorbereiten, mit

geistigem und geistlichem Rüstzeug auszustatten. – Die Ankündigung des Zweiten

Vaticanums (21. Januar) mit

den wachsenden Erwartun-

gen der Katholiken an das

Konzil (1962–1965) bestimmt

in den folgenden Jahren in-

haltliche Schwerpunkte des

Bildungsprogramms.

15. Februar

11.–12. April

Kardinal-Schulte-Haus
in Bensberg,
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27. Juni

29. November

In Würdigung der Verdienste des verstorbenen Domkapitulars um die Laien-

vertretungen benennt das Diözesankomitee den neu gegründeten Verein der

Freunde und Förderer der Thomas-Morus-Akademie „Wilhelm-Böhler-Gesell-

schaft“. Mit dem Ziel, die Arbeit der Akademie und die Erwachsenenbildung

im ganzen Erzbistum zu unterstützen. – Zum Vorsitzenden wird der Kölner

Ausschussvorsitzende Franz Lemmens gewählt. – Der Förderverein wird aller-

dings bereits am 13. Februar 1965 wieder aufgelöst.

Zum Weltflüchtlingsjahr organisiert die Laienvertretung eine Kundgebung, an der

auch Kardinal Frings und Ministerpräsident Franz Meyers teilnehmen. Der

Düsseldorfer Regierungschef macht auf die Dimension des Migrations-Problems

in Europa aufmerksam. Man werde künftig das 20. als das „Jahrhundert der

Flüchtlinge“ charakterisieren. Es sei ein Jahrhundert der Barbarei, der zynischen

Menschenverachtung und der eiskalten Machtpolitik. Jeder zehnte Europäer lebe

nicht in seiner Heimat. Den Katholiken stellte sich dringlich die Aufgabe, gegen je-

de Diskriminierung von Minderheiten und für den Schutz ihrer Rechte einzutreten.

Die „Unterstützung“ für „unterentwickelte Länder“ in der Welt sei zu fordern, um

die Ursachen der Migration dort zu bekämpfen, wo sie entstünden. Kardinal Frings

ruft speziell zum Engagement für die Flüchtlinge aus der „sowjetischen

Besatzungszone“ auf, ein damals wachsendes deutsch-deutsches Problem.

Insbesondere brauchten die 350.000 deutschen Flüchtlinge, die noch in Lagern

leben, Unterstützung. Vor allem für die kinderreichen Familien unter ihnen müss-

ten Wohnungen geschaffen werden. Die Katholiken sollten sich besonders um die

rund 40.000 Jugendlichen kümmern, die jährlich aus der Sowjetzone flüchteten,

damit sie nicht enttäuscht wieder zurückgingen. Der Erzbischof legt in seiner

Ansprache ein Schuldbekenntnis der Deutschen dafür ab, was deutsche

Machthaber den Nationen um Deutschland, vor allem Polen, an Unrecht und

Vertreibung zugefügt hätten. Zugleich kritisiert Frings, dass die UdSSR seit dem

Krieg Vertreibungen als Mittel der Politik eingesetzt habe. – Aufgrund eines wach-

senden Geburtenüberschusses und steigender Lebenserwartung ist die

Bevölkerung der Bundesrepublik auf 52,5 Millionen gestiegen. Das Statistische

Bundesamt meldet 24,3 Millionen Erwerbstätige. – Kardinal Frings teilt in seiner

Silvesteransprache mit, dass das Erzbistum ohne die Gebiete, die seit zwei Jahren

zum Bistum Essen gehören, mit 2,4 Mill. Katholiken wieder den Stand von 1938 er-

reicht habe.
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21.–22. Mai

Den vierten Diözesan-Katholikentag veranstaltet das Diözesankomitee in Neuss

unter dem Leitwort „Christus – unser Bruder“. Als Hauptredner der Kundgebung

geht Mario von Galli vor 20.000 Teilnehmern darauf ein, dass es auf keinem Gebiet

größere Fortschritte gebe als auf dem der Technik. Das müsse kein Zeichen von

Materialismus sein. Denn auch das Gefühl für Solidarität sei gewachsen. Dass

Grundübel der Zeit sei, dass der Mensch nicht mehr als einmalige Person gewertet

werde, sondern nur als funktionierendes Rädchen im Getriebe. Daher dürften in

kirchlichen Organisationen und Gremien die Mitglieder sich nicht als Funktionäre

verstehen, sondern sollten persönliche Bindungen anknüpfen wie Brüder. –

Komiteevorsitzender Roesen hebt als besonderes Kennzeichen dieses Katho-

likentages die Beteiligung der Jugend hervor, die auch in der Presse ihren

Niederschlag findet. – Kardinal Frings nimmt Stellung zur politischen Weltlage, be-

sonders zum Scheitern der Pariser Gipfelkonferenz (16./17. Mai). Angesichts der

anhaltenden Spannungen in der Welt ruft der Erzbischof auf zum Gebet für den

Frieden. Denn die Bestrebungen des Menschen seien zum Scheitern verurteilt,

wenn sie nicht von Gottes Segen begleitet seien. – In einer Predigt stellt

Weihbischof Cleven fest: Die Kirche Christi sei nie eine klerikale Kirche gewesen,

das kommende Konzil werde die Aufgabenbereiche der Laien sicher erweitern.

Religion sei nicht Privatsache.

Die Katholiken seien aufgefordert

zur Mitverantwortung und Mit-

wirkung im politischen, wirt-

schaftlichen und sozialen Leben.

– In einem Arbeitskreis setzt der

Katholikentag ein ökumenisches

Zeichen: Zwar gebe es ein unter-

schiedliches Kirchenverständnis

mit den evangelischen Christen;

zudem wird eine mangelnde

Kenntnis der jeweils anderen

Auffassungen konstatiert, aber

für den gläubigen Christen seien

diese Hindernisse nicht unüber-

windbar. Außerdem wird zu einer

neuen Begegnung mit den Juden

aufgefordert: „Wie wir Christen

den Juden begegnen, davon

wird unsere Glaubwürdigkeit als

Christen abhängen.“
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Juli

19.–20. November

Die Thomas-Morus-Akademie intensiviert ihre Primanerarbeit, die, so der verant-

wortliche Referent Jaroslav Jan Novák, „jungen Menschen die Möglichkeit zur

Persönlichkeitsbildung“ bieten soll, insbesondere durch die Auseinandersetzung

mit Fragen, die im Gymnasium zu kurz kommen: Grundsätze der Demokratie und

der christlichen Philosophie etwa, die Ideologien des Nationalsozialismus und des

Kommunismus, Informationen über nichtchristliche Religionen. Im Rahmen die-

ses Programms finden zweimal im Jahr Werkwochen für Abiturienten statt, die die

Gymnasiasten zugleich auf die Bedingungen und Möglichkeiten eines Hoch-

schulstudiums einstellen. Jährlich veranstaltet die Akademie 40 Primanerkurse

mit fast 2.500 Teilnehmern.

Der Diözesanführungskreis beschäftigt sich zusammen mit dem Leiter des

Düsseldorfer Katholischen Büros, Prälat Fillbrandt, mit der zunehmenden Tendenz

zur Sonntagsarbeit. Das Argument der Rentabilität der Arbeitsabläufe könne ange-

sichts technischer Innovationen nicht geltend gemacht werden. Für Katholiken

bleibe aber der Sonntag nicht nur Tag der Arbeitsruhe, sondern auch „wesentli-

ches Element der Verchristlichung und Heiligung unserer Gesellschaft“. – Für

Kardinal Frings ist das auf den Sonntag sich ausdehnende Gewinnstreben Zeichen

für den Materialismus. Als besonderes Problem bezeichnet der Erzbischof die seel-

sorgliche Betreuung. Für 16.000 Italiener stünden 15 Priester zur Verfügung, aber

für 30.000 Spanier nur zwei. – Zu den bevorstehenden Kommunalwahlen muss

nach Ansicht von Roesen die katholische Einflussnahme verstärkt werden.

20.000 Teilnehmer bei der Abschlusskundgebung in Neuss



Im Zeichen des Zweiten Vatikanischen Konzils
(1961–1970)

Das Jahrzehnt steht unter dem Eindruck der Erwartungen, des Ablaufs und der ers-

ten Nachwirkung der ökumenischen Bischofsversammlung in Rom, die nach dem

Willen von Papst Johannes XXIII. die Kirche auf die Gegenwart einstellen, ihr „Aggi-

ornamento“ leisten soll. Nicht zuletzt hoffen die Katholiken und ihre Organisationen

auf eine Klärung des Status der Laien. Programmatisch stellt der erzbischöfliche

Beauftragte für das Diözesankomitee, Weihbischof Wilhelm Cleven, zur feierlichen

Eröffnung des Vaticanums fest, das Konzil wende sich „selbstverständlich auch an

die Laien“, die Katholikenausschüsse würden dies gern aufnehmen, da sie sich die

Aufgabe gestellt hätten, „die Kirche Christi in der Welt zu vergegenwärtigen“.

Cleven hebt auch die Binnenwirkung hervor: „Auch in der Führung der Kirche sol-

len die Laien mitsorgen, mitdenken, mitraten. Die Hierarchie ist auf solchen subsi-

diären Rat angewiesen.“ Das Konzil wird in der Beschreibung der Stellung und

Aufgabe der Laien generell jene Form des Laienapostolats bestätigen, die sich in

der deutschen Kirche herausgebildet hat: in den Katholikentagen seit 1848, in den

katholischen Verbänden und Organisationen und entsprechend dem „Kölner

Modell“ in den Laienvertretungen seit 1945.

Beim Neujahrsempfang des Erzbischofs für das Diözesankomitee mahnt Vorsit-

zender Roesen, die christliche Soziallehre dürfe mit dem anhaltenden „deutschen

Wirtschaftswunder“ nicht verkümmern. Hemmungsloses Gewinnstreben und sin-

kende Arbeits- und Geschäftsmoral seien schlimme Anzeichen in der Wirtschaft.

Mit Bezug auf Rasseunruhen in den USA (friedliche Proteste der schwarzen

Studentenbewegung) betont er, die Kirche setze sich für die Gleichberechtigung

aller Menschen ein, damit Nationalismus und ein Herrschaftsanspruch der weiß-

häutigen gegen farbige Menschen überwunden werden. Besorgt zeigt sich Roesen

über die kritische Lage im Nahen Osten (anhaltend gewalttätige Übergriffe seit dem

Sinai-Krieg 1956). Die Christen in Heiligen Land benötigten „unser aller tätige Hilfe“.

Kardinal Frings meint, nach 150 Jahren aktiver Laienbewegung in Deutschland sei

die Zusammenarbeit aller Verbände in den Pfarrausschüssen und im Diözesan-

komitee der entscheidende Impuls für die Arbeit in der Gegenwart. Der Erzbischof

fordert die Laien zur Mitwirkung an der Einheit der Christen und am bevorstehen-

den Ökumenischen Konzil auf, besonders durch das Gebet.

Der Vorstand des Diözesankomitees begrüßt das Ergebnis der Kommunalwahlen

in NRW am 19. März: In vielen Städten, Kreisen und Gemeinden „haben wir nun

wieder eine christliche Mehrheit“. Die Katholikenausschüsse sollten sich dafür

8. Januar

25. März
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engagieren, aus den eigenen Reihen fachkundige Bürgervertreter für die Rats-

ausschüsse für Soziales und Wohlfahrt, Jugend, Schule und Kultur vorzuschlagen.

– Der Diözesanführungskreis hat im Vorfeld der Wahlen, wie Franz-Heinz

Pielmeyer festhält, die Meinung vertreten, „dass die seit Jahren vernachlässigte

Einflussnahme auf das kommunalpolitische Geschehen jetzt stärker betrieben

werden muss“.

In seiner Bilanz der Arbeit der Laiengremien von 1958 bis 1960 beschreibt der stell-

vertretende Vorsitzende (und „Chronist“) des Diözesankomitees Franz-Heinz

Pielmeyer bereits vor dem Konzil die eigenständige doppelte Verantwortung der

Laien sowohl für die christliche Gestaltung der Welt als auch für die Mitwirkung in

der Kirche. Pielmeyer stellt zu den Aufgaben der Pfarrausschüsse fest, es werde in

den Gemeinden mehr erreicht, wenn alle Kräfte zusammenwirkten, „wenn die vie-

len Aufgaben des Laienapostolates bewältigt werden sollen, wenn wir für manche

unserer Katholikenausschüsse besonders in kleineren Städten einen geordneten

Unterbau anstreben wollen, wenn wir mitwirken wollen an der Vertiefung des reli-

giösen Lebens in der Pfarrgemeinde“. Durch Anregung und Koordinierung der vie-

len Aktivitäten der Gemeinde solle der Pfarrausschuss „auf das öffentliche, beson-

ders das kulturelle Leben“ der Pfarrei einwirken. – Der „Einsatz der Laien für die

Kirche und in der Kirche“, kommentiert der Beauftragte des Erzbischofs für das

Diözesankomitee, Weihbischof Wilhelm Cleven, sei „eine der tröstlichsten

Tatsachen der deutschen Kirchengeschichte der letzten Jahrzehnte“. In dem

„glücklichen Vertrauensverhältnis zwischen Laienapostolat und hierarchischem

Apostolat“ hätten die Laien „durchaus nicht auf ein Recht zu einer angebrachten

Kritik an der Kirche und zu einer öffentlichen Meinungsbildung verzichtet, wie auch

diese ihrerseits ein solches Recht anerkennt, wenn die Kritik nicht gerade an die

Grundlagen der dogmatischen Lehre geht“.

Im Diözesanführungskreis werden Sozialhilfe- und Jugendwohlfahrtsgesetz be-

grüßt, da sie das Subsidiaritätsprinzip weitgehend anerkennen und daher kirchli-

chen Aktivitäten Räume gäben. Es dürfe jedoch nicht dazu kommen, dass der

Gesetzgeber sich als christlicher erweise denn die Christen, die nun die Gesetze

der Wohlfahrt mit Leben zu erfüllen hätten. Erörtert wird auch die problematische

Lage ausländischer Arbeitnehmer und Studenten. Die zu geringe Zahl von

Seelsorgern und der Mangel an menschenwürdigen Unterkünften seien Ur-

sachen, dass viele Ausländer sich heimatlos fühlten. Man erkennt, dass die

Anwesenheit von „unseren Gastarbeitern“ nicht nur vorübergehend sein werde,

sondern ein europäisches Dauerproblem. Von den zuständigen staatlichen

Behörden verlangt das Gremium menschengerechte Planungen.

Mai

10.–11. Juni
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13. August

25. August

25. November

Mit dem Bau der Berliner Mauer sinkt die Zahl der Flüchtlinge aus der DDR rapide,

die allein im ersten Halbjahr 1961 bei fast 100.000 liegt. Der Sachausschuss für

Vertriebenenfragen berät immer wieder über die Integration dieser Flüchtlinge wie

über die Eingliederung der 17.000 Spätaussiedler, die 1961 aus den Gebieten jen-

seits von Oder und Neiße zuwandern. Das Problem werde zudem überlagert, so

der Leiter des Sachausschusses, Prälat Dieter Golombek, von den Arbeitsmarkt-

und Eingliederungsschwierigkeiten der 700.000 Gastarbeiter aus Italien, Frank-

reich, Griechenland und der Türkei. Golombek weist darauf hin, dass über 15 Pro-

zent der Katholiken im Erzbistum Köln Heimatvertriebene und Flüchtlinge seien.

In einem Aufruf zur Bundestagswahl (17. September) ruft Franz Lemmens für den

Politischen Arbeitskreis katholischer Organisationen in NRW die Katholiken zu

mehr aktiver Teilnahme am politischen Leben auf. Sie sollten am „geistigen und

materiellen Wohl des Vaterlandes“ mitarbeiten und die Grundsätze des Christen-

tums als „Grundlage jeden privaten und öffentlichen Wohles“ verwirklichen. Um

zu verhindern, „dass Bürger an die Macht gelangen, die die Religion bekämpfen“,

sollten die Katholiken nur Kandidaten ihre Stimme geben, die die Verwirklichung

christlicher Vorstellungen gewährleisteten. Ähnlich wie eine vorhergehende

Resolution des ZdK werden eine finanzielle Absicherung der freien Schulen sowie

Verbesserungen in der Sozialhilfe und beim Jugendschutz gefordert.

Als Nachfolger für Anton Roesen, der nach 15 Jahren Vorsitz des Diözesan-

komitees nicht mehr kandidiert, wird der bisherige Stellvertreter Franz-Heinz

Pielmeyer gewählt. Die Vollversammlung würdigt das Engagement Roesens

durch die Wahl zum Ehrenvorsitzenden. In einer Entschließung betont das

Gremium, es nütze wenig,

wenn „der Staat, in Überein-

stimmung mit der kirchlichen

Soziallehre, den Grundsatz

der Subsidiarität anerkennt“,

dies aber nicht von engagier-

ten Christen mit Leben erfüllt

werde.
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Alfons Nowak, Franz-Heinz Pielmeyer,

Anton Roesen, Wilhelm Cleven,

Christine Hengst und

am Rednerpult Albert Brandenburg

vom Adam Möller-Institut



Im Rückblick auf die Berliner Mauer vom 13. August und die nahezu völlige

Abriegelung der DDR versichert das Diözesankomitee „die Glaubensbrüder und

–schwestern in der Zone“ seiner Verbundenheit und ruft zur Unterstützung einer

Hilfsaktion des Berliner Bischofs Alfred Bengsch auf. Die Katholikenausschüsse

sollten „die Menschen in der Zone“ als „Leitstern“ ihrer gesamten Arbeit sehen:

„Die Kirche in der Unfreiheit ist eine ständige Mahnung an die Kirche in der

Freiheit.“ – Mit Bezug auf das Konzil referiert Albert Brandenburg vom Pader-

borner Adam-Möhler-Institut, das sich mit ökumenischen Fragen befasst, über das

aktuelle Verhältnis zwischen katholischer und evangelischer Kirche und über

Aussichten und Schwierigkeiten der ökumenischen Bewegung. Ohne einem

Pessimismus huldigen zu wollen, so der Theologe, sei eine Einigung zwischen den

Kirchen nicht „von heute auf morgen“ zu erwarten.

Ebenso wie der neue Komitee-Vorsitzende Pielmeyer hält auch Kardinal Frings

den Einsatz für die Bekenntnisschule für eine der vordringlichsten Aufgaben der

Laienvertretungen. Das betonen beide beim Neujahrsempfang des Erzbischofs für

das Diözesankomitee. Positiv bewertet der Oberhirte die Gesetze zur Sozialhilfe

und zur Jugendwohlfahrt, da sie das Subsidiaritätsprinzip festschrieben und damit

gesellschaftlichen, auch den kirchlichen Aktivitäten im sozialen Bereich Vorrang

vor staatlichem Handeln einräumten. Von dem in diesem Jahr beginnenden Konzil

7. Januar
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erhofft sich Frings deutliche Fortschritte in der Ökumene

zwischen katholischer und evangelischer Kirche. Der Diö-

zesankomitee-Vorsitzende ruft die Katholikenausschüsse

auf, sich für ihre Umsetzung der katholischen Soziallehre

an der Enzyklika „Mater et magistra“ zu orientieren.

hat mit diesem Lehrschreiben erstmals

die soziale Lehre der Kirche um die Problematik der unter-

entwickelten Länder erweitert und somit einen ersten

Ansatz für deren Globalisierung vorgelegt.

In seinem Fastenhirtenbrief befasst sich Kardinal Joseph

Frings mit dem Verhältnis zwischen Priestern und Laien.

Beide bildeten „die eine Kirche, das eine Volk Gottes“.

Zwar nähmen die Laien nach dem Willen des Stifters,

Jesus Christus, nicht an der „Regierungsgewalt in der

Papst
Johannes XXIII.

6. Februar

Kirche“ teil. „Aber darum sind die Laien, die Glieder des heiligen Volkes, nicht stum-

me Glieder“, betont der Erzbischof. Sie müssten „zu Wort und zu Gehör“ kommen:

„Die Katholikenausschüsse sollen auf Pfarrebene, die Dekanatsausschüsse auf

Dekanatsebene und der Diözesanvorstand dem Erzbischof beratend zur Seite



stehen“, schreibt Frings. „Ich verberge nicht, dass nicht selten die Zusammen-

arbeit zwischen Priestern und Laien nicht dem entspricht, was man sich wünschen

möchte.“

Mit der Konstituierung der „Arbeitsgemeinschaft Altenwerk“, die kurz darauf in ei-

nen Sachausschuss des Diözesankomitees umgewandelt wird, signalisiert die

Laienvertretung, dass die generative Entwicklung der deutschen Gesellschaft ein

intensiveres Bemühen um die älteren Menschen erfordert. Neben den besonderen

Aspekten der Seelsorge für alte Menschen will die Laienvertretung eine „Altenbe-

wegung im Sinne der Selbstverantwortung und des Apostolates der alten

Menschen“ initiieren. Das Diözesankomitee wertet damit die älteren Menschen

nicht als Objekte, sondern als Subjekte des Laien-Engagements.

Der Vorstand berät Sinn und Zweck des „Politischen Arbeitskreises der katholi-

schen Organisationen in Nordrhein-Westfalen“. Dieses Gremium solle sich auf kul-

turpolitische Fragen beschränken, um Überschneidungen mit den Diözesan-

komitees zu vermeiden,.

Der Diözesanführungskreis hält es weiterhin für nötig, in der öffentlichen Debatte

um Jugend- und Sozialhilfe Position zu beziehen. Die in der Auseinandersetzung

vorgebrachte Kritik, der Vorrang gesellschaftlichen, auch kirchlichen Handelns vor

kommunalen und staatlichen Maßnahmen bedeute eine „Konfessionalisierung“

der öffentlichen Jugend- und Sozialhilfe, wird entschieden zurückgewiesen. Mit

dem Subsidiaritätsprinzip werde dem Sozialstaat nicht eine katholische

Besonderheit ihrer Soziallehre aufgenötigt. Die Kirche werde hier tätig, nicht um

einen Machtposition zu behaupten, sondern nach ihrem Auftrag, sich für das Wohl

aller Menschen einzusetzen. Im Bereich von Schule und Bildung wird vor „religiö-

ser und weltanschaulicher Vergewaltigung“ gewarnt, wenn staatliche Behörden in

der pluralistischen Gesellschaft eigentliche Erziehungsaufgaben wahrnähmen. –

Kardinal Josef Frings erklärt, bei den Beratungen des Konzils habe sich gezeigt,

dass es keine bessere Form der Laienarbeit gebe als die in Köln praktizierte, näm-

lich in der Verbindung der Laien mit ihrem Bischof und den Priestern.

Bei der Tagung der Vollversammlung und des Diözesanführungskreises hebt

Generalsekretär des ZdK, unter den Aufgaben der Katholiken

hervor, „in der heutigen Gesellschaftsordnung“ müsse die Familienpolitik enga-

giert in die öffentliche Debatte gebracht werden. Zudem sei das „katholische

Bildungsdefizit“ aufzuarbeiten, man müsse sich daher intensiv um Wissenschaft

13. Februar

12. Mai

14.–15. Juli

10.–11. November

Heinrich Köppler,
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und Universitäten kümmern. Für die Priesterausbildung fordert Köppler eine

Beschäftigung mit den sozialen Fragen. Insgesamt dürfe es zu „keiner Abkap-

selung der Katholiken“ kommen. Durch gut funktionierende Pfarr- und Katholiken-

ausschüsse müsse versucht werden, in die aktuellen gesellschaftlichen Probleme

einzusteigen.

Von der Vollversammlung des Zentralkomitees wird der Kölner Ehrenvorsitzende

Anton Roesen zum stellvertretenden Präsidenten gewählt.

Beim Neujahrempfang würdigt Pielmeyer die „profilierten Aussagen“, mit denen

Kardinal Frings gleich in der ersten Sitzungsperiode im Oktober 1962 dem Konzil

eine entscheidende Wende gab. Darüber sei auch die Laienvertretung „froh“ und

„auch ein wenig stolz“ auf ihren Erzbischof.

Roesen kritisiert im Vorstand Hochhuths Theaterstück „Der Stellvertreter“ (am 20.

Februar in Berlin uraufgeführt) wie wenige Tage zuvor die deutschen Bischöfe, die

erklärt haben, es sei „beschämend, dass gerade im deutschen Volk das Wirken

Papst Pius XII. falsch dargestellt“ werde. Der Ehrenvorsitzende stellt sich auch hin-

ter das ZdK, das zum Ausdruck gebracht hat, das Andenken an Pius XII. werde „auf

das hässlichste verunglimpft“. Roesen schlägt vor, dagegen am Papstkrönungs-

tag eine Kundgebung für Pius XII. zu veranstalten.

Mit der Einrichtung des Sachausschusses „Ausländische Arbeitnehmer“ erkennt

das Diözesankomitee frühzeitig die Herausforderung, sich für die soziale und seel-

sorgliche Betreuung der „Gastarbeiter“ einzusetzen. Für deren gesellschaftliche

Integration sollten eigene darauf ausgerichtete Zentren errichtet werden. – Bei

einer weiteren Sitzung am 7. November wird über mögliche Verbesserungen der

sozialen Situation der ausländischen Arbeitnehmer, vor allem über ihre Familien-

und Schulprobleme debattiert. Nicht nur seien vermehrt Freizeitangebote erfor-

derlich, der Ausschuss fordert auch ein Umdenken der Gesellschaft und der zu-

ständigen Behörden. Ausländische Mitbürger dürften nicht als „Belästigung“ emp-

funden werden.

Der Vorstand des Diözesankomitee zeigt sich besorgt über die schleppende

Einführung von Pfarrausschüssen. Die lokalen Laienvertretungen werden für „not-

wendiger denn je“ gehalten. Die Katholikenausschüsse seien zwar „immer mehr

zu einer Repräsentation des Katholizismus geworden“, aber in ihren Arbeits-

22. November

13. Januar

9. März

2. April

6. April
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möglichkeiten begrenzt. Die Pfarrei sei der Ort, wo man sich mit den verschiede-

nen Problemen konkret auseinandersetzen müsse. Zur Stimulation und Koordi-

nierung des weiteren Aufbaus wird für den 22. Juni eine Arbeitstagung organisiert.

Zwischen Juni 1963 und März 1964 findet eine Fragebogenaktion statt, die einen

Überblick über bereits aktive Pfarrausschüsse ermöglichen soll. 75 Prozent der

Gemeinden beteiligen sich. Von den 794 Pfarreien des Erzbistums haben 168 (20

Prozent) einen eigenen Pfarrausschuss eingerichtet; 228 Gemeinden (28 Prozent)

planen eine Gründung; 74 (11,5 Prozent) fordern in ihrer Antwort Informationen

über die Aufgaben eines Pfarrausschusses an.

In der Vollversammlung des Diözesankomitees stellt Franz-Heinz Pielmeyer mit

Befriedigung fest, dass sich die deutschen Bischöfe, insbesondere Kardinal Frings

dem Misstrauen gegenüber den Laien, das in der Konzilsaula beim Thema „Laien-

apostolat“ ausgesprochen worden sei, deutlich entgegengestellt hätten. – Die

Neugründung von Katholiken- und Pfarrausschüssen geht weiter: „Sie erwach-

sen“, so der Komitee-Vorsitzende, „aus den Anliegen der Seelsorge, aus dem apo-

stolischen Auftrag an die Laien, aber auch aus einer echten gesellschaftlichen Not

und der Einsicht, dass Zusammenführung aller katholischen Organisationen und

Verbände heute eine zwingende Notwendigkeit ist. – Im Diözesanführungskreis

erläutert Kultusminister Paul Mikat die Schulpolitik des Landes unter der CDU-

geführten Regierung. Debattiert wird dabei auch die Frage der Lehrerausbildung.

9.–10. November
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5. Januar

22. Februar

Kardinal Josef Frings hebt beim Neujahrsempfang für das Diözesankomitee die

Äußerungen von Papst Paul VI. zur Förderung des Laienapostolats hervor. Die so-

ziale Lage der Arbeitnehmer verlange erhöhte Aufmerksamkeit. Der Papst habe

die Hoffnung ausgesprochen, dass in Deutschland die christliche Soziallehre zum

Wohl der Arbeiter immer mehr verwirklicht werde. Bei einem Überblick über die

erste Phase des Konzils würdigt der Erzbischof die Neubestimmung des

Verhältnisses zu den Juden, die bisherigen Aussagen der Bischofsversammlung

zum Stand der Laien und die Anerkennung des Kollegialitätsprinzips, das die

Verantwortung der Bischöfe für die Weltkirche unterstreiche. Der Vorsitzende des

Diözesankomitees, Franz-Heinz Pielmeyer, dankt Frings für seine Interventionen in

der Konzilsaula und für seinen trotz hohen Alters immensen Einsatz, der zum

Gelingen des Konzils erheblich beitrage. Die Berufung der Laien gewinne in der plu-

ralistischen Gesellschaft, in der die Kirche zunehmend in einer Diasporasituation

existiere, immer mehr an Bedeutung. Verstärkt müssten sich die Katholiken für die

Einigung Europas einsetzen. Pielmeyer regt mit Bezug auf den ökumenischen

Arbeitskreis beim Katholikentag in Neuss einen Sachausschuss Ökumene an, der

nicht die theologische Diskussion zu führen hätte, vielmehr dem menschlichen

Verständnis in der Begegnung mit anderen Christen dienen und so zur Überwin-

dung von Gegensätzen beitragen solle.

Das Diözesankomitee beschließt eine Mustersatzung für die Pfarrausschüsse. Sie

seien die „Zusammenfassung des apostolischen Laienarbeit“ in den Gemeinden

und bildeten „damit den notwendigen örtlichen Unterbau für den Katholiken-

ausschuss einer Stadt oder eines Dekanates“. Danach sind im Pfarrausschuss die

bestehenden Laienorganisationen und alle Geistlichen der Gemeinde vertreten;

darüber hinaus beruft

der Pfarrer weitere Mit-

glieder. Den Vorsitz

führt ein Laie. Zu den

Aufgaben gehöre an ers-

ter Stelle, „die Seelsor-

gearbeit der Priester zu

unterstützen“, etwa

durch Mithilfe bei der

Gestaltung des kirchli-

chen Lebens in der

Gemeinde und durch

Mitwirkung bei der Vor-

bereitung und Durch-

führung pfarrlicher Ver-
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anstaltungen. – Die Umfrage des Diözesankomitees im Vorjahr habe deutlich ge-

zeigt, resümiert Geschäftsführer Nowak, „dass die organische Entwicklung der lai-

enapostolischen Arbeit in der heutigen pluralistischen Gesellschaft zur Gründung

von Pfarrausschüssen hindrängt“. Die gegenwärtig einem Pfarrer gestellten viel-

fältigen Aufgaben könnten von ihm allein nicht bewältigt werden. – Die Satzung

wird vom Erzbischof am 8. April in Kraft gesetzt.

Im Diözesanführungskreis referiert der Zeitungswissenschaftler Otto B. Roegele

über das Konzilsdekret zu den sozialen Kommunikationsmitteln. Das Gremium be-

fasst sich in einem Ausblick mit dem Katholikentag Anfang September in Stuttgart

und macht dazu den Vorschlag, eine Frau solle eines der Hauptreferate halten. Die

Bedeutung der Frau in der katholischen Öffentlichkeit müsse stärker zum Ausdruck

gebracht werden, wird die Anregung begründet.

Das Diözesankomitee will sich einen Überblick verschaffen über ökumenische

Initiativen, wie sie vor allem von den Katholikenausschüssen in Bonn, Köln, Neuss

und Wuppertal angestoßen sind. Das Konzil habe Voraussetzungen für eine öku-

menische Arbeit in den Gemeinden geschaffen. Die Bestandsaufnahme soll dazu

dienen, den weiteren Ausbau der ökumenischen Initiativen im Erzbistum zu koor-

dinieren. – Nach wie vor beschäftigen den Sachausschuss „Ausländische Arbeit-

nehmer“ die Probleme der Gastarbeiter wie Familiennachzug und Integration der

Kinder in Kindergärten und Schulen. Der Beauftragte für die Ausländerbetreuung

im Erzbistum, Msgr. Josef Koenen, betont: „In all diesen Fragen kann und muss die

Kirche das wache und lebendige Gewissen unseres Volkes sein.“ Dies sei auch

eine wichtige Aufgabe der Katholikenausschüsse. – Die Statistik weist auf dem

Gebiet des Erzbistums Köln etwa 106.000 Ausländer aus; davon sind 60.000

Italiener und Spanier katholisch, der Anteil der Frauen ist mit 8.000 vergleichswei-

se gering, Jugendliche machen dagegen ein Drittel aus.

Der Diözesanführungskreis setzt sich mit der gesellschaftskritischen Einstellung

deutscher Schriftsteller, darunter Carl Amery, Heinrich Böll und Rolf Hochhuth, aus-

einander. Sie hätten ein falsches Verständnis des Politischen, meint der dazu gela-

dene Referent, Hans Buchheim vom Münchener Institut für Zeitgeschichte vor der

Hintergrund der anhaltenden Debatte um Hochhuths „Stellvertreter“ und das

Agieren der Kirche im Dritten Reich. Man könne nicht gleichzeitig die Kirche kriti-

sieren, weil sie im Dritten Reich nicht entschieden genug politisch interveniert ha-

be, betont Buchheim, sie heute aber dann angreifen, wenn sie zu politischen

Fragen öffentlich Stellung nimmt. – Der frühere Minister

beklagt in der Vollversammlung des Diözesankomitees die „Müdigkeit der Guten“.

20.–21. Juni

18. Juli

14.–15. November

Josef Hermann Dufhues
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Man brauche „mehr handelnde

Christen im politischen Alltag“, um

eine christlich verantwortbare

Politik auch umzusetzen. Es genüge

nicht, politischen Entwicklungen

nur kritisch zuzuschauen, jeder sei

verantwortlich, aktiv mitzuwirken.

Eine Arbeitstagung der Katholikenausschüsse befasst sich mit dem Ablauf und

den Beratungsthemen des Konzils, um auch die Laien unmittelbar durch Konzils-

teilnehmer zu informieren. Weihbischof Wilhelm Cleven systematisiert die bisher-

igen Beratungen und Beschlüsse bis zu der im Dezember abgeschlossenen

Sitzungsperiode. Die dabei verkündete Dogmatische Konstitution über die Kirche

„Lumen gentium“ deutet der Konzilsberater von Kardinal Frings, der Münsteraner

Theologe Joseph Ratzinger. Die Mitglieder der Kölner Laiengremien fühlen sich in

ihrem Selbstverständnis bestätigt, wenn das Konzil erklärt, es sei Sache der Laien,

eigenständig die weltlichen Angelegenheiten mitzugestalten und so die Kirche

wirksam zu machen, ihnen zugleich aber auch die Berufung zugesteht, beim

Apostolat der Hierarchie unmittelbar mitzuwirken.

Kultusminister Paul Mikat interpretiert vor der Vollversammlung und dem

Führungskreis die „Rolle der Kirche in der heutigen Zeit“. Sie sei nicht nur für die

sakramentale Betreuung der Gläubigen da, sondern müsse der ganzen

Gesellschaft dienen. Das ist nach Mikats Auffassung das Erbe von Papst Johannes

XXIII., der in seinen Sozialenzykliken die eingeengte christliche Staatsauffassung

zu einer allgemeinen Gesellschaftstheorie ausgeweitet habe. Insofern ist für den

Politiker die Trennung von Kirche und Staat vor dem Missverständnis zu bewah-

ren, die Kirche habe sich von Staat und Gesellschaft völlig abzusondern. – Erneut

referiert der Konzilstheologe Joseph Ratzinger über die theologischen Folge-

rungen des Vaticanums über das Christsein in der Welt. Das Ja des Christen zur

Welt müsse kritisch sein, was nicht Distanzierung bedeute, auch nicht den Aufbau

einer katholischen Sonderwelt meine; Christen hätten dazu beizutragen, dass „die

eine Welt für alle Menschen“ mit dem Wort Gottes durchdrungen werde. Kardinal

Frings konkretisiert diese Vorstellung durch seinen Hinweis auf die kirchlichen

Hilfswerke, die zuerst den leiblichen Hunger in den armen Völkern stillen sollten,

dann aber auch den geistigen und geistlichen.

23. Januar

26.–27. Juni
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1.–5. Oktober

Oktober–Dezember

18. November

Der Diözesanführungskreis befasst sich auf einer Tagung in Rom mit dem Thema

„Die Kirche im Dialog mit der Welt von heute“, während das Konzil in Rom das

Schema 13 „Gaudium et spes“ berät. In einer Papstaudienz lobt Paul VI. die Arbeit

der Kölner Laiengremien als vorbildlich und hebt ausdrücklich die Bildungsarbeit

der Thomas-Morus-Akademie hervor. Thomas Morus sei ein Vorbild für diese

Zeit, „die vom Katholiken Aufgeschlossenheit fordert und zugleich Unbeirrbarkeit

vor den schwankenden Tagesmeinungen“. – Der nordrhein-westfälische Kultus-

minister Paul Mikat erklärt auf der Tagung, die Kirche könne sich mit dem Konzil

nicht mehr darauf beschränken, die Rechtspositionen gegenüber dem Staat zu si-

chern. Sie sei heute vor allem Partnerin der Gesellschaft und habe da die Aufgabe,

die freien Bürger einer freien Gesellschaft von der Aktualität und dem Wert des

Evangeliums zu überzeugen. – Prof. Otto B. Roegele, der über das Verhältnis des

Konzils zu den Medien referiert, bemerkt, im ZdK und den Katholikenausschüssen

sei „eine Möglichkeit zur Lösung des heiklen Dilemmas zwischen Laienbewegung

und hierarchischem Apostolat“ praktisch umgesetzt; sie sei vielleicht nicht bis ins

Letzte durchgedacht, funktioniere wohl auch nicht überall optimal, ermögliche

aber wie keine andere „eine Zusammenführung der Kräfte“, ohne dass „deren eige-

ne Initiative und Selbstständigkeit gebrochen“ würden. Der Bischof von Münster,

Joseph Höffner, behandelt das Thema „Kirche und Wirtschaft“ und erörtert damit

in der Phase des „deutschen Wirtschaftswunders“ einen höchst aktuellen Aspekt

der katholischen Soziallehre.

In der Thomas-Morus-Akademie veranstaltet das Diözesankomitee vier Wochen-

endtagungen für Mitglieder der Pfarrausschüsse mit dem Ziel, die ehrenamtlichen

Laien zu motivieren und ihnen Möglichkeiten der Arbeitsfelder in der Gemeinde

aufzuzeigen. – In einer Übersicht über die Entwicklung der Pfarrausschüsse weist

Geschäftsführer Alfons Nowak darauf hin, dass nach Erfahrungen der Mitglieder

ein enges gegenseitiges Vertrauensverhältnis zwischen Pfarrer und Laien ent-

scheidend sei für den Erfolg der Arbeit. In vielen Ortsgremien würden die

Gemeindemitglieder durch Pfarrnachrichten und Pfarrbriefe über wichtige

Themen und Veranstaltungen informiert. Über eine wünschenswerte Wahl der

Pfarrausschüsse seien die Meinungen, so der Geschäftsführer, allerdings geteilt.

Das Konzil beschließt das Dekret über das Laienapostolat „Apostolicam actuosita-

tem“, das am selben Tag feierlich verkündet wird. „Die Laien arbeiten in der ihnen

eigentümlichen Weise mit der Hierarchie zusammen“, heißt es in Nr. 20, sie „tra-

gen ihre eigene Erfahrung bei“ und übernähmen Verantwortung in der Leitung ih-

rer Organisationen. Die Bischofsversammlung erklärt (Nr. 26): „In allen Diözesen

sollen nach Möglichkeit Gremien eingerichtet werden, die die apostolische
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Tätigkeit der Kirche im Bereich der Evangelisierung und Heiligung, im caritativen

und sozialen Bereich und in anderen Bereichen bei entsprechender

Zusammenarbeit von Klerikern und Ordensleuten mit den Laien unterstützen.“

Solche Laiengremien sollten „auch auf pfarrlicher, zwischenpfarrlicher und inter-

diözesaner Ebene, aber auch im nationalen und internationalen Bereich geschaf-

fen werden“.

In seiner Ansprache beim Neujahrsempfang geht Pielmeyer auf das Konzil ein:

„Mit dem Ende des Konzils beginnen Studium und Erneuerung, in die wir mit

Hoffnung eintreten im 20. Jahr der Existenz des Kölner Diözesankomitees. Es wird

Arbeit für viele Jahre sein.“ In seiner Antwort versichert Kardinal Frings, die

Bischofsversammlung habe den Laien ihr besonderes Interesse gewidmet. Das

entspreche ganz der Einstellung der Kölner Kirche, die sich seit je bemüht habe,

Laien in die Führung mit einzubeziehen. – Gemäß der Devise, das Konzil an die

Basis zu vermitteln, hat das Diözesankomitee bereits in Wochenendtagungen

Vertretern von rund 100 Pfarrausschüssen Anregungen zur Weiterführung der

Arbeit mit den Beschlüssen des Vaticanums geboten.

Die Katholikenausschüsse in Bergheim, Bonn, Düsseldorf, Köln, Neuss, Solingen,

Remscheid und Wuppertal führen insgesamt acht Großveranstaltungen durch,

um über das Konzil zu informieren, insbesondere die Deutung des Vaticanums zu

Stellung und Aufgaben der Laien in der Kirche. Dafür werden Teilnehmer an der

Bischofsversammlung und prominente Referenten gewonnen. So erläutert am 27.

Februar der Tübinger Prof. Hans Küng in Düsseldorf, was das Konzil erreicht hat.

Die Bischöfe hätten insbesondere eine neue Haltung der Kirche zu den anderen

Christen, speziell den Protestanten formuliert. In Köln interpretiert Prof. Joseph

Ratzinger am 14. März, was die Bischofsversammlung für den Alltag der Christen

bedeutet: „Das Konzil hat sich der Welt zugewandt und dabei die Zustimmung der

Welt gefunden, während manchem Gläubigen die Kirche ein wenig fremd gewor-

den zu sein scheint.“ Weihbischof Augustinus Frotz deutet am 14. März in Berg-

heim und am 20. März in Remscheid das Vaticanum als einen neuen Anfang für

die Kirche.

In einer Festakademie feiert das Diözesankomitee im Kölner Gürzenich das 20jähri-

ge Bestehen der Laienvertretung. In seinem Rückblick rekapituliert Ehren-

vorsitzender Roesen die Gründungsphase und zieht eine bemerkenswerte Überle-

gung heran: Wenn die Katholiken sich nicht mehr in einer Partei sammeln konnten

– weil die christlichen Parteien ökumenisch, und sich Katholiken auch der SPD und

9. Januar

Februar–Mai

23. April
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den Liberalen zuwandten –, wenn sie sich also im parteipolitischen Raum nicht

sammeln konnten, „so wurde es desto notwendiger, sie zu sammeln im funda-

mentalpolitischen Raum“. Die Grundsätze des katholischen Glaubens in der Öf-

fentlichkeit zu vertreten, setze Bildungsarbeit voraus, „nicht bloß eine einseitige

der Verkündung katholischer Lehre überhaupt“, sondern im argumentativen

Gespräch. Dies entspreche dem Konzil. Das Diözesankomitee sei schon lange vor

dem Vaticanum „eine Stätte innerkirchlichen, teils auch nach außen gewandten

Dialogs“ gewesen. Der aus dem Beirat früh entwickelte Diözesanführungskreis sei

bereits weitgehend ein Vorbild für das gewesen, „was in der nachkonziliaren Zeit

im Rat des Bischofs als Gliederung der Kirche erstrebt wird“. Gerade das Kölner

Modell der Laienvertretung könne diese Zukunftsperspektive leisten. – Der

Vorsitzende des Diözesankomitees, Franz-Heinz Pielmeyer, erläutert detailliert das

Konzilsdekret über das Laienapostolat. Das Vaticanum habe die Stellung der Laien

in der Kirche „völlig neu bewertet“ und ihr Arbeitsfeld „sowohl in der Kirche als

auch in der Welt“ angesiedelt. Dies sei im Erzbistum Köln schon seit dem Bestehen

der Katholikenausschüsse und des Diözesankomitees Tradition und Praxis.

Dennoch sei es notwendig, „die vorhandenen Einrichtungen auf die Übereinstim-

mung mit den Zielen des Konzils hin zu überprüfen“.

In der Vollversammlung legt der Leiter des Seelsorgeamtes,

die Aussagen des Konzils über die Laien aus unter dem Aspekt, ob

sich daraus Änderungen für die Laienarbeit im Erzbistum ergeben. Die in Köln ver-

wirklichte Form entspricht seiner Ansicht nach dem Vaticanum und bietet eine gu-

te Grundlage für die Weiterentwicklung. Die Verwirklichung der Kirche des Konzils

am Ort geschehe in der Pfarrei und hänge entscheidend von der Verantwortung

der Laien ab. Daher müsse das Ziel sein, so Nettekoven, „dass jede Pfarrei einen

lebendigen Pfarrausschuss hat“. Wenigstens ein Drittel der Mitglieder sollte von

der Gemeinde gewählt werden. Auch Kardinal Frings spricht sich dafür aus, die

Mitglieder der Pfarrausschüsse wenigstens zum Teil durch die Gläubigen der

Gemeinde wählen zu lassen. Nettekoven gibt überdies zu

bedenken, ob dem Gremium über die reine Beratungs-

kompetenz hinaus auch Entscheidungsbefugnis zu geben

wäre; es solle, begründet Nettekoven, Ernst gemacht wer-

den mit der Verantwortung, die das Konzil dem einzelnen

und der Gemeinschaft von Gläubigen zugesprochen habe.

Für den künftigen Seelsorgerat des Erzbistums schlägt

Nettekoven vor, dass das Diözesankomitee dessen Laien-

mitglieder wählt. Vorsitzender Pielmeyer versichert, das

Diözesankomitee werde nach Kräften dazu beitragen, die

vom Konzil beschlossenen Reformen in der Kölner Kirche

umzusetzen.

12.–13. November

Prälat Peter
Nettekoven,
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23.–24. April

24.–25. Juni

Auf einer Tagung der Thomas-Morus-Akademie, zu der das Diözesankomitee be-

sonders einlädt, wird eine „Ökumenische Bilanz des Konzils“ gezogen. Dabei wird

die Anregung gegeben, das Diözesankomitee solle einen Sachausschuss Ökume-

ne installieren, der sich mit den Fragen der Einheit der christlichen Kirchen befas-

sen soll. Es gehe darum, die Katholiken über die weithin unbekannten Vorstel-

lungen der anderen Christen zu informieren und zudem auch ökumenische

Kontakte zu knüpfen. Es sei notwendig, schon bestehende Initiativen im Erzbistum

Köln zu koordinieren. – Der Sachausschuss wird im Juni institutionalisiert.

Der Diözesanführungskreis berät neben der schulpolitischen Situation vor allem

die Veränderungen, die nach dem Konzil für das Laienapostolat vorgenommen

werden sollen. Grundlage sind Mustersatzungen für die Rätestrukturen, die das

ZdK im Auftrag der Bischofskonferenz und nach Beratungen mit den Ordinariaten

und den Diözesankomitees erarbeitet hat, die Prälat Nettekoven detailliert erläu-

tert. Danach ist vorgesehen, das Diözesankomitee in Diözesanrat umzubenennen.

Die Katholikenausschüsse in Stadt- und Kreisdekanaten bleiben im Wesentlichen

unverändert. Die Pfarrausschüsse wandeln sich in Pfarrgemeinderäte. Deren

Mitglieder werden zu einem Drittel von der Gemeinde gewählt; ein Drittel sind

Delegierte der in der Pfarrei tätigen Gruppen und Organisationen, ein Drittel sind

geborene und vom Pfarrer berufene Mitglieder. „Vieles, was ins Konzilsdekret

über das Laienapostolat eingegangen ist“, kommentiert Franz-Heinz Pielmeyer,

„geht auf die Erfahrungen der Kölner Laienarbeit zurück.“ Die in zwei Jahrzehnten

bewährte Tradition werde nicht abgebrochen, sondern in organischer

Entwicklung fortgesetzt. Der Generalsekretär des ZdK, Friedrich Kronenberg, be-

tont gleichfalls, „das Grundmodell der bisherigen Formen“ werde nicht in Frage

gestellt, doch ergäben sich wichtige Aspekte einer Neuorientierung. Wenn es auch

nicht um „parlamentarische Repräsentation der Laien gegenüber der Hierarchie“

gehe, so doch um eine möglichst breite Repräsentativität, so dass „alle wichtigen

Tendenzen, Aktivitäten und Gruppen“ unter den Katholiken vertreten seien. Die

Mitwirkung der Laien am Apostolat der Kirche könne „wesentlich verstärkt“ wer-

den. Das habe, so folgert Kronenberg, mit einer „Demokratisierung der Kirche“

nichts zu tun, es gehe darum, „das Kirchenvolk weitestgehend an den Aufgaben“

der Kirche zu beteiligen. Zudem sollten die innerkirchlichen Aufgaben der Laien

stärker als bisher wahrgenommen werden. Für den ZdK-Generalsekretär ergeben

sich jedoch auch Konsequenzen für die kirchlichen Amtsträger in Bezug auf das

Laienapostolat: „Sie haben die Pflicht, die Verantwortung der Laien in der Kirche

anzuerkennen und zu fördern, sich von den Laien beraten zu lassen“. Die Geist-

lichen hätten den Laien die Freiheit zu lassen, in der Kirche Aktionsmöglichkeiten

zu entfalten, und sie hätten deren Kompetenz und Eigenverantwortung für ihren

Weltdienst zu respektieren. Zu den Aufgaben der Pfarrgemeinderäte erläutert
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Prälat Peter Nettekoven die doppelte Ausrichtung: Die Laien hätten ihren „aktiven

Anteil am Leben und Tun der Kirche“; dieser sei so notwendig, dass ohne dieses

Mitwirken „das Apostolat der Hirten meist nicht zu seiner vollen Wirkung kommen

kann“. Zum anderen hätten die Pfarrgemeinderäte die Belange der Katholiken in

der Öffentlichkeit und in ihrer Kommune zu vertreten. „Wir können nicht wertneut-

ral sein“, erläutert Nettekoven, die Pfarrei müsse Verbindung halten mit der politi-

schen Gemeinde, aber auch mit den evangelischen Christen. „Manches ließe sich

mit der evangelischen Gemeinde zusammen wirksamer tun, vor allem im sozialen

Bereich.“

Mustersatzung und –wahlordnung für die Pfarrgemeinderäte werden an die

Pfarrer und die Vorsitzenden der bestehenden Pfarrausschüsse versandt. Im

Respekt vor deren Eigenständigkeit, die das Konzil bestätigt hat, und entspre-

chend dem Prinzip der Subsidiarität können die Adressaten Änderungsvorschläge

vorlegen, die sich aufgrund ihrer inzwischen gemachten Erfahrungen mit der

Laienarbeit in den Pfarreien ergeben. Die Rückmeldungen werden vom Diözesan-

komitee ausgewertet und in die Überarbeitung des Satzungsentwurfs einge-

bracht, damit sich die Wünsche der Basis darin widerspiegeln. – Am 17. Oktober

tagt eine Satzungskommission des Diözesanrates, um die Satzungsvorlage für die

Vollversammlung zu erarbeiten. Geschäftsführer Alfons Nowak, der – vom Vor-

stand entsprechend gewürdigt – 20 Jahre im Amt ist, leistet umfangreiche

Vorarbeit, damit die von der Basis eingebrachten Vorschläge berücksichtigt

werden können.

Letzte Vollversammlung des Diözesankomitees, das in den Diözesanrat übergeht.

Dessen Beirat (später Hauptausschuss) übernimmt die Aufgaben des bisherigen

Diözesanführungskreises. Die für diese Veränderung nötigen Satzungsentwürfe

werden einstimmig beschlossen. Die Mitglieder der Vollversammlung seien sich

im klaren darüber, dass es auf die Formalien nicht eigentlich ankommt, notiert

Peter Paul Pauquet, Chefredakteur der Kirchenzeitung, in seinem Bericht, sie wüss-

ten, „dass die vom Konzil angestoßene Umformung der Kirche nicht verwirklicht

wird, es sei denn in den Diözesen und Pfarren und eben in der Selbstverant-

wortung eines jeden einzelnen wachen Katholiken“. Man sei sich einig gewesen,

so Pauquet, „dass es auf keinen Fall ein Gegeneinander von Priestern und Laien in

den gewählten Gremien geben dürfe“. Schlecht wäre natürlich, wenn es in einzel-

nen Pfarreien nicht einmal den Versuch gäbe, einen Pfarrgemeinderat ins Leben zu

rufen. – Auf Grund der neuen Satzung wird der Vorstand des Diözesanrates ge-

wählt. Die Versammlung entscheidet sich wieder für Franz-Heinz Pielmeyer; sei-

nen bisherigen Stellvertreter Franz Lemmens, der nicht wieder kandidiert, wählt

die Versammlung wegen seiner Verdienste um die Laienarbeit im Erzbistum zum

Ehrenvorsitzenden.

Juli

11. November
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7. Januar

27. April

Hermann Boventer

Beim Neujahrsempfang für den Diözesanrat dankt der Vorsitzende Franz-Heinz

Pielmeyer Kardinal Frings, dass er zahlreiche Anstöße zur Erneuerung der Kirche

gegeben habe. Zugleich bitte er den Erzbischof, dafür zu sorgen, dass die

Bereitschaft sachkundiger Laien, auch in der Kirche Verantwortung mit zu über-

nehmen, nicht durch einengende Maßnahmen geschmälert werde oder wirkungs-

los bleibe. Kardinal Frings bemerkt, dass der Glaube heute mehr gefährdet sei als

früher. In dieser Hinsicht mache er sich Sorge um den Bestand der Bekenntnis-

schule. Es sei die Aufgabe der Katholiken, den christlichen Glauben zu schützen.

Der Erzbischof dankt den Laienvertretern für alle Bemühungen, das Konzil zu ver-

wirklichen. – Dem Empfang schließt sich eine Vorstandssitzung an, in der heftige

Kritik daran geäußert wird, dass Kardinal Frings die Satzung für die Pfarrgemeinde-

räte zwar genehmigt, aber in einigen Punkten geändert hat. Ohne Rücksprache mit

dem Diözesanrat ist das aktive Wahlrecht von 18 auf 21 Jahre heraufgesetzt und

der Aufgabenkatalog gestrichen. Der Vorstand fordert eine Revision der Änderun-

gen und bittet den Erzbischof brieflich, an der nächsten Vollversammlung zur

Begründung der Änderungen teilzunehmen. Zu dieser erneuten Satzungsdebatte

kommt es danach nicht, denn der Erzbischof setzt am 1. März die Satzung in der

von der Vollversammlung beschlossenen Form in Kraft.

Als erster Laie wird Leiter der Thomas-Morus-Akademie;

Prälat Josef Steinberg, der am 10. Februar nach eigener Entscheidung zurückge-

treten ist, bleibt ihr als Geistlicher Beirat (bis zu seinem Tod 1981) verbunden. Aus

der „besonderen Spiritualität des christlichen Glaubens“, aber in geistiger Offen-

heit des Dialogs soll die Akademie,

so formuliert Boventer ihre Aufgabe,

„ein exemplarischer Ort der Wahrheits-

suche und Wahrheitsfindung“ sein. Ein

Schwerpunkt des Bildungsprogramms

wird die Rezeption des Zweiten Vatika-

nischen Konzils. – Die Mitglieder der

Pfarrgemeinderäte fänden in der Aka-

demie in Zusammenarbeit mit dem

Diözesanrat und seinen Sachaus-

schüssen, so Boventer, einen „Ort der

Einübung, des Austauschs und der

Information“. Ein wichtiges Feld wird –

entsprechend der Gründungs-intention

– die Fortbildung kirchlicher Erwach-

senenbildner.
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1. Oktober

Hans Deckers

20. Oktober

wird zum neuen Geschäftsführer des

Diözesanrates bestellt. Er übernimmt damit, wie sein

im Februar verstorbener Vorgänger Alfons Nowak,

ehrenamtlich die Geschäftsführung der Gesellschaft

katholischer Publizisten und die Geschäftsführung

der Landesarbeitsgemeinschaft für katholische Er-

wachsenenbildung. Der gelernte Tischlermeister,

Absolvent des Arbeitnehmerkurses im Katholisch-

Sozialen Institut in Bad Honnef und bis dahin Refe-

rent in Internationalen Kolpingwerk, besteht seine

erste Bewährungsprobe bereits vor Dienstantritt mit

der vom Diözesanrat zu leistenden Organisation der

ersten Pfarrgemeinderatswahlen in der Geschichte

der katholischen Kirche Deutschlands.

Unter dem Leitwort „Mitverantwortung in der Kirche“ finden die Pfarrgemeinde-

ratswahlen statt. Ein Teil der Gemeinden hat nach der Entscheidungsvorgabe des

Diözesankomitees bereits am 9. Juni die Wahl durchgeführt. Entsprechend der da-

mals geltenden Satzung wählen die Angehörigen der Gemeinde ein Drittel der

Mitglieder des Rates, ein Drittel wird von den in der Gemeinde aktiven Verbände

delegiert, ein Drittel vom Pfarrer berufen. Gut acht Prozent der Wahlberechtigten,

damit knapp 20 Prozent der regelmäßigen Gottesdienstbesucher beteiligt sich an

der Wahl. 522 der über 800 Pfarreien begründen damit erstmals ihren Pfarrge-

meinderat. – Für den Diözesanrat ergeben sich seitdem umfängliche Aufgaben in

der Motivation und Schulung der Pfarrgemeinderäte.
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12. Januar

1.–2. Februar

Februar–März

3.–4. Mai

Beim Neujahrsempfang für den Diözesanrat äußert sich Franz-Heinz Pielmeyer er-

freut über die Ernennung des bisherigen Bischofs von Münster Joseph Höffner

zum Erzbischof-Koadjutor in Köln (am 22. Dezember 1968 ernannt), der am Drei-

königstag ins sein Amt eingeführt worden ist. In seinem politischen Teil übt der

Diözesanratsvorsitzende Kritik an der Schulpolitik des Landes. Pielmeyer wendet

sich auch gegen jene Gruppen in der Kirche, die die Autorität der Amtsträger an-

zweifelten und einer falsch verstandenen Demokratisierung der Kirche anhingen. –

Kardinal Frings fordert die Laienvertreter dazu auf, dem „Strom von Unsittlichkeit“,

der Land und Volk überschwemme, entgegenzuwirken.

In der Bensberger Akademie tagt erstmals der neu konstituierte Beirat des

Diözesanrates. Der Vizepräsident des ZdK und Staatssekretär Heinrich Köppler

stellt die Verdienste der katholischen Verbände und Laienkomitees für den inner-

kirchlichen Demokratisierungsprozess heraus. Die Laien würden ihre vom Konzil

bestätigte Mitverantwortung für die Kirche ernst nehmen und jedem Versuch

wehren, ihre Mitberatung und Mitentscheidung auszuhöhlen. – Zu den Überlegun-

gen, die Bereiche der Kirche zu benennen, die stärker als bislang demokratisiert

werden könnten, erklärt Erzbischof-Koadjutor Höffner nicht nur die Gemeinsam-

keit von Priestern und Laien, die zusammen die Kirche bildeten, sondern auch

deren gemeinsame Verantwortung für die Kirche. Diese Demokratisierung sei das

Gebot der Stunde. – Bereits am 24. Februar wird Erzbischof Joseph Höffner Nach-

folger des zurückgetretenen Kardinals Josef Frings.

Der Diözesanrat veranstaltet gemeinsam mit dem Erzbischöflichen Generalvikariat

Einführungsseminare für die Mitglieder der Pfarrgemeinderäte. Diese insgesamt

45 Dekanatskonferenzen werden von rund 2.500 Teilnehmerinnen und Teilneh-

mern wahrgenommen. Referate und Diskussionen eröffnen Perspektiven für das

lokale Laienapostolat, Aufgabengebiete werden abgesteckt. Als wichtig betonen

die Laienvertreter das gegenseitige Kennenlernen und den Erfahrungsaustausch.

Für die laufende Praxis erstellt der Diözesanrat eine Arbeitshilfe in Form eines

Ringbuches. Die Sammlung mit Anregungen und Tipps wird jedem Pfarrgemein-

derat kostenlos zur Verfügung gestellt; sie findet so großes Interesse, dass die

Auflage von 5.000 Exemplaren bereits Mitte des folgenden Jahres vergriffen ist.

Eigens für die Vorsitzenden der Pfarrgemeinderäte wird in Bensberg erstmals ein

Wochenendseminar veranstaltet, das die Möglichkeiten der innerpfarrlichen

Kommunikation thematisiert. Weiterer Beratungspunkt sind Chancen und Mög-

lichkeiten der Laiengremien, auf „Fernstehende“ zuzugehen, jene rund 70 Prozent
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Katholiken, die nicht mehr oder nur noch selten am Leben ihrer Gemeinde teilneh-

men, und sie zum erneuten Mitmachen zu motivieren. – Da nun mit

Pfarrgemeinderat und dem Kirchenvorstand, der nach deutschem Staatskirchen-

recht seit nahezu einem Jahrhundert besteht, zwei gewählte Gremien in einer

Gemeinde agieren, ergeben sich mancherorts Rollenunsicherheiten und Abgren-

zungsschwierigkeiten, vor allem dort, wo das Haushalts- und Verwaltungs-

gremium in der Vergangenheit auch pastorale Aspekte seiner finanziellen Kompe-

tenzen und Entscheidungen mitbedacht hat. Um die Lösung dieses Problems ein-

heitlich zu regeln, legt die Deutsche Bischofskonferenz „Empfehlungen“ für die

Kommunikation und Zusammenarbeit der beiden Gremien vor, die im Erzbistum

Köln am 1. November im Kirchlichen Anzeiger amtlich veröffentlicht werden. Es

wird zwischen Pfarrgemeinderat und Kirchenvorstand eine wechselseitige

Abordnung mit Gaststatus und Rederecht angeraten. Der Kirchenvorstand wird

verpflichtet, bei wichtigen Entscheidungen – etwa bei Grenzveränderungen, bei

Neubau und Renovierung von Kirchen, Pfarrhaus, Gemeindezentrum und

Kindergarten – den Pfarrgemeinderat anzuhören. Bei entsprechenden Eingaben

an die Bistumsleitung hat der Pfarrer die Stellungnahme des Pfarrgemeinderates

beizufügen. Mit diesen Empfehlungen will die Bischofskonferenz die Stellung des

gewählten Laiengremiums in der Pfarrei gestärkt wissen.

Vor dem Beirat referiert Prof. Paul Mikat über die öffentliche Position der Kirche:

Ihre Wirksamkeit im freien gesellschaftlichen Raum sei nur möglich nach den

Gesetzen und Regeln des gesellschaftlichen Handelns. Die Stärke der Kirche in der

Gesellschaft werde bestimmt durch die Intensität, mit der sich die Christen darin

einbrächten. Kardinal Joseph Höffner bestätigt: Die Botschaft der Kirche richte

sich an alle Menschen. Insofern müsse sie durch die Gläubigen in der Welt präsent

sein, dies dürfe aber weder bloßer Weltdienst noch bloße Spiritualität sein.

Heinrich Köppler gibt einen Überblick über den Stand der Vorbereitungen zur

„Gemeinsamen Synode der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland“, die

von 1971 bis 1975 in Würzburg stattfindet.

Der Vorstand des Diözesanrates bittet Kardinal Joseph Höffner, bei den Pfarrern

und Dechanten, die Vorbehalte gegenüber den Laiengremien oder sogar die Wahl

verhindert haben, darauf hinzuwirken, dass in den betreffenden Gemeinden

gleichfalls ein Pfarrgemeinderat gebildet wird.

8.–9. November

13. Dezember
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14. März

Weihbischof Hubert Luthe

4. April

8. Juli

9. Dezember

Weihbischof Wilhelm Cleven scheidet aus der aktiven Mitwirkung im Diözesanrat

aus. wird von Kardinal Höffner zum neuen Beauftrag-

ten des Erzbischofs für den Diözesanrat bestimmt.

In der Vollversammlung des Diözesanrates wird aufgrund der Strukturänderungen

durch die Pfarrgemeinderäte eine Neuwahl des Vorstandes vorgezogen. Dabei

wird Franz-Heinz Pielmeyer erneut zum Vorsitzenden gewählt. Mit großer

Mehrheit billigt die Vollversammlung die Vorlage des Vorstands, eine Satzungs-

kommission zu bilden. Die Anwesenheit des Erzbischofs wird als Einverständnis

gewertet, alle geltenden Satzungen der Rätestrukturen einer Revision zu unterzie-

hen. Anlass ist die massive Kritik von Mitgliedern der Pfarrgemeinderäte über

Unzulänglichkeiten, die sie bereits bei den Dekanatskonferenzen des Vorjahres ge-

äußert haben. Im Kern geht es um eine verbindliche Regelung der Zusam-

menarbeit zwischen Pfarrgemeinderat und Kirchenvorstand, um die Wahl von

zwei Dritteln des Mitglieder des Gremiums und, statt der bisherigen alleinigen

Berufung weiterer Mitglieder durch den Pfarrer, um die mit den gewählten

Mitgliedern gemeinsame Berufung. Außerdem solle die Möglichkeit der Briefwahl

gegeben werden, um die Wahlbeteiligung zu erhöhen.

Die Satzungskommission wird vom Diözesanrats-Vorsitzenden Pielmeyer darüber

informiert, dass das ZdK im Einvernehmen mit der Bischofskonferenz empfiehlt,

grundlegende Änderungen der Statuten vorerst zurückzustellen, da die

Würzburger Synode die Thematik eingehend erörtern werde. Grund der „dringen-

den Empfehlung“ dazu sei die „Frage nach dem ekklesiologischen Standort der

Gremien des Laienapostolates“, heißt es in einem Brief des Vorsitzenden der

Bischofskonferenz, Kardinal Julius Döpfner, vom 1. Juni an die Diözesanbischöfe.

Die Kölner Satzungskommission beschließt dennoch, an der Revision weiterzuar-

beiten, da die bereits angelaufene Diskussion in den Pfarrgemeinderäten und

Katholikenausschüssen nicht mehr zu stoppen sei. Die örtlichen und regionalen

Gremien werden aufgefordert, ihre Stellungnahmen zu den Vorschlägen der

Satzungskommission dem Vorstand zuzuleiten. „Wir möchten in jedem Fall die

Vorstellung der Pfarrgemeinderäte kennen lernen“, schreibt der stellvertretende

Vorsitzende des Diözesanrates, Adolf Müller, am 25. September.

Die Vollversammlung des Diözesanrates diskutiert leidenschaftlich das Für und

Wider jetzt vorzunehmender Satzungsänderungen. Es sei das Verdienst von

Bernd Petermann, dass die Beratungen „nicht aus dem Ruder laufen“, erinnert sich

später der geschäftsführende Vorsitzende Hans Deckers. Er habe „die aufgestau-
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ten Emotionen und divergierenden Interessen“ aufgefangen und nachdrücklich

dafür plädiert, sich auf ein gemeinsames Votum zu verständigen. Kardinal Höffner

bittet in Übereinstimmung mit der Position der Bischofskonferenz und des ZdK, im

Augenblick keine Änderungen vorzunehmen. Die Vollversammlung entscheidet

sich mit großer Mehrheit dagegen, will ihren Beschluss zur Revision von Satzung

und Wahlordnung jedoch nicht als endgültig gewertet wissen, sondern als

Empfehlung an den Erzbischof.

Kardinal Joseph Höffner berät mit dem Vorstand des Diözesanrates und Vertretern

der Organisationen und Verbände die Empfehlungen der Vollversammlung. Beide

Seiten suchen nach einem Kompromiss, in dem sich der Diözesanrat in wichtigen

Punkten behaupten kann: Über die 2/3-Wahl der Mitglieder gegenüber dem

Delegationsrecht der Organisationen in der Gemeinde entscheidet der Pfarr-

gemeinderat selbst; die Mitgliederzahl des Gremiums wird auf mindestens neun

erhöht; über die Berufung weiterer Mitglieder entscheidet der Pfarrer, der aller-

dings zuvor die Gewählten anzuhören hat; das Wahlalter wird auf 16 Jahre herab-

gesetzt und die Briefwahl ermöglicht. Diese Änderungen stünden den Beratungen

der Synode nicht entgegen, sind sich die Konferenzteilnehmer einig, zumal sie be-

fristet werden. – Am 29. Dezember setzt der Erzbischof die Änderungen der

Satzung und der Wahlordnung der Pfarrgemeinderäte für die Dauer von drei

Jahren in Kraft.

16. Dezember

Konferenz im Erzbischöflichen Haus,

v.l.n.r.: Konrad Kraemer, Joseph Kardinal Höffner, Bernd Petermann



Hans Deckers

Zu allen Zeiten haben sich die Menschen neben der Sprache auch über Zeichen

und Symbole verständigt.

Eine große Lehrmeisterin war die Kirche. Sie erkannte früh, dass der Glaube

nicht allein durch das gesprochene Wort, sondern auch bildhaft zu vermitteln sei.

Glaubenssinn und Glaubensinhalt konnte an Bildern, Skulpturen, Heiligendarstel-

lungen in den verschiedensten Kunstrichtungen gedeutet und ausgelegt werden .

Die großen Wallfahrten des Mittelalters, zeugen bis heute von der visuellen Kraft

der fassbaren, ausdrucksstarken, religiös-körperhaften Darstellungen.

Jede Graphik und jedes Symbol ist auf seine Kernaussage hin zu befragen. Ein

„schönes“ Bild oder ein in seinen Proportionen gut gestaltetes Symbol muss „spre-

chen“ können, Auskunft geben über das, was es dem Betrachter mitzuteilen hat.

Unmittelbar nach 1946 hat auch das Kölner Diözesankomitee auf und in seinen

Publikationen sich der Symbolsprache bedient. Die Graphiken waren einfach und

mit wenigen Worten deutbar: Im Mittelpunkt stand immer das Kreuz. Das Kreuz als

sinnbildlicher Innbegriff des christlichen Glaubens.

1971, also 25 Jahre nach Gründung des Diözesankomitees, fand eine Zäsur der

Laienarbeit statt. Hatten bis zu diesem Zeitpunkt mehrere Diözesankatholikentage

stattgefunden, so wurde ein neuer Veranstaltungstyp in Form der „Diözesantage

für Pfarrgemeinderäte“ ins Leben gerufen.

Es sollte nicht nur etwas „Neues“ sein; es war auch etwas „Neues“: Verantwor-

tungsträger aus den Pfarrgemeinden (Pfarrgemeinderatsmitglieder) stellten sich

nach Abschluss des Konzils und der Würzburger Synode dem Dialog, das kirchli-

che Leben neu zu bedenken, es zu gestalten und den gesellschaftspolitischen

Diskurs mit neuen Ideen zu beleben. Auch ein neues Erkennungszeichen, ein neues

Symbol sollte die Wendemarke, den Aufbruch, den Neubeginn begleiten.

In Conrad Schmitt, der viele Jahre für das Schrifttum des Kolpingwerkes arbei-

tete, fand ich einen Graphiker, der meine Vorstellungen immer wieder zu Papier

brachte. Wenn er kam, warf er mir die beschrifteten Blätter auf den Schreibtisch,

und verschwand für eine kurze Zeit. Wenn er wiederkam, wollte er von mir eine

definitive Entscheidung hören. Aber so einfach ging es nicht; wir rauften uns zu-

sammen, und schließlich setzte er meine Ideen graphisch um.

Symbole und Zeichen

Die profanen Gesellschaften und ihre Führer haben im Verlauf der Jahrhun-

derte die Bilder- und Gestaltungssprache der Kirche übernommen und kopiert und

ins Gigantische übersetzt. Oft mit dem Ziel, ihre Macht und die damit verbundenen

Herrschaftsansprüche zu benutzen, um das Volk zu beeindrucken. Diese Heuchelei

wurde vom Volk geächtet. Wie viele Denkmäler stieß man in den letzten 100 Jahren

von ihrem Sockel? Die Geschichte lehrt: „Wer sich erhebt, wird überlebt.“
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Die neue „Mitverantwortung der Laien“ in der Kölner Kirche, in Gemeinde,

Dekanat und Diözese verfassungsmäßig verankert, sollte graphisch dargestellt

werden. Die Botschaft lautet:

Die Christen stehen unter dem Kreuz, einem Kreuz des Glaubens, der Liebe und

der Hoffnung. Das Kreuz als Grundform hat eine Horizontale und eine Vertikale;

es ist zu allen vier Schnittstellen offen, niemandem wird der Zutritt verwehrt; es

öffnet sich im Kern, verrät eine drängende Bewegtheit. Nur wenn alle vier

Kreuzformelemente gleichzeitig ineinander greifen, symbolisieren sie das Kreuz

als bewegendes Zeichen.

Im Kreuzesinneren sind zwei ellipsenförmige Umlaufbahnen, wie wir sie aus

der Kernphysik kennen, sichtbar. Die Bindungsenergie der Protonen und der

Neutronen entspringt den außerordentlichen Kräften, die auf sehr kurze Entfer-

nungen Abstoßungskräfte freisetzen und eine ungeheure Dynamik entfalten.

In analoger Weise sind alle Menschen berufen, durch ihre Sozialnatur und ihre

Gottebenbildlichkeit ungeahnte Kräfte freizusetzen, um so auf den Umlaufbahnen

ihres Lebens dem Nächsten in Offenheit und Menschlichkeit zu begegnen.

Niemand kann davonlaufen, und wer es tut, wird es früher oder später merken und

vielleicht bereuen, denn jeder braucht den Mitmenschen.

„Christ sein, kann man nicht allein!“

So wurde versucht, das Statische und das Dynamische im Miteinander der

Menschen durch dieses Symbol sichtbar zu machen.
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Hajo Goertz

Im Jahrzehnt, in dem die „Gemeinsame Synode der Bistümer in der Bundes-

republik Deutschland“ die Beschlüsse des Zweiten Vatikanischen Konzils für die

deutsche Kirche umsetzt, befassen sich die Laienvertretungen stark mit innerkirch-

lichen Problemen. Gleichzeitig sehen sich Diözesanrat und Katholikenausschüsse

verstärkt gefordert, gegen Tendenzen in Staat und Gesellschaft anzugehen, die ih-

ren Auffassungen von den Grundwerten des sozialen Rechtstaates und der

Gesellschaft immer weniger entsprechen. Im Gefolge der 68-Revolution wird das

bewährte Verhältnis zwischen Kirche und Staat in Frage gestellt. Und es beginnt

die Jahrzehnte dauernde Auseinandersetzung um strafrechtliche Regelungen

beim Schwangerschaftsabbruch.

Auf der Grundlage der neuen Satzung und der revidierten Wahlordnung für die

Pfarrgemeinderäte beginnen die Vorbereitungen zur Wahl der Laiengremien in

den Gemeinden. Der Diözesanrat erstellt dazu umfangreiche Materialien, mit de-

nen Pfarrversammlungen zur Information der Gläubigen durchgeführt werden. –

Generalvikar Peter Nettekoven wirbt in einem Brief an die Priester für die Wahl. Es

gehe nicht um eine volle Demokratisierung der Kirche, weist der Prälat Bedenken

zurück, aber er zeigt sich besorgt um die Vertretung der örtlichen Verbände, nach-

dem das Delegationsprinzip durch die 2/3-Wahl ersetzt sei. Die Pfarrer sollten da-

her durch ihre Berufungen für eine entsprechende Vertretung in den Gemeinde-

räten sorgen. – Nach einer Analyse des ZdK engagieren sich bundesweit über

85.000 Gläubige ehrenamtlich in den Pfarrgemeinderäten; davon seien gut 72

Prozent Männer und knapp 28 Prozent Frauen; mehr als die Hälfte sei zwischen

30 und 50 Jahren alt. Bedauert wird, dass zu wenige Frauen, Jugendliche und

Arbeiter in den Räten vertreten seien.

Beim Neujahrsempfang für den Diözesanrat erklärt der Vorsitzende Franz-Heinz

Pielmeyer, der Diözesanrat sei „auf der Suche nach möglichen und überzeugen-

den Formen der Mitverantwortung und der Mitsprache“. Für die anstehende Wahl

hofft er auf eine höhere Beteiligung der Gläubigen. – Vor dem Hintergrund von

Plänen der sozialliberalen Koalition, das Eherecht und das Strafrecht zum Schwan-

gerschaftsabbruch, zur Homosexualität und zur Pornographie zu liberalisieren,

warnt Kardinal Höffner davor, das Aggiornamento des Konzils als Mitschwimmen

auf dem „seichten Wasser der öffentlichen Meinung“ zu verstehen. Von der neuen

Züge gegen den Strom der Zeit
(1971–1980)

Januar

17. Januar

1971
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Satzung und Wahlordnung für die Pfarrgemeinderäte erwartet der Erzbischof

Impulse für eine lebendige Arbeit in den Gemeinderäten. – Am 3. bis 5. Januar hat

sich in Würzburg die Gemeinsame Synode der Bistümer konstituiert.

„Alle sollen mitentscheiden“ lautet das Motto der Pfarrgemeinderatswahlen, die in

allen nordrhein-westfälischen Bistümern – Köln, Aachen, Essen, Münster und

Paderborn – gleichzeitig durchgeführt werden. Mit dem gemeinsamen Termin,

den eine überdiözesane Kommission vorbereitet hat, und durch eine professionell

gestaltete Werbekampagne soll eine größere Außenwirkung der Wahl und eine

höhere Beteiligung der Gemeindemitglieder erreicht werden. Sie steigt allerdings

nur um 0,4 Prozent. Zudem stellt sich bloß noch rund die Hälfte der bisherigen

Gemeinderatsmitglieder zur erneuten Kandidatur. Es habe, heißt es vorab in ei-

nem Brief des Kölner Diözesanrates an die Wähler, „in der dreijährigen Amtszeit

der Pfarrgemeinderäte an Problemen, Missverständnissen und Enttäuschungen

nicht gefehlt“, da vielerorts die Erwartungen an die Möglichkeiten der Mit-

bestimmung zu hoch gespannt gewesen seien. Die Analyse soll die Gläubigen zu

einer breiteren Legitimation der Gemeinderäte motivieren. – Rund 640 (von insge-

samt 806) Pfarreien wählen ihren Gemeinderat.

Die Vollversammlung beschließt eine neue Satzung für die Katholikenausschüsse

in den Stadt- und Kreisdekanaten. – Am 24. Juni wird bei einer außerordentlichen

Vollversammlung dann eine neue Satzung für den Diözesanrat verabschiedet. Der

Aufgabenkatalog wird präzisiert und der Vollversammlung das Recht zugewiesen,

über Zahl und Arbeitsgebiete der Sachausschüsse zu entscheiden. An die Stelle

des Beirats/Diözesanführungskreises tritt der Hauptausschuss. – Die Satzung tritt

am 6. August durch Veröffentlichung im Kirchlichen Anzeiger in Kraft.

In den Dekanaten konstituieren sich die neuen Katholikenausschüsse. Sie bauen

nun nach den Delegationsprinzip auf den Pfarrgemeinderäten auf, die in die über-

pfarrlichen Gremien ihre Vertreter entsenden.

Mit über 1200 Teilnehmern findet in Köln der erste Diözesantag der Pfarrge-

meinderäte statt. In diesem Rahmen begeht der Diözesanrat mit einem Festakt das

25jährige Bestehen der Laienvertretung auf Bistumsebene. In seiner Bilanz erin-

nert der Vorsitzende Franz-Heinz Pielmeyer daran, dass viele Initiativen vom

Kölner Diözesankomitee ausgegangen seien. Insbesondere habe das Kölner

Modell Pate gestanden für die Organisation des Laienapostolates im deutschen

Katholizismus und es habe im Konzil seine Bestätigung gefunden. Das Verhältnis

14. März

8. Mai

September–Dezember

4. Dezember
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cken solle: „Eine missionarische Pfarrei muss sich auch den Bereichen des öffentli-

chen Lebens zuwenden: dem Freizeitmilieu, den Massenmedien, dem Bildungs-

und Schulwesen, dem kulturellen leben, der Arbeitswelt.“ – Die Ergänzung liefert

damals Theologieprofessor in Regensburg: Der Mensch müsse

zwar politisch, sozial und ökonomisch handeln, dürfe sich darin aber nicht er-

schöpfen. „Ohne einen Sinn, der tiefer reicht als das Soziale und Ökonomische,

geht der Mensch zugrunde.“ Gott sei die eigentliche Wirklichkeit, sein Leben da-

nach auszurichten. – Der Landtagsabgeordnete Heinrich Köppler fordert anstelle

verbreiteter Selbstgenügsamkeit der Laiengremien ein stärkeres soziales, kulturel-

les und politisches Engagement. Bei allen Verdiensten, die sich die Christen bei der

Begründung des sozialen Rechtstaates erworben hätten, müssten sie sich darüber

klar sein, „dass diese freiheitliche Demokratie, dass dieses Gemeinwesen, für das

wir Verantwortung tragen, nicht durch so etwas wie einen einmaligen politischen

Schöpfungsakt in ihren Freiheitsbezügen garantiert werden können“.

Joseph Ratzinger,

zwischen Priestern und Laien sei in aller Regel

„stets vertrauensvoll“ gewesen. Zwar sei die

Kirche keine Demokratie, räumt Pielmeyer ein.

„Dennoch sollten alle Entscheidungen, die de-

mokratisch getroffen werden können, auch

nach den Gepflogenheiten der Demokratie ent-

schieden und respektiert werden.“ Zugleich for-

dert der Vorsitzende die Pfarrgemeinderäte auf,

sich nicht nur mit internen Problemen zu befas-

sen, sondern „die wichtigen Aufgaben in der

Gesellschaft besser“ wahrzunehmen. – Auch

Kardinal Joseph Höffner betont, dass sich das

Wirken der Laien über die Kirche hinaus erstre-
Musikalische Begleitung

„Chorus67“, Brühl

Prof. Dr. Joseph Ratzinger



16. Januar

11. März

26. April

Bernd Petermann

Franz-Heinz Pielmeyer

Beim Neujahrsempfang für den Diözesanrat befasst sich Kardinal Höffner mit dem

„alarmierenden Rückgang der Präsenz der Kirche in fast allen Lebensbereichen un-

seres Volkes“; eine wesentliche Ursache liege in der Verunsicherung, ja einer

Identitätskrise. Daher sei das missionarische Apostolat des Christen nötig. Der

Einzelne stehe aber nicht allein. Es sei keineswegs der Fall, dass, wie zuweilen

behauptet werde, „in der säkularisierten Gesellschaft von heute“ die Formen

gemeinschaftlichen Apostolates überholt wären. – Diözesanratsvorsitzender

Pielmeyer stellt fest, dass die „nachkonziliare Kirche von Köln“, wie die Kirche ins-

gesamt, nicht nur weiter in Bewegung sei, sondern dass sie sich auch „mit in der

Krise“ befinde, „die nach dem Zweiten Vaticanum entstand“. Daher setze der

Diözesanrat große Hoffnungen auf die Würzburger Synode, an deren Gelingen die

Kölner Laienvertretungen intensiv mitwirken wollten. In seinem Rückblick auf die

Wahl der Pfarrgemeinderäte kommt Pielmeyer zu einer positiven Bilanz; an einer

steigenden Zahl von Sachausschüssen in den örtlichen Gremien werde deutlich,

dass dort intensive Arbeit geleistet werde.

Der Diözesanrat erinnert in einer Erklärung zur geplanten Reform des Paragraphen

218, dass das Grundgesetz den Schutz des menschlichen Lebens garantiere. Die

Vorstellungen von SPD- und FDP-Abgeordneten richteten sich gegen das Lebens-

recht des ungeborenen Menschen. Die Laienvertretung verlangt anstelle einer

strafrechtlichen Freigabe der Abtreibung verstärkte Hilfen für kinderreiche Fami-

lien, verbesserte Unterstützung lediger Mütter, mehr Einrichtungen für behinderte

Kinder und eine Erleichterung von Adoptionen. Das Gremium stellt sich hinter

eine Erklärung von Kardinal Höffner, wonach Abgeordnete, die für erleichterte

Schwangerschaftsabbrüche votieren, für Katholiken nicht wählbar seien.

Von der konstituierenden Vollversammlung

wird der Düsseldorfer Rechtsanwalt und CDU-

Landtagsabgeordnete (links)

zum Vorsitzenden des Diözesanrates gewählt.

Sein Vorgänger (rechts)

wird für seine Verdienste um das Laien-

apostolat im Erzbistum Köln mit dem Ehren-

vorsitz ausgezeichnet; Kardinal Joseph Höffner

überreicht ihm das von Papst Paul VI. verlie-

hene Komturkreuz mit Stern des Gregorius-

ordens. Der Geschäftsführer Hans Deckers

wird zum „geschäftsführenden Vorsitzenden“

gewählt; er sieht die Teilnahme am Laien-

1972
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engagement wachsen, es gebe keinen Grund zur Resignation. Petermann betont

als Aufgabe des Diözesanrates die nachdrückliche Vertretung katholischer

Belange in der Öffentlichkeit; daher sei die Arbeit des Hauptausschusses und der

Sachausschüsse zu intensivieren.

Der Vorwurf, Wahlaufrufe der Bischöfe, des ZdK oder katholischer Verbände wür-

den die Katholiken einseitig zugunsten der christlichen Parteien beeinflussen, sei

durch nichts zu belegen, erklärt der Hauptausschuss des Diözesanrates. Die Kritik

ist Teil des Wahlkampfes zur Bundestagswahl (19. November). „Die Kirche und die

in ihr wirkenden sozial engagierten Gruppen nehmen für sich, wie alle gesell-

schaftlichen Gruppen, das demokratische Recht in Anspruch, zur allgemeinen poli-

tischen Lage, auch und gerade vor Wahlentscheidungen, eine Aussage zu ma-

chen“, betont das Gremium. – Besorgt zeigt sich der Hauptausschuss um den

Religionsunterricht in NRW, nachdem zahlreichen Geistlichen ihr Mandat in

Grundschulen aufgekündigt worden ist; die Begründung der Landesregierung, die

pädagogische Eignung der Priester sei mangelhaft, entbehre der Grundlage. –

Nach der Statistik des Jahres 1972 sind von den gut 2,5 Millionen Katholiken im

Erzbistum Köln 34 Prozent regelmäßige Gottesdienstbesucher. Kardinal Höffner

bedauert, dass die 29.000 Beerdigungen die Zahl der rund 25.600 Taufen deutlich

überwiegen. 8500 Katholiken treten aus der Kirche aus, ein deutlicher Rückgang,

nachdem die Zahl der Austritte sich 1970 auf fast 12.000 gegenüber dem Vorjahr

verdoppelt hatte.

Angeregt durch den Sachausschuss „Vertriebenen- und Aussiedlerfragen“ fordert

der Diözesanrat in einer Erklärung, allen in Polen lebenden Deutschen freie Aus-

reise zu ermöglichen. Ausdrücklich wendet sich die Laienvertretung gegen jegli-

chen Vertreibung als Mittel der Politik. Kardinal Joseph Höffner wird gebeten, sich

für die „Menschenrechte und Anliegen der Heimatvertriebenen“ einzusetzen. –

Nach dem Warschauer Vertrag zwischen der Bundesrepublik und Polen vom

7. Dezember 1970, der unter dem Vorbehalt eines Friedensvertrages die „beste-

hende Grenzlinie“ als „westliche Staatsgrenze“ Polens anerkennt, sieht sich der

Vatikan am 28. Juni 1972 veranlasst, den kirchenrechtlichen Status der ehemals

deutschen Diözesen neu zu regeln und sie in die polnische Kirche einzugliedern.

Die unter den deutschen Katholiken umstrittene vatikanische Ostpolitik führt auch

im Kölner Diözesanrat zu heftigen Diskussionen. Dabei wird die „einseitige

Berücksichtigung der Wünsche des polnischen Episkopats“ und die Nichtbeach-

tung pastoraler Anliegen der Vertriebenen in der Bundesrepublik wie der in ihrer

Heimat verbliebenen Deutschen kritisiert.

30. September

3. Oktober
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9. November

Zehn Tage vor der vorgezogenen Bundestagwahl

veröffentlicht der Diözesanrat die Antworten von

Bundestagskandidaten der CDU, SPD und FDP

zum demokratischen Grundverständnis, zur

Reform der Ehescheidung, zur Liberalisierung

des Abtreibungsrechts und zu sozialen

Entwicklungen. Der Katalog mit neun Fragen ist

nach einem Beschluss des Hauptausschusses

im September an alle 79 Kandidaten, die im

Gebiet des Erzbistums Köln aufgestellt sind,

gerichtet. 42 Politiker antworten; während

die CDU-Kandidaten die Aktion positiv be-

werten, wird sie von vielen Befragten aus

SPD und FDP teils scharf als einseitig und

tendenziös kritisiert. Immerhin reagiert

auch der nicht befragte SPD-Fraktions-

vorsitzende Herbert Wehner, der sich aus-

führlich mit den Fragen der Kölner Laien-

vertretung auseinandersetzt und damit

bundesweite Aufmerksamkeit für diese

Initiative bewirkt. Bei der öffentlichen

Präsentation der Dokumentation weist

Bernd Petermann die Kritik an der

Befragung zurück: Der Diözesanrat sei

nicht der verlängerte Arm irgendeiner

Partei. – Der Wahlsieg der SPD (45,8

Prozent) und die Neuauflage der so-

zialliberalen Koalition löst eine hefti-

ge innerkirchliche Auseinander-

setzung darüber aus, ob und wie

die Katholiken zu diesem Wahl-

ergebnis beigetragen haben.

1973
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13.–14. Januar

14. Januar

Erstmals findet in der Thomas-Morus-Akademie eine Tagung für Mitwirkende

beim „Pfarrbesuchsdienst“ statt. Die Zahl von rund 100 Teilnehmern signalisiert

ein großes Orientierungsbedürfnis für dieses neue Feld des Laienapostolates.

Kardinal Höffner unterstreicht die Bedeutung, die er diesem Engagement beimisst.

Der Erzbischof analysiert den Säkularisierungsprozess in der Gesellschaft, der sich

an wachsender religiöser Gleichgültigkeit zeige. Daher sei das missionarische

Wirken der Laien, sowohl am Wohnort wie am Arbeitsplatz unverzichtbar. Die

Kirche dürfe nicht auf Privilegien und Rechten beharren, sondern sie müsse deut-

lich machen, dass sie zum Dienen da sei. „Entscheidend für die Rückgewinnung

der kirchlich Entfremdeten“, so Höffner in seiner Ansprache, „ist die allmähliche

Schaffung einer neuen öffentlichen Atmosphäre, die dem Religiösen und Über-

natürlichen günstiger ist als die Geisteshaltung und Lebensauffassung der

Gegenwart.“

Diözesanratsvorsitzender Bernd Petermann weist beim Neujahrsempfang für die

Laienvertretung auf Mahnungen hin, Kirche und Katholiken hätten weitgehend auf-

gehört, „Kraftquell in der Gesellschaft zu sein“. Im elfenbeinernen Turm und mit

der inneren Zerstrittenheit sei die Auseinandersetzung mit Tendenzen einer

Verdrängung von Kirche und Religion ins Private nicht zu bestehen. Petermann

warnt vor den Auswirkungen, die die Thesen der Jungliberalen zum Thema „Kir-

chen und Staat“ mit ihrem „antikirchlichen Komplex“ haben könnten, und mahnt

zu erhöhter Wachsamkeit. Kardinal Joseph Höffner wendet sich gleichfalls gegen

die Meinung, nur „Anhänger säkularisierter Weltanschauungen“ seien befugt,

politisch aktiv zu werden, Katholiken hätten in die Gesellschaft gestaltende Fragen

von ihrem Glauben abzusehen. „Wenn sich die Christen aus dem öffentlichen

Raum zurückziehen“, so der Erzbischof, „werden andere Kräfte eindringen und

sich durchsetzen.“

1973

Neujahrsempfang

im Erzbischöflichen Haus,

vorne stehend Bernd Petermann,

sitzend, v.l.n.r.

Weihbischof Hubert Luthe,

Weihbischof Wilhelm Cleven,

Joseph Kardinal Höffner,

Altbischof Josef Kardinal Frings



17. Februar

29. März

29. Mai

In der Vollversammlung des Diözesanrates befasst sich der Bundestags-

abgeordnete Prof. Paul Mikat mit dem Standort der Katholiken nach der Bundes-

tagswahl. Sie müssten darauf achten, dass die Regierungskoalition nicht die

Anliegen der Minderheit unterdrücke. Doch nach Auffassung des CDU-Politikers

kommt es nicht auf bloße Ablehnung von aus katholischer Sicht falschen

Reformen und Entwicklungen an, sondern darauf, eigene positive Modelle zu ent-

werfen. Die innerkirchliche Bewegung nach dem Konzil habe zu einer Minderung

kirchlicher Präsenz in der Gesellschaft geführt. Es sei verhängnisvoll, statt nach

Gott zu fragen, sich ausschließlich auf soziale Dienste zu konzentrieren. Je geistli-

cher die Kirche werde, ist Mikat überzeugt, desto wirksamer werde sie in

Gesellschaft und Politik wirken.

Der Diözesanrat startet eine Umfrage zur derzeitigen Vorlage der Synode über die

„Verantwortung des ganzen Gottesvolkes für die Sendung der Kirche“. Entgegen

dem damaligen Stand der Würzburger Beratungen, nach dem der Pfarrer Vorsit-

zender des Pfarrgemeinderates sein solle, votieren die befragten Mitglieder der

Räte im Erzbistum Köln, auch die um Stellungnahme gebetenen Pfarrer, eindeutig

für die Kölner Lösung, nach der ein Laie den Vorsitz im Pfarrgemeinderat führen

soll. Zur Regelung über die Beschlussfassung überwiegt allerdings die Auffas-

sung, dass die Synoden-Fassung vorzuziehen sei.

Auf Anregung des Sach-

ausschusses „Altenwerk“

findet in Köln der Diözesan-

altentag statt, an dem bis zu

3.000 Menschen teilneh-

men. Der Diözesanrat be-

gründet das Aufgreifen die-

ser „neuen sozialen Frage“

mit der Feststellung, Alt-

sein bedeute, „ein Außen-

seiterdasein führen zu müs-

sen“. Die Laienvertretung

will das Bewusstsein we-

cken, dass „gängige Vor-

stellungen über die Rolle

der alten Menschen in der

Gesellschaft korrigiert“ wer-

den müssten. Der Bundes-
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tagsabgeordnete Adolf Müller (Vorstandsmitglied des Diözesanrates) plädiert für

eine „Verbesserung der Solidarität der Generationen“, der Isolierung und Verein-

samung alter Menschen müsse entgegengewirkt werden. Der Politiker fordert, die

dazu nötigen Einrichtungen zu schaffen, zum Beispiel den Ausbau mobiler

Hilfsdienste, aber auch die Eigeninitiative der älteren Menschen. „Unmenschlich-

keit beginnt dort, wo wir auch nur einen einzigen Menschen in seiner Einsamkeit

allein lassen“, so Müller, „Unmenschlichkeit beginnt dort, wo wir die Hilfe für diese

Menschen allein dem Staat übertragen wollen.“ – Zur Eröffnung feiert Alt-

erzbischof Kardinal Josef Frings mit den Teilnehmern ein Pontifikalamt im Dom.

Der Sachausschuss „Erwachsenenbildung“ verabschiedet eine Erklärung zur poli-

tischen Bildungsarbeit, die sich der Diözesanrat zu eigen macht. Darin wird bedau-

ert, dass politische Themen in den Bildungsprogrammen nicht den nötigen

Zuspruch fänden. Sie verlangten erhöhte Aufmerksamkeit, „weil unsere Gesell-

schaft sich herausgefordert sieht durch totalitäre Denkmuster und die

Infragestellung des freiheitlich-demokratischen Rechtsstaates“. Die Christen

machten sich „eines schweren Versäumnisses schuldig“, wenn sie solchen

Tendenzen nicht entschieden Widerstand leisten.

Der neue Schulentwicklungsplan für Nordrhein-Westfalen wird vom Sachaus-

schuss „Schule und Erziehung“ an zwei Wochenendtagungen intensiv beraten.

Bekräftigt wird die Forderung, weiterhin das Elternrecht auf staatliche Bekenntnis-

schulen zu gewährleisten und in allen Formen Schulen in freier Trägerschaft

gleichberechtigt zu behandeln. Scharf kritisiert das Gremium die Düsseldorfer

Reformvorhaben für neue Lehrpläne, insbesondere die Richtlinien von Kultus-

minister Jürgen Girgensohn zum politischen Unterricht, die Tendenzen zur

Ideologisierung aufwiesen. Von der Kirche fordert das Gremium, an den Gemein-

schaftsschulen stärker als bislang präsent zu sein und eine leistungsfähige Infra-

struktur für die schulpolitische Arbeit zu schaffen. Für den Religionsunterricht erar-

beitet der Sachausschuss konkrete Lehrplan-Vorschläge.

Mit 25.000 Teilnehmern veranstalten die katholischen Verbände in Bonn eine

Kundgebung „Für das Leben“, an deren Organisation und Durchführung der

Diözesanrat und der Katholikenausschuss Bonn maßgeblich beteiligt sind. Die

Demonstration wendet sich gegen die geplante Fristenregelung beim Schwanger-

schaftsabbruch und tritt für eine verbesserte Familien- und Sozialpolitik ein. Der

Vorsitzende der Bischofskonferenz, der Münchener Kardinal Julius Döpfner, er-

klärt, die Stimme der Christen werde glaubhaft, „wenn unser selbstloser Dienst für

alles gefährdete und bedrängte Leben sich in der Tat erweist“. Der Präsident der

6. Juni

August–September

29. September
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Bundesanstalt für Arbeit, Josef Stingl, fordert mehr Hilfen für Familien, besonders

für kinderreiche Familien. Sie dürften nicht nur übergangsweise untergebracht

werden, weil für sie genügend großer Wohnraum nicht verfügbar und Komfort-

wohnungen nicht bezahlbar seien.

Der Hauptausschuss des Diözesanrates schlägt mit einem Votum an Kardinal

Joseph Höffner vor, in der Satzung der Pfarrgemeinderäte die haupt- und neben-

amtlichen Diakone in den Gemeinden kraft Amtes den geistlichen Mitgliedern

gleichzustellen. Das Gremium wendet sich gegen die beabsichtigte Senkung des

Kirchensteuerhebesatzes von zehn auf acht Prozent. Nicht zuletzt das geforderte

stärkere Engagement der Kirche im Schulbereich setze dafür ein falsches Signal. In

der 1974 fortgesetzten Diskussion über eine Senkung der Kirchensteuern setzt

sich der (wie sich eineinhalb Jahrzehnte später erweist) weitsichtige Diözesanrat

auch gegen den Kirchensteuerrat durch und erreicht, dass die Minderung des

Hebesatzes auf einen Prozentpunkt begrenzt wird; damit sinkt die Kirchenabgabe

im Zuge der Steuerreform zum 1. Januar 1975 auf neun Prozent. – Ende 1973 be-

ginnt die länger dauernde Auseinandersetzung der Kölner Katholiken mit Thesen-

papieren der FDP zum Verhältnis zwischen Kirchen und Staat. In der Öffentlichkeit

stark beachtet, wenngleich heftig umstritten sind Überlegungen, das staatliche

Einzugsverfahren der Kirchensteuer zu beenden und alle Konkordate und Kirchen-

verträge aufzukündigen.

Bernd Petermann weist beim Neujahrsempfang für die Laienvertretungen darauf

hin, dass Diözesanrat, seine Sachausschüsse und die Katholikenausschüsse es

nicht beim Protest gegen eine strafrechtliche Freigabe von Abtreibungen belie-

ßen, sondern dass sie „positive Hilfen für Mütter in psychischer oder physischer

Bedrängnis“ anböten und dazu „ein dichtes Netz von vertraulichen Kontakt-

personen und Beratungsstellen“ geschaffen hätten. Petermann kritisiert, dass in

neuen Rahmenlehrplänen für die Schulen in Nordrhein-Westfalen „teils verhüllt,

teils offen das materialistische Menschen- und Geschichtsbild des Marxismus“ ent-

halten sei. Unter dem Deckmantel von Toleranz, Neutralität des Staates und

Pluralität der Gesellschaft bahne sich besonders in den Schulen und in der

Erwachsenenbildung die Umwandlung der Gesellschaft nach marxistisch-sozialis-

tischem Muster an. Der Diözesanrats-Vorsitzende fordert daher ein stärkeres

Engagement der Kirche für eigene Schulen. – Kardinal Joseph Höffner betont, die

Katholiken müssten „aus dem Turm heraus“. Zu den Lehrplänen des Düsseldorfer

Kultusministeriums erklärt der Erzbischof, es verstoße gegen die Gewissens-

freiheit, „wenn der Staat ein bestimmtes philosophisches System den Kindern und

Jugendlichen in den Schulen aufzwingen wollte“. Kein Lehrer habe das Recht,

Kinder gläubiger Eltern zu indoktrinieren.

1. Dezember

20. Januar
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22. Januar

3. März

23.–24. März

Der Diözesanrat veröffentlicht das von seinem Sachausschuss „Erwachsenenbil-

dung“ erarbeitete Grundsatzpapier „Tragende Perspektiven der katholischen

Erwachsenenbildung“. Sie solle zu einer kritischen Sicht der Entwicklungen und

ihrer Gefahren im gesellschaftlichen, politischen, sozialen und religiös-kirchlichen

Leben befähigen. Sie werde den Menschen nur dann „vor der drohenden Gefahr

der Unfreiheit und Unmenschlichkeit in einer total verwalteten Welt“ bewahren,

wenn sie ihrer religiösen Herkunft verpflichtet bleibe. Katholische Bildungsarbeit

müsse dennoch offen bleiben für Menschen anderer Meinungen und Anschau-

ungen. Besonders wird der „Einsatz die Opfer der heutigen Gesellschaft“, für ihre

Randgruppen wie arme, kranke, behinderte und alte Menschen, aber auch für

Gastarbeiter angemahnt. – Zielrichtung ist der Entwurf zum Erwachsenenbil-

dungsgesetz in Nordrhein-Westfalen.

In der Vollversammlung werden erhebliche Mängel in den Kommunikations-

prozessen im Erzbistum kritisiert. Zwischen den geschaffenen Räten fehle es weit-

gehend an Koordination. Mitglieder befürchten, die Laien seien auf eine „Spielwie-

se“ abgedrängt worden. Zuvor haben Katholikenausschüsse dem Vorstand über

Rückmeldungen aus den Pfarrgemeinderäten berichtet: Mancherorts gebe es kein

Vertrauensverhältnis zwischen Pfarrer und Gemeinderat, teils sei das Verhältnis

erheblich belastet. In vielen Fällen fühlten sich die Mitglieder nicht ernst genug ge-

nommen. – Im Themenreferat wendet sich der Augsburger Theologieprofessor

Anton Rauscher gegen die innerkirchliche Nabelschau, die seit dem Konzil und mit

der Würzburger Synode zunehmend zu beobachten sei. Statt dessen müssten sich

die Christen dafür einsetzen, dass in der sich säkularisierenden Gesellschaft ein

Wertesystem wieder Anerkennung finde, das dem christlichen Menschenbild ent-

spreche.

Unter dem Leitwort „Wählen –

damit es richtig weitergeht“ fin-

den die Wahlen zur dritten

Amtsperiode der Pfarrgemein-

deräte statt. Der in den nord-

rhein-westfälischen Bistümern

gemeinsam durchgeführte Ur-

nengang ist vom Kölner Diöze-

sanrat federführend vorbereitet

worden. In einem Wahlruf sind

Pfarrer und bisherige Gemein-

deräte aufgefordert worden,
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den Pfarrmitgliedern nahezubringen, sich für die Gemeinschaft zu engagieren,

„damit die Gemeinde noch mehr Gemeinde wird“. Zudem hat der Diözesanrat

empfohlen, auch ausländische Mitbürger als Kandidaten zu nominieren, sie gege-

benenfalls auch anschließend ins Gremium zu berufen. – Trotz intensiver Wahl-

werbung kann eine größere Beteiligung nicht erreicht werden. Die Zahl der

Pfarrgemeinderäte geht von 630 auf 585 zurück. Knapp 4.000 der insgesamt fast

10.000 Mitglieder werden erstmals in das Gremium gewählt. In 344 Räten kommt

es zu einem Wechsel im Vorsitz; jeder zehnte Pfarrgemeinderat wird nun von einer

Frau geführt.

Der Vorstand nimmt öffentlich Stellung gegen die geplante Fristenregelung beim

Schwangerschaftsabbruch. Zuvor hat der Diözesanrat die Pfarrgemeinderäte auf-

gefordert, auf die örtlichen Bundestagsabgeordneten zuzugehen, um diese weit-

gehende Liberalisierung des Abtreibungsgesetzes zu verhindern. Mit einer eige-

nen Aktion sind fast 51.000 Unterschriften gegen die Fristenlösung gesammelt

worden, die Bundestagspräsidentin Annemarie Renger übergeben werden. – Am

26. April beschließt der Bundestag die Fristenlösung, gegen deren Inkrafttreten

das Bundesverfassungsgericht am 21. Juni eine Einstweilige Anordnung erlässt.

In einem Aufruf zu den Sozialwahlen fordert der Diözesanrat die Katholiken auf,

nur solche Listen für die Vertreterversammlungen zu wählen, die eine Gewähr bie-

ten, dass die Kosten für Abtreibungen nicht von den Sozialversicherungen getra-

gen werden. Dies würde die beitragzahlenden Kirchenmitglieder in Gewissens-

konflikt bringen.

Der Haupausschuss berät eine Neuordnung der Bildungsarbeit. Dazu hat der

Sachausschuss „Erwachsenenbildung“ eine Satzung für das „Bildungswerk der

Erzdiözese Köln e.V.“ erarbeitet. Ziel ist es, den Richtlinien des neuen Erwach-

senenbildungsgesetzes für Nordrhein-Westfalen zu entsprechen und damit nicht

die vor allen von den Katholikenausschüssen ehrenamtlich getragene Bildungs-

arbeit aufs Spiel zu setzen.

An einer Tagung des Sachausschusses „Ökumene“ mit 130 Teilnehmern nehmen

auch Gäste aus der Evangelischen Kirche im Rheinland teil. Dabei wird besonders

hervorgehoben, dass die Zusammenarbeit zwischen beiden Konfessionen inten-

siviert werden soll. Denn nach Rückmeldungen von der Basis ist die Beteiligung an

ökumenischen Gottesdiensten rückläufig. Es gebe große Unsicherheiten bei ge-

meinsamen Veranstaltungen. Eine motivierende Arbeitshilfe des Sachaus-

5. April

23. April

14. Oktober

26. Oktober
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schusses vom Februar 1973 hat dies nicht verhindern können. Der Ökumene-

Beauftragte des Erzbistums, Prälat Johannes Hüttenbügel, fordert die Pfarrge-

meinderäte, nicht zu resignieren. Positiv aufgenommen werden Berichte von

Jugendlichen, die im August das „Konzil der Jugend“ im burgundischen Taizé

besucht haben und dort beeindruckende spirituelle Erfahrungen gemacht haben.

Diözesanratsvorsitzender Bernd Petermann artikuliert beim Neujahrsempfang den

Eindruck vieler Christen, wenn er erklärt, der Staat sei nicht das Eigentum

einer (politischen) Mehrheit. „Dieser Staat ist auch unser Staat, wird auch von unse-

rer Sorge getragen“, meldet er die Beachtung christlicher Auffassungen an. Der

„katastrophale“ Geburtenrückgang ist für Petermann ein alarmierendes Signal

dafür, dass die deutsche Gesellschaft „familien- und kinderfeindlich geworden“

sei. Die Emanzipation der Frau sei nicht als deren bloße Eingliederung in die

Abhängigkeit von Arbeitsprozessen zu verstehen, sondern als „die Anerkennung

ihrer Funktion in Leben und Familie“.

Eine weitere Arbeitstagung des Sachausschusses „Ehe und Familie“ mit Kontakt-

personen, an die sich „Schwangere in Konfliktsituationen“ wenden können, führt

zum ersten Erfahrungsaustausch: Wie der Weg zu Beratungsstellen zu eröffnen

sei, wie persönliche Begleitung gestaltet werden könne, wie Mut zum Kind zuge-

sprochen werde. Es gehe um „Anteilnahme bei der Bewältigung persönlicher

Probleme, die bedrücken“, heißt es, man wolle „Brücken schlagen zu Partnern,

Eltern oder Behörden“. Eine Teilnehmerin berichtet, dieses Bemühen „kommt

auch mir selbst zugute“.

Der Vorstand des Diözesanrates berät mit den Vorsitzenden der Katholiken-

ausschüsse die Bildung von Pfarrverbänden, wie sie der Synodenbeschluss „Rah-

menordnung für die pastoralen Strukturen“ der Bistümer (verabschiedet im Mai

1974) vorsieht. Die Teilnehmer sind sich einig, dass die Pfarrgemeinderäte in sol-

che Zusammenschlüsse eingebunden werden, dass auch die Laiengremien ein

Initiativrecht dazu erhalten und vor endgültigen Entscheidungen angehört werden

sollen. – Zur Neustrukturierung der Bildungsarbeit betont der Leiter der Thomas-

Morus-Akademie, Hermann Boventer, dass die Verantwortung für die Bildungs-

arbeit in Pfarreien und Dekananten weiterhin von den Katholikenausschüssen

getragen werde.

In der Handreichung für die Gemeindearbeit unter dem Titel „Ausländer unter uns“

erklärt der Sachausschuss „Ausländische Arbeitnehmer“, auch nichtdeutsche

12. Januar

25. Januar

1.–2. Februar

13. März
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Katholiken seien „vollwertige Mitglieder der Gemeinde“. Die Anregungen, Auslän-

der in die Gemeinden besser zu integrieren, stehen unter der Devise: „Dabei

schließen wir in unsere Sorge im Geist der Ökumene nicht nur die orthodoxen

Christen ein, sondern auch die Anhänger des Islams, mit denen uns der Glaube an

den einen Gott verbindet, und darüber hinaus all jene, die sich zu den Religionen

Indiens und des fernen Ostens bekennen.“

Der zweite Diözesantag für Pfarrgemeinderäte findet unter dem Leitwort „Kirche in

Gemeinde und Welt“ mit 1.500 Teilnehmern in der Kölner Messe statt. Der bayeri-

sche Kultusminister Hans Maier analysiert zum Thema „Die Pfarrei im sozialen

Wandel der Gegenwart“, dass die Industrialisierung Kirche und Gemeinde in eine

Außenseiterrolle gedrängt habe. Es komme darauf an, neue Formen der Seel-

sorge zu suchen, die Neuentdeckung der Gemeinde liege jedoch nicht in der „Ba-

sisgruppe als Modell der Kirche“, sondern sie müsse Einheit in der Vielfalt vom

Altar her bilden und daher die Vielheit ohne Einheit, das bloße Nebeneinander der

Menschen hinter sich lassen. – Kardinal Höffner bestimmt das Verhältnis der

Kirche zur säkularisierten Umwelt damit, dass sie gegen innerweltliche Heils-

zusagen die Erinnerung an das ewige Wohl wach halten solle. Sittliche Grund-

werte verkümmerten, „wenn in Staat und Gesellschaft elementare Rechte des

Menschen, etwa das Recht auf Leben, angetastet werden“.

22. März
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24. Mai

Vorsitzender Bernd Petermann und der geschäftsführende Vorsitzende Hans

Deckers werden von der sich konstituierenden Vollversammlung wiedergewählt.

Petermann erklärt vor dem Hintergrund lauter werdender Kirchenkritik, die

Katholiken würden sich auch weiterhin zu gesellschaftspolitischen Fragen äußern,

sie ließen sich dabei aber nicht einen „Kulturkampf-Stil“ aufdrängen. – Kardinal

Höffner unterstreicht die wichtige beratende Funktion der Laienräte. Der

Erzbischof dankt für die Bereitschaft des Diözesanrates, den am 11. Mai gefassten

Synodenbeschluss „Verantwortung des ganzen Gottesvolkes für die Sendung der

Kirche“ umzusetzen, denn er gebe Anlass, über das Verhältnis zwischen Diözesan-

rat, Pastoralrat und Priesterrat zu überdenken. Höffner wendet sich deutlich gegen

eine „Verklerikalisierung des Laienapostolates“. – In der Diskussion werden, ange-

stoßen durch kritische Anmerkungen von Hans Deckers, Gründe dafür gesucht,

warum das Engagement der Pfarrgemeinderäte nachlasse. Zu Meinungsver-

schiedenheiten kommt es bei der Frage, ob die bislang freiwillige Einrichtung von

Gemeinderäten verbindlich werden soll. Die Führung der Laienvertretung spricht

sich klar für eine Verpflichtung aller Gemeinden aus.

April

Der Diözesanrat gibt eine umfangreiche Dokumentation mit Materialien zu den

Thesen der FDP „Trennung von Kirche und Staat“ heraus, die der Sachausschuss

„Gesellschaft, Staat, Wirtschaft“ erarbeitet hat. Es sei ein Missverständnis anzu-

nehmen, es gehe bei der Forderung nach „konsequenter Trennung“ lediglich um

eine Korrektur des bisherigen partnerschaftlichen Verhältnisses zwischen Kirche

und Staat, wie es im Grundgesetz zum Ausdruck komme, heißt es in der Einlei-

tung. Die Materialsammlung soll besonders den Mitgliedern in den Räten dazu die-

nen, die grundsätzlich zu führende Diskussion über das Verhältnis

zwischen Kirche und Staat mit hoher Sachkompetenz

zu bestreiten.
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18. September

15. Oktober

29. November

Bei einem Spitzengespräch zwischen Diözesanrat und Vertretern des Erzbistums

wird die Gründung eines Diözesanbildungswerkes des Erzbistums vereinbart, das

das Bildungswerk des Diözesanrates ablöst und in das die Bildungswerke der

Katholikenausschüsse integriert werden. – In der Folge werden unter Federfüh-

rung der Abteilung Bildung im Generalvikariat die ehrenamtlich getragenen regio-

nalen Bildungswerke eingegliedert, um dem neuen Erwachsenenbildungsgesetz

für Nordrhein-Westfalen zu entsprechen. Die von hauptamtlichen Mitarbeitern ge-

führten Einrichtungen sollen gemeinsam mit den Katholikenausschüssen und den

Pfarrgemeinderäten die Bildungsarbeit vor Ort intensivieren und koordinieren, wo-

bei das Bildungswerk der Erzdiözese subsidiär mitwirken soll.

In der Kölner Börse der Industrie- und Handelskammer veranstaltet der Diözesan-

rat einen „Tag des ausländischen Mitbürgers“, an dem auch Vertreter der grie-

chisch-orthodoxen und der evangelischen Kirche teilnehmen. Hauptthema ist die

Gleichberechtigung nichtdeutscher Arbeitnehmer in der Bundesrepublik. – Seit

dem von der Bundesregierung Ende 1973 beschlossenen Anwerbestopp für

Zuwanderer aus Ländern außerhalb der Europäischen Gemeinschaft ist die deut-

sche Ausländerpolitik bestimmt von Abgrenzung und Rückkehrförderung. Überle-

gungen zur sozialen Integration ausländischer Mitbürger werden erst in Ansätzen

angestellt.

Der Hauptausschuss des Diözesanrates befasst sich angesichts sinkender Pries-

terzahlen mit den „Geistlichen Berufen der Kirche“. Das Thema sei für das

Erzbistum und die Gemeinden von existenzieller Bedeutung. Unter den Gründen

wird ein Zusammenhang mit dem Verfall der Familienstrukturen hergestellt. In ih-

rem Referat entwirft Schwester Isa Vermehren ein gegenwärtig überzeugendes

Priesterbild: „Anbiedermänner“ hätten ihre Rolle und Aufgabe als Priester ebenso

wenig begriffen wie Geistliche, die auf einem hohen Sockel stehen. Der

Diözesanrat will sich mit der Thematik auch weiterhin beschäftigen. –

Die am 23. November feierlich beendete Würzburger Synode hat in ihrem

Beschluss „Die pastoralen Dienste in der Gemeinde“ (Nr. 5.1.1.) erklärt: „Durch

Verkündigung, Spendung der Sakramente, Bruderdienst, Auferbauung und

Leitung der Gemeinde und nicht zuletzt durch sein persönliches Zeugnis soll der

Priester die anderen zu ihrem eigenen Dienst bereit und fähig machen. Der Priester

soll daher Charismen entdecken und wecken, er soll sie beurteilen und fördern

und für ihre Einheit in Christus Sorge tragen.“ Diesen Dienst könne der Priester nur

„in brüderlicher Zusammenarbeit“ mit allen Gliedern der Gemeinde ausüben.
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18. Januar

8. Mai

25. September

Mit Bezug auf den im Vorjahr veröffentlichten Zweiten Familienbericht der Bun-

desregierung unterstreichen Diözesanratsvorsitzender Petermann und Kardinal

Höffner die Bedeutung von Ehe und Familie für Staat und Gesellschaft. Überein-

stimmend kritisieren Laienvertreter und Erzbischof den politischen Versuch, den

Familien die Erziehung ihrer Kinder zu entziehen. Der Landesregierung wirft

Petermann vor, „auf kaltem Weg“ die Entkonfessionalisierung der Grundschulen

zu betreiben und damit das Elternrecht auszuhebeln.

Vor der Vollversammlung bemängelt der Generalsekretär des ZdK, Friedrich

Kronenberg, dass viele Mitglieder in den Laienräten ihre Aufgabe nur darin sähen,

an Entscheidungen kirchlicher Amtsträger beteiligt zu werden; statt dessen sei es

notwendig, auf der Grundlage des Konzils und der Synode ein eigenes Laien-

Charisma zu entwickeln. Die Räte handelten nicht im Namen der Kirche, verdeut-

licht Kronenberg, aber sie handelten als Kirche. Es dürfe weder versucht werden,

die Kirche zu veramtlichen, noch das kirchliche Amt zu vergesellschaften.

Beim „Diözesanfamilientag“ mit 500 Teilnehmern bietet der Diözesanrat erstmals

ein eigenes Kinderprogramm an, so dass Eltern ihre Kinder mitbringen können. In

Referaten und Debatten wird die Familienpolitik scharf kritisiert. Vorsitzender

Petermann wendet sich gegen Tendenzen, die Familie unter staatliche Kontrolle zu

stellen. In gleicher Richtung findet es Kardinal Höffner „ungeheuerlich“, wenn im

Familienbericht der Bundesregierung die Erziehung als „gesamtgesellschaftliche

Aufgabe“ gedeutet werde. Der rheinland-pfälzische Sozialminister Heiner Geißler

und der CDU-Bundestagsabgeordnete

Hans Katzer kritisieren vor allem, dass die

Bonner Koalition kinderreiche Familien

durch steuerliche Benachteiligung ins sozia-

le Abseits stelle. Wenn Staat und Gesell-

schaft die Familien isolierten, gibt der erzbi-

schöfliche Beauftragte für den Diözesanrat,

Weihbischof Hubert Luthe, den Pfarrge-

meinderäten auf, müssten die Pfarreien den

Familien Heimat bieten. – Nachdem das

Bundesverfassungsgericht im Februar 1975

die Fristenlösung für das Abtreibungsstraf-

recht für verfassungswidrig erklärt und der

Bundestag im Mai 1976 die Indikationen-

regelung beschlossen hat, steht beim Fami-

lientag auch diese Straffreiheit von Schwan-
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gerschaftsabbrüchen aus medizinischen, eugenischen, kriminologischen und so-

zialen Gründen in scharfer Kritik. Minister Geißler hält es für untragbar, dass in

einem reichen Land menschliches Leben „aus wirtschaftlichen Gründen preisge-

geben“ werde. Für den Diözesanrat spricht sich Bernd Petermann erneut entschie-

den gegen die Kostenübernahme durch die Krankenversicherung aus: Der

Strafverzicht werde damit gegen die Gewissensüberzeugung von Millionen

Menschen zu deren Mitwirkung umgemünzt. – Dass nach der Bundestagswahl

vom 3. Oktober sich die sozialliberale Koalition nur mit knapper Mehrheit gegen

CDU/CSU behaupten kann, wird auch darauf zurückgeführt, dass viele Katholiken

wieder zur christlichen Union zurückgekehrt seien.

In der Bensberger Thomas-Morus-Akademie feiert der Diözesanrat mit einem

Festakt sein 30jähriges Bestehen. Der Bonner Kirchenhistoriker

beleuchtet „Köln als Zentrum der katholischen Laienarbeit in den Jahren

1844 bis 1945“ und hebt dabei die Bedeutung der Kölner Kirche für das katholische

Deutschland, nicht zuletzt bei der Entwicklung des Laienapostolates hervor. Auch

Kardinal Joseph Höffner würdigt die Arbeit der katholischen Laiengremien seit

ihrer Gründung.

Bei einem gemeinsamen Empfang von Diözesanrat und Generalvikariat zum

70. Geburtstag von Kardinal Joseph Höffner bezeichnet Vorsitzender Bernd

Petermann den Erzbischof als einen „Bahnbrecher moderner Sozialpolitik“. In

einer Phase der politischen und der Kirchengeschichte, in der die Katholiken sich

stark verunsichert zeigten, sei Kardinal Höffner ein „standhafter Zeuge der

Wahrheit in den Wirrnissen einer unruhigen Zeit“.

Die Vollversammlung tritt wieder einmal in eine Debatte über die Satzung der

Pfarrgemeinderäte ein. Beratungsgrundlage ist ein Entwurf, der von einer durch

Diözesanrat, Priesterrat und Seelsorgerat besetzten Kommission erarbeitet ist. Er

orientiert sich am Synodenbeschluss über die „Verantwortung des ganzen

Gottesvolkes für die Sendung der Kirche“. – Die Beschlüsse der Vollversammlung

werden einer von Kardinal Höffner eingesetzten Satzungskommission zugeleitet,

in der für den Diözesanrat die Vorsitzenden Petermann und Deckers mitwirken.

Hier kann sich der Diözesanrat mit seiner Forderung, in jeder Pfarrei verpflichtend

einen Pfarrgemeinderat einzurichten, durchsetzen. Die Kommission beschließt

am 10. Mai weiterhin, dass die Mitglieder zu zwei Dritteln gewählt werden und dass

dem Gremium auch ein Beschlussrecht für „vornehmlich soziale und gesellschaft-

liche Aufgaben“ zugewiesen wird. In wichtigen Fragen der Pfarrverwaltung soll

7. November

Prof. Norbert
Trippen

26. Dezember

19. März
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der Gemeinderat gehört werden und beim Freiwerden der Pfarrstelle dem

Erzbischof über die Situation in der Gemeinde berichten.

Diözesanratsvorsitzender Bernd Petermann wird für seine Verdienste um die

Laienvertretung durch Papst Paul VI. als „Ritter des Gregoriusordens“ ausgezeich-

net. Bei der Verleihung der Insignien betont Weihbischof Hubert Luthe als erzbi-

schöflicher Beauftragter, mit Petermann habe sich das gesellschaftspolitische und

soziale Engagement des Diözesanrates deutlich verstärkt.

Zur Pfarrgemeinderatswahl soll das Motto „Ich mache mit“ die Gläubigen in den

Pfarrgemeinden motivieren. Diözesanratsvorsitzender Petermann ruft die Katho-

liken auf, dem Pfarrgemeinderat durch eine hohe Wahlbeteiligung eine „gesunde

Grundlage für seine verantwortliche Tätigkeit“ zu geben. – Zu den 813 Pfarreien im

Erzbistum Köln gehören 1977 über 2,6 Millionen Katholiken, darunter 180.000

Ausländer. Von wenigen Ausnahmen abgesehen haben alle Gemeinden ihren

eigenen Pfarrer. 77 ständige Diakone sind im Dienst.

8. August

30. Oktober
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197815. Januar

11. Februar

Veranlasst durch den Mord an Arbeitgeberpräsident Schleyer im Herbst 1977 und

durch die Verbrechen der „Rote Armee Fraktion“ analysiert Diözesanrats-

vorsitzender Petermann beim Neujahrsempfang die Ursachen des Terrorismus.

Es kann seiner Ansicht nach nicht genügen, sich politisch auf den Dreierkatalog

Freiheit, Gerechtigkeit, Solidarität zu beschränken. Menschenwürde, Liebe, Wahr-

heit, Frieden seien nicht minder bedeutsam für eine humane Gesellschaft. Die be-

wusste Verletzung der Rechtsordnung, zu der auch Kinder erzogen würden, führe

in Abgründe. – Kardinal Höffner spricht von der „Lebenskrise unseres Volkes“, die

sich im „Verfall der sittlichen Normen“ zeige: Zerrüttung von Ehern und Familien,

Geburtenrückgang, Ausbreitung von Pornographie, Schwächung der das

menschliche Leben schützenden Wertvorstellungen, die religiöse Krise. Dagegen

müssten sich Gemeinschaften Gleichgesinnter bilden. Der Kölner Erzbischof greift

in diesem Zusammenhang auch die

NRW-Schulpolitik an: „Die Christen

werden sich gegen Bestrebungen

wehren, über die öffentliche Schule

einer Gesellschaftsordnung den

Weg zu bahnen, deren Menschen-

verständnis mit dem christlichen

Glauben nicht vereinbar ist.“ – Ende

1977 haben die Vorbereitungen be-

gonnen für ein Volksbegehren gegen

die von Düsseldorf geplante „koope-

rative Schule“, die als eine Vorstufe

zur einheitlichen Gesamtschule ge-

dacht ist. – Als besonderes Sorgen-

problem für den Diözesanrat nennt

Petermann die Jugendarbeitslosig-

keit. Es sei die Aufgabe jeder Pfarrge-

meinde, „dieses ernste Problem aus

der theoretischen Auseinanderset-

zung in die praktische Hilfe für den

konkreten Menschen überzuleiten“.

Während der letzten Vorbereitun-

gen zu einem Volksbegehren gegen

die Absicht der Landesregierung, mit

der „kooperativen Schule“ die tradi-

tionelle Gliederung in Haupt-, Real-

schule und Gymnasium schrittweise



aufzuheben, veranstaltet der Diözesanrat in Köln einen „Diözesanschultag“; die

Zahl der Teilnehmer muss auf 800 begrenzt werden, viele weitere Anmeldungen

können nicht berücksichtigt werden. Vorsitzender Bernd Petermann hält der SPD-

geführten Landesregierung vor, die Kirche immer weiter aus der Erziehung und

der Schule zurückzudrängen und die Erziehungsrechte der Eltern zu beschneiden.

Der niedersächsische CDU-Kultusminister Werner Remmers nimmt den

Erziehungsbegriff der Sozialdemokraten aufs Korn: Es sei ein Irrtum, Erziehung

zu verstehen als Befreiung aus herkömmlichen Lebensverhältnissen, als bloße

Selbstentfaltung, als Einüben in Techniken, alles zu hinterfragen, und als Gesell-

104



schaftsveränderung. Im abschließenden Gottesdienst betont Kardinal Höffner,

der Mensch sei mehr als Arbeit und Leistung. Auf die Frage junger Menschen nach

dem Sinn des Lebens gebe die Konfliktideologie keine Antwort, sie werde indoktri-

niert. Der Erzbischof warnt vor der Unfreiheit von Kollektiven.

3,6 Millionen Bürger Nordrhein-Westfalens – knapp 30 Prozent der Wahlbe-

rechtigten – lehnen im Volksbegehren, für das sich der Diözesanrat vielfältig enga-

giert hat, die Schulpläne der Düsseldorfer Regierung ab, die daraufhin von der ge-

nerellen Einführung der kooperativen Gesamtschulen absieht.
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20. Juni

13. September

26. September

26. Oktober

Die Vollversammlung, die sich nach den letztjährigen Pfarrgemeinderatswahlen

neu konstituiert, hat vornehmlich Wahlen durchzuführen. Bernd Petermann als

Vorsitzender und Hans Deckers als geschäftsführender Vorsitzender erhalten ei-

nen überzeugenden Vertrauensbeweis für die kommende Amtsperiode.

Petermann erklärt, vor allem die Großveranstaltungen des Diözesanfamilientages

1976 und des Diözesanschultages Anfang dieses Jahres hätten erwiesen, „dass

der Diözesanrat die integrierende Kraft besitzt, die Mitarbeiter aus den Gemein-

den, den Dekanaten und der Verbände zu gemeinsamem Handeln anzuregen“. Es

gelte, dieses gesellschaftspolitische Wirken zu verstärken und „der Entfremdung

von Gesellschaft und Kirche zu begegnen“. – Generalvikar Norbert Feldhoff berich-

tet der Vollversammlung vom Rückgang der Kirchensteuern um 50 Millionen

Mark; das seien zehn Prozent des bisherigen Etatvolumens. Feldhoff sieht darin

eine „Gefährdung am Nerv der Finanzkraft der Erzdiözese“.

Die Thomas-Morus-Akademie in Bensberg wird 25 Jahre alt. Am 13. September

1953 hat der damalige Erzbischof, Kardinal Josef Frings das Diözesanbildungs-

heim des Diözesanrates unter dem Namen „Thomas Morus“ zur Katholischen

Akademie des Erzbistums erklärt. Sie ist die zweitälteste unter den katholischen

Akademien in Deutschland und bleibt als einzige in der Trägerschaft der Laienver-

tretung. „Freiräume des fortwährenden Experiments, des Widerspruchs, des

Zuspruchs, des freien Sagens und Meinens in der Kirche“ seien der Akademie nie

streitig gemacht worden, schreibt der Leiter, Hermann Boventer, in einem

Jubiläumsartikel der Kirchenzeitung. Insgesamt 2810 Tagungen mit fast 116.700

Teilnehmern hat die Akademie in diesem Vierteljahrhundert veranstaltet. Eine zen-

trale Aufgabe bleibt die Schulung und Weiterbildung der Laien, die sich in

Pfarrgemeinderäten, Katholikenausschüssen und im Diözesanrat mit ihren Sach-

ausschüssen ehrenamtlich engagieren.

Der Vorstand des Diözesanrates spricht sich gegen die beabsichtigte Gründung

eines „Diözesan-Altenwerks“ aus. Mit dem Verweis auf den Sachausschuss

„Altenwerk“ wendet er sich gegen das Vorhaben, „Organisationsstrukturen paral-

lel zum Diözesanrat“ aufzubauen. Einstimmig bekräftigt das Gremium, am eigenen

Sachausschuss festzuhalten, sollte das Erzbistum seinen Plan realisieren.

Zur Wahl des Krakauer Kardinals Karol Woityla zum Papst am 16. Oktober hebt der

Vorstand des Diözesanrates hervor, dass Johannes Paul II. ein guter Kenner

der Deutschen sei und freundschaftliche Beziehungen zum Kölner Erzbischof,

Kardinal Höffner, habe. Ausdrücklich begrüßt der Vorstand die Wahl des Polen mit
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dem Hinweis, als Kardinal in Krakau habe er gute Kontakte zum ZdK unterhalten;

daher sei eine positive Einschätzung Johannes Pauls II. zur Laienarbeit zu erwar-

ten. – Nachdem Papst Paul VI. am 6. August gestorben war, hat das Konklave der

Kardinäle zunächst den Erzbischof von Venedig, Kardinal Albino Luciani, gewählt.

Papst Johannes Paul I. erliegt jedoch bereits am 33. Tag seines Pontifikats einem

Herzversagen, so dass ein weiteres Konklave erforderlich und das Jahr 1978 ein

Drei-Päpste-Jahr wird.

Beim Gedenken an den drei Tage zuvor verstorbenen Kardinal Josef Frings erin-

nert der Vorstand des Diözesanrates daran, dass der Alterzbischof von Köln be-

sondere Weitsicht bewiesen habe, indem er unmittelbar nach dem Krieg die Laien-

arbeit unterstützt und in bis heute bewährten Bahnen institutionalisiert habe.

Die Sorge um Familie und Erziehung im eigenen Land sowie das weltweite Ringen

um die Achtung der Menschenrechte stehen im Mittelpunkt des Neujahrs-

empfangs für die Laienvertretungen und die katholischen Verbände und

Organisationen. Diözesanratsvorsitzender Bernd Petermann wirft der Bundesre-

gierung vor, beim elterlichen Sorgerecht und im Jugendhilfegesetz einen

„Weg zur Vollsozialisierung der Erziehung“ zu beschreiten. Gegen Perversionen

des Elternrechts würden die Katholiken weiterhin unüberhörbar ihre Stimme

erheben. – Kardinal Joseph Höffner erklärt es zum Skandal, „dass eine Wohl-

standsgesellschaft wie die Bundesrepublik soziale Notstände durch die Freigabe

der Tötung ungeborenen Lebens zu beheben versucht“. Dem „verantwortungsbe-

wussten Apostolat der Laien“ schreibt der Erzbischof zu, dass die deutsche Kirche

in den zurückliegenden stürmischen Jahren „keine allzu großen Erschütterungen

erlitten“ habe.

Die erste Direktwahl zum Europäischen Parlament gibt der Vollversammlung des

Diözesanrates das Schwerpunktthema Europa vor. Der Vorstand hat mit einem

Wahlaufruf dazu die Devise „Christen dürfen nicht Zuschauer sein“ ausgegeben.

WDR-Chefredakteur Theo M. Loch beklagt als Präsident der Europa-Union, dass

die Entwicklung der Europäischen Gemeinschaft auch bei den Christen zu lange

allenfalls „wohlwollendes Desinteresse“ gefunden habe. Europa sei schon immer

mehr als ein wirtschaftpolitischer Zusammenschluss von Nationalstaaten. Um den

geistigen Wurzeln Wirkkraft zu geben, sei es nötig, dass die Christen ihre

Zurückhaltung aufgäben und aktiv am Aufbau Europas mitwirkten. – In einer

Resolution fordert die Vollversammlung von der Europäischen Gemeinschaft den

besonderen Schutz für Ehe und Familie, den Schutz des ungeborenen Lebens so-

20. Dezember

14. Januar

20. Mai
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wie das Recht der Eltern auf Erziehung und das Recht der Jugendlichen auf

Entfaltung ihrer Persönlichkeit zu gewährleisten; die Wirtschaftsordnung müsse

eine gerechte Verteilung des Sozialprodukts sicherstellen; Europa habe zudem

seiner besonderen Verpflichtung gegenüber den armen Ländern in der Dritten

Welt nachzukommen. – Bei einer Wahlbeteiligung von gut 65 Prozent in der

Bundesrepublik erhalten beim Urnengang am 10. Juni CDU/CSU 49,2 Prozent, die

SPD 40,8 und die FDP sechs Prozent der Stimmen.

In einer Entschließung spricht sich der Diözesanrat dafür aus, weitere Schulen in

katholischer Trägerschaft zu errichten und dazu mehr Kirchensteuermittel bereit-

zustellen und weitere staatliche Förderung in Anspruch zu nehmen. Im Jahr 1978

besuchten fast 20.000 Schülerinnen und Schüler die 24 katholischen Gymnasien

im Erzbistum Köln. – Im August stellt sich der Diözesanrat hinter eine Aktion des

Kölner Katholikenausschusses, Flüchtlinge aus Südvietnam nicht nur durch

Spenden zu unterstützen, sondern sie auch in den Gemeinden menschenwürdig

unterzubringen. Die Dekanatsräte im Erzbistum werden aufgefordert, dem Kölner

Beispiel zu folgen. – An die Pfarrgemeinderäte appelliert der Diözesanrat im

September, sich verstärkt um ausländische Mitbürger zu kümmern und spezielle

Angebote wie Hausaufgabenhilfe, Weiterbildungsmöglichkeiten und gemeinsa-

me Freizeitgestaltung zu entwickeln.

Der Hauptausschuss des Diözesanrates befasst sich mit dem Religionsunterricht

an den Schulen im Gebiet des Erzbistums. Dort unterrichten etwa 10.000 katholi-

sche Religionslehrer. Neben deren inhaltlichen Schwierigkeiten, den Schülerin-

nen und Schülern den christlichen Glauben zu vermitteln, beschäftigen die

Diözesanräte vor allem die Ausfälle von Religionsunterricht: in Bonn 11 Prozent,

im Rhein-Sieg-Kreis 13, in Euskirchen 16, im Erftkreis 18 Prozent. In Köln entfällt

jede fünfte Stunde, in Düsseldorf fast jede dritte; Wuppertal verzeichnet 34,

Remscheid gar 40 Prozent Ausfall beim Religionsunterricht. Katastrophal sei die

Situation an den berufsbildenden Schulen, für die rund 670 katholische Reli-

gionslehrer fehlen. Die Bedeutung des Religionsunterrichts wachse, weil die Ent-

fremdung der Jugendlichen von Glauben und Kirche zunehme. Der Hauptaus-

schuss fordert die Pfarrgemeinderäte auf, hier aktiv zu werden, und regt die

Religionslehrer an, sich in den Gemeinden stärker zu engagieren. Der schulische

Religionsunterricht werde um so fruchtbarer, je mehr er auf einer lebendigen

Glaubenspraxis in den Gemeinden aufbauen könne.

Den Neujahrsempfang für die Laienvertreter aus Räten und Verbänden nutzt

Kardinal Höffner, den Entzug der Lehrerlaubnis für den Tübinger Professor Hans

Juni–September

5.–6. Oktober

20. Januar
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Küng, den die vatikanische Glaubenskongregation kurz vor Weihnachten ausge-

sprochen hat, zu erläutern. Theologieprofessoren, die im Auftrag der Kirche an

Universitäten lehrten, müssten vollinhaltlich mit der Lehre ihrer Kirche in Einklang

stehen. – Diözesanratsvorsitzender Bernd Petermann befasst sich ein weiteres Mal

mit den Auswirkungen der rechtlichen Regelungen beim Schwangerschafts-

abbruch. Es sei eine „Perversion“ der Solidarität, wenn im abgelaufenen Jahr über

60.000 Abtreibungen von den gesetzlichen Krankenkassen mit etwa 200 Millionen

Mark mitfinanziert worden seien. Von Staat und Gesellschaft seien Hilfen zur

Erhaltung, nicht zur Vernichtung menschlichen Lebens gefordert. Der Diözesanrat

protestiere nicht nur, sondern er unterstütze auch Schwangere in Konflikt-

situationen. Petermann ruft Katholiken und katholische Verbände auf, Paten-

schaften für in Not geratene Frauen zu übernehmen.

Das Kardinal-Schulte-Haus in Bensberg wird durch einen Brand nachhaltig zerstört.

Die Thomas-Morus-Akademie kann danach das Gebäude nicht mehr nutzen und

muss mit vermindertem Angebot und an wechselnden Tagungsorten das

Bildungsprogramm fortsetzen. – Erst im Dezember 1989 kann die Akademie wieder

ins Bensberger Haus einziehen. Sie bleibe ein Ort interdisziplinären Nachdenkens

und der „Interpretation gesellschaftlicher, sozialer, kultureller, wirtschaftlicher, poli-

tischer und ökologischer Vorgänge“, charakterisiert danach

seit Januar 1988 neuer Direktor der Akademie, das Bildungsprogramm, das sich

wie in der Vergangenheit auch künftig ständig aktuellen Problemfeldern öffnet.

Frieden, Freiheit, Gerechtigkeit in Staat und Gesellschaft brauchen die Überein-

stimmung der Demokraten in Grundentscheidungen. Die aber stehen nach

Ansicht des Diözesanrates mehr und mehr zur Disposition, wie auf der Vollver-

sammlung deutlich wird. Besonders die familienpolitischen Entscheidungen der

letzten Jahre werden heftig kritisiert. Die CDU-Bundestagsabgeordnete Roswitha

Verhülsdonk analysiert, wie durch gesetzgeberische Maßnahmen Bewusstsein

verändert werde. So sei das Leitbild der lebenslangen Ehe abgelöst durch die Ehe

auf Zeit. Die Tendenz zu mehr Staat habe ein Anspruchsdenken erzeugt, das die

soziale Verantwortung des einzelnen blockiere. Es ist nach Ansicht der Politikerin

die Aufgabe der Kirche, ihre Mitglieder für solche Tendenzen sensibel zu machen,

um ihnen frühzeitig zu wehren. – Vorsitzender Bernd Petermann kritisiert die

Vorstellung der Landesregierung, wonach eine Gesamtschule schon dann zu

errichten sei, wenn 120 Schüler-Eltern sich dafür entschieden; dies müsse dann

gleichberechtigt für katholische Eltern gelten, wenn sie eine Bekenntnisschule

verlangten.

22. Februar

Wolfgang Isenberg,

21. Mai
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20. September

Zum Diözesantag der Pfarrbesuchsdienste kommen 850 ehrenamtliche Mitar-

beiter aus Pfarrgemeinderäten nach Köln. Das sind gut zehn Prozent der rund

8.000 Gläubigen, die in etwa 300 Gemeinden die „Geh-hin-Kirche“ für verschiede-

ne Zielgruppen darstellen. Diözesanratsvorsitzender Petermann begrüßt sie als

diejenigen, die dafür wirken, dass die Kirche „sich nicht selbstgenügsam einigeln

dürfe“. Auch Kardinal Höffner

zeigt sich erfreut über dieses

Engagement der Laien, denn, so

erklärt er, „der Glaube entzündet

sich nur am Glaubenden“, nicht

an Formeln. Im Hauptreferat

stellt der Passauer Pastoraltheo-

loge Paul Zulehner fest, die ge-

genwärtige Gesellschaft sei vor

allem durch Beziehungslosigkeit

und Vereinsamung der Men-

schen gekennzeichnet. Die Kir-

che müsse auf diese Mitmen-

schen zugehen, um sie in ein

Netz von Beziehungen, in die

Gemeinschaft der Gemeinde ein-

zubinden.

28. September

5. Oktober

In Remscheid veranstaltet der Diözesanrat einen „Tag des ausländischen Mitbür-

gers“. Dabei appelliert der CDU-Bundestagsabgeordnete Adolf Müller an die

Deutschen, ausländischen Mitbürgern „die Hand entgegenzustrecken“. Ohne de-

ren Mitarbeit stünden viele Betriebe vor großen Schwierigkeiten. Müller mahnt

stärkere Integrationsbemühungen an, die allerdings nicht durch unkontrollierte

Zuwanderung gefährdet werden dürften. Vor allem den mehr als eine Million

Kindern ausländischer Mitbürger müsse die deutsche Gesellschaft die Chance zu

einem gleichberechtigten Miteinander bieten.

Zur Bundestagswahl an diesem Tag hat der Diözesanrat die Katholiken aufgerufen,

ihr Wahlrecht zu gebrauchen. Enthaltung wertet die Laienvertretung als „Ausstei-

gen aus der politischen Mitverantwortung“. An fünf Forderungen sollten die

Wähler die Kandidaten messen: Schutz des ungeborenen Lebens, Förderung der

Familie, Änderung des Jugendhilferechts, Verbesserungen bei der Vermögens-

bildung von Arbeitnehmern, Sicherung der Lebensgrundlagen künftiger Genera-
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tionen. – CDU/CSU siegen mit 44,5 Prozent, doch kann sich die sozialliberale

Koalition unter Bundeskanzler Helmut Schmidt behaupten, da die Freien Demo-

kraten Zuwächse verzeichnen. Experten analysieren zum Wahlverhalten, die

Katholiken ließen sich als geschlossene Gruppe kaum mehr ausmachen, sie ver-

hielten sich wie der Durchschnitt der Bürger.

Papst beginnt seinen Deutschlandbesuch in Köln, Brühl und

Bonn. In der Delegation des Erzbistums überbringt Vorsitzender

die Grüße des Diözesanrates und überreicht als Geschenk den Erstdruck einer neu-

en Familienbibel. – Bei der Begegnung mit dem ZdK und den Diözesanräten

der deutschen Bistümer am 18. November in Fulda erklärt Johannes Paul II., das

Laienapostolat in Deutschland habe „ein unverwechselbares Gepräge gewon-

nen“. Der deutsche Katholizismus habe an der Aufbauleistung nach dem Krieg ei-

nen nicht wegzudenkenden, tragenden Anteil. „Was katholische Laien in Kultur,

Bildung, sozialem Engagement, Politik gewirkt haben“, so der Papst, „ist nicht nur

ein Stück Kirchengeschichte, sondern auch ein Stück nationaler und europäischer

Geschichte.“

15. November

Johannes Paul II.
Bernd Petermann
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Auf einem Schiff mit Schlagseite
(1981–1990)

Das Engagement der Katholikenvertretung in Gesellschaft und Politik wird vor al-

lem bestimmt durch das weitere Ringen um die Ausgestaltung der rechtlichen

Regelungen bei Schwangerschaftsabbrüchen und die bedrohlich anwachsende

Massenarbeitslosigkeit, die zunehmend auch junge Menschen erfasst. Mit seinem

Solidaritätsfonds will der Diözesanrat nicht tatenlos zusehen. Die Konsolidierungs-

phase der Pfarrgemeinderäte fordert eigentlich erhöhtes Engagement der Laien,

da immer weniger Priester für die Gemeinden bereit stehen und der Blick über den

Tellerrand angesagt ist. Die Erfahrungen und der Rat der Laien werden jedoch für

die Planungen zum Strukturwandel des Erzbistums unzureichend nachgefragt.

Der Diözesanrat versucht die aktiven Gläubigen immer wieder gegen Resignation

in den Gemeinden neu zu motivieren.

Die Bildungsarbeit für Pfarrgemeinderäte, die, bedingt durch den Brand des

Kardinal-Schulte-Hauses, im Programm der Thomas-Morus-Akademie nicht mehr

stattfinden kann, wird in die Geschäftsstelle des Diözesanrates in Köln integriert.

Der Referent, Friedhelm Isenberg, entwickelt ein neues, umfängliches Programm,

das dezentral durchgeführt wird. Der Diözesanrat hoffe, erklärt der Geschäfts-

führende Vorsitzende, Hans Deckers, „durch die wechselnden Orte auch neue

Hörer zu finden“. Mangel an Zuspruch gibt es nicht, viele Angebote sind bald aus-

gebucht. Die Notwendigkeit dieses speziellen Angebots und das große Bedürfnis

an der Basis begründet Deckers: „Der Pfarrgemeinderat soll ja kein Ofen sein, der

sich selber wärmt.“ Damit die Pfarreien sich von der versorgten zur mitsorgenden

Gemeinde wandle, müsse noch einiges an Bildungsarbeit geschehen.

Als einen „beispielhaft leichtfertigen Umgang mit einer gesetzlichen Förderungs-

verpflichtung“ bezeichnet der Diözesanrat Kürzungen der Zuschüsse, die die Düs-

seldorfer Landesregierung im Weiterbildungsbereich für 1981 vorsieht. Die Maß-

nahme sei geeignet, das Vertrauen in Regierung und Parlament zu erschüttern.

Einer Initiative des Kölner Katholikenausschusses, Lebensmittelpakete nach Polen

zu senden, das durch die Staatskrise in Folge der Solidarnosc-Bewegung in akute

Versorgungsschwierigkeiten für die eigene Bevölkerung geraten ist, eifern andere

Dekanatsräte mit eigenen Sammelaktionen nach. Kardinal Macharski, Nachfolger

Karol Wojtylas in Krakau, dankt für ein „großes Zeichen der christlichen Solidarität“.

Januar

10. Februar

April
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22. Mai

9.–11. Juni

30. September

8. November

Der Vollversammlung des Diözesanrates erstattet der Präsident des ZdK, Prof.

Hans Maier, einen Zwischenbericht zum Stand der Vorbereitungen für den Düs-

seldorfer Katholikentag im September 1982 und bittet die Kölner Laienvertretung

um engagierte Mitwirkung. Der Katholikentag müsse sich als diskussionsbereit,

nachsichtig und tolerant erweisen, selbst gegenüber den kritischen Gruppen in

der Kirche. Im Blick hat Maier dabei auch die „Initiative Kirche von unten“, die sich

im Kontext des Essener Katholikentags 1968 formiert hat. – Mit Bezug auf die für

den 8. November geplanten Pfarrgemeinderatswahlen, die wieder in allen nord-

rhein-westfälischen Bistümern gleichzeitig stattfinden, kritisiert der Vorsitzende

Bernd Petermann den Beschluss der Generalvikars-Konferenz, Zuschüsse für die

Wahlen erheblich zu kürzen: Wer dies betreibe, müsse sich fragen lassen, „was

ihm die ehrenamtliche Tätigkeit in den Pfarrgemeinderäten eigentlich wert ist“.

An der Dechantenkonferenz, die sich mit dem Thema „Pfarrgemeinderäte – Erfah-

rungen und Erwartungen“ beschäftigt, nimmt auch der Vorstand des Diözesan-

rates teil. Speziell wird die Frage einer Zusammenlegung von Laienräten erörtert,

wenn Pfarreien miteinander verbunden werden. Die Dechanten sprechen sich

allerdings gegen eine entsprechende Änderung der Satzung aus.

Bei einem von Kardinal Höffner angeregten Gespräch mit dem Vorstand des

Diözesanrates stellt Bernd Petermann kritisch fest, dass viele kirchliche Stellen bei

Fragen zu Kirche und Gesellschaft die Meinung der Laienvertretung gar nicht erst

suchten. Der Diözesanrat habe das Gefühl, das kirchliche Amt empfinde den

Umgang mit den Laienräten als Last. Die Gesprächsteilnehmer einigen sich darauf,

Information und Kommunikation im Erzbistum zu verbessern.

Unter dem Motto „Wir brauchen einander“ finden die

Pfarrgemeinderatswahlen statt. Weihbischof Luthe

hat als Bischofsvikar für den Diözesanrat zuvor ge-

meinsam mit dem Vorsitzenden Petermann die

Gemeinden dazu aufgefordert, Vorbereitung und

Durchführung der Wahl „auch zu einem pastoralen

Ereignis werden“ zu lassen. Ausdrücklich weist der

Diözesanrat darauf hin, dass wegen des Priester-

mangels künftig ein Pfarrer mehrere Gemeinden zu

betreuen haben werde; daraus folge, „dass viele ört-

liche Aufgaben einfach nur noch durch den Pfarr-

gemeinderat aufrecht erhalten werden können“.
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Auch Kardinal Höffner motiviert die Gläubigen zur Wahl: Sie setzten damit „ein

Zeichen der Verbundenheit mit ihrer Gemeinde“. – Diesmal werden in über 700

Gemeinden Laienräte gewählt, auf mehr als 7.000 beläuft sich bistumsweit die

Zahl der ehrenamtlichen Mitglieder; sie engagieren sich in mehr als 2.800

Sachausschüssen.

Der Hauptausschuss des Diözesanrates erörtert die pastorale Situation der achtzi-

ger Jahre. Der Leiter des Seelsorgereferates, Prälat Ludwig Schöller, erläutert den

„Plan 87“, mit dem Abschied zu nehmen sei „von einem Priesterbild, das aus einer

Zeit stammt, als es genug Priester gab“. Wenn ein Pfarrer für mehrere Gemeinden

zuständig werde, müssten ungeachtet seiner Leitungsfunktion die Pfarrgemeinde-

räte Eigeninitiative entfalten. Dafür, lautete die Kritik aus dem Gremium, fehlten all-

zu oft die Voraussetzungen, da nicht wenige Pfarrer sich weigerten, überhaupt

Pfarrgemeinderäte einzusetzen. Andererseits biete die Situation auch die Chance,

mehr Gläubige zum gemeindlichen Engagement zu motivieren, wenn sie eigen-

ständig handeln könnten. Aus Mainz erfährt der Hauptausschuss, wie intensiv dort

die Laienräte in die Umstrukturierung eingebunden werden, und fragt, warum das

im Erzbistum Köln nicht ebenso geschieht.

Beim Studientag der Pfarrgemeinderäte werden Erfahrungen aus der bisherigen

Arbeit darauf konzentriert, dass die Zusammenarbeit mit den Pfarrern große

Defizite ausweist. Rudi Conin, Vorsitzender des Kölner Katholikenausschusses,

verdeutlicht einmal mehr, dass die Laienräte sich nicht Kompetenzen anmaßten,

sondern an der Gestaltung ihrer Gemeinde mitwirken wollten. Gegen den Trend,

Hauptamtliche mit seelsorglichen Aufgaben zu betrauen, stellt der Münsteraner

Pastoraltheologe Adolf Exeler das Beispiel der Kirchen in den armen Ländern als

nachahmenswert heraus, die deutlich stärker unter Priestermangel zu leiden

hätten und daher auf ehrenamtliche Laien setzten. Noch würden realistische

Prognosen über die Zahl der Priester in den kommenden Jahrzehnten eher als

lähmend denn als motivierend empfunden.

Der Diözesanrat bezieht Stellung gegen eine Erhöhung der Kindergartenbeiträge,

die von der Landesregierung geplant wird. Die Laienvertretung mahnt zudem die

zugesagte Versorgung mit 75 Prozent Plätzen für alle drei- bis sechsjährigen

Kinder an und erwartet, dass die Leistungsfähigkeit der Einrichtungen nicht ge-

schmälert wird.

12.–13. März

17. Juni

12. Juli

1982
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1.–5. September

6. November

Beim 87. Katholikentag in Düsseldorf unter dem Leitwort „Kehrt um und glaubt“

sind die Mitglieder der Laienräte im Erzbistum an vielen Stellen engagiert. Im

Namen der Katholiken des Erzbistums Köln begrüßt Diözesanratsvorsitzender

Bernd Petermann rund 60.000 Teilnehmer der Hauptkundgebung. Düsseldorf lie-

ge, wie die drei vorhergehenden Katholikentage hier und davon ausgehende

Initiativen erwiesen hätten, an der „Nahtstelle zwischen Kirche und Gesellschaft,

Amt und Laienapostolat“. Das diesjährige Laientreffen sei „Gelegenheit, dass

Kirche und Politik aufeinander hören, dass alle Gruppen unserer Gesellschaft ins

Gespräch kommen, das nicht mehr abbrechen darf“. Der Katholikentag zeige die

Verantwortung des Christen, „aus dem Glauben das Angesicht der Erde zu erneu-

ern, in Gerechtigkeit und Liebe, Freiheit und Frieden“. – Die Bedrohung des

Friedens ist vor dem Hintergrund des NATO-Doppelbeschlusses und der deut-

schen Zustimmung zur Stationierung amerikanischer Mittelstreckenraketen sowie

anhaltender Proteste dagegen ein Schwerpunktthema des Katholikentages.

In der Vollversammlung erstattet Bernd Petermann einen beeindruckenden

Bericht über die Tätigkeit des Diözesanrates in der abgelaufenen Amtsperiode, be-

tont aber zugleich, dass alle Initiativen nicht denkbar gewesen wären „ohne die be-

ständige und aufopferungsvolle Arbeit der Sachausschüsse“. In der Diskussion

wird kritisch angemerkt, dass die Kontakte der Laienvertretung auf Bistumsebene

Bernd Petermann

am Rednerpult,

in der ersten Reihe (v.l.n.r.):

Oberbürgermeister Josef Kürten,

Joseph Kardinal Höffner,

Ministerpräsident

Prof. Dr. Bernhard Vogel,

Staatsminister und

ZdK-Präsident

Prof. Dr. Hans Maier,
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zu den Dekanats- und Pfarrgemeinderäten sehr verbessert werden müssten. Im

Blick auf die Klagen von Pfarrgemeinderäten über mangelnde Bereitschaft der

Priester erklärt der Diözesanratsvorsitzende. „Das Leben der Laien in der Kirche ist

nun mal kein Spaziergang und Schwierigkeiten sind dazu da, dass wir sie gemein-

sam anpacken und versuchen, wo Sand im Getriebe ist, wieder ins Gespräch zu

kommen.“ Kardinal Joseph Höffner appelliert an die Laien, Netze zu knüpfen, um

die abgewanderten Gleichgültigen „zur Mitte der Kirche zurückzuholen“. Die

Priester allein schafften das nicht. – Nach dem eindrucksvollen Erlebnis des

Düsseldorfer Katholikentages schlägt Petermann vor, zwischen den zentralen

ZdK-Treffen Diözesankatholikentage als Foren des Dialogs und der Begegnung an-

zustreben. Der Vorsitzende wird ebenso wie der geschäftsführende Vorsitzende

Hans Deckers von der Vollversammlung im Amt bestätigt.

Nachdem Helmut Kohl am 13. Oktober 1982 die Regierung in Bonn übernommen

hat, wirkt der christdemokratische Kanzler auf eine Bundestagswahl am 6. März hin.

Für den bereits begonnenen Wahlkampf mahnt Bernd Petermann beim Neu-

jahrsempfang Fairness und Nächstenliebe an und vertritt vehement das Recht der

Kirche und der Katholiken, etwa mit einer für die Parteien nicht schmeichelhaften

Erklärung zur Arbeitslosigkeit – sie liegt bei gut sieben Prozent – „in die Gesellschaft

hinein zu wirken“. Andernfalls würde sich die Kirche

„dem berechtigten Vorwurf des Schweigens aus-

setzen“. – der am 19. Sep-

tember 1982 sein 20jähriges Bischofsjubiläum und am

30. Oktober sein Goldenes Priesterjubiläum begangen

hat, greift die Friedensthematik des Düsseldorfer

Katholikentages noch einmal auf: Er hoffe auf ein neu-

es Bewusstsein, das Kriege unmöglich mache. Der

Erzbischof weist angesichts der kontroversen öffentli-

chen Debatte um den NATO-Doppelbeschluss auf das

ethische „Dilemma“ hin, „wie der Einsatz von Atom-

waffen zu verhindern, wie die Abschreckung einzuset-

zen und wie die moralische Verantwortung im Atom-

zeitalter genau darzulegen“ sei.

In einer Erklärung zur Bundestagswahl erneuert der Diözesanrat seine Forde-

rungen nach Neuregelung der sozialen Indikation beim Schwangerschaftsab-

bruch. Überdies werden das Schaffen neuer Arbeitsplätze und eine wirksamer

Vermögensbildung der Arbeitnehmer sowie der Abbau der Staatsverschuldung

16. Januar

Kardinal Joseph Höffner,
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angemahnt. „Die Familie muss in den Mittelpunkt der Gesellschaftspolitik rücken“,

verlangt die Laienvertretung und plädiert für die Erweiterung des Ehegatten-

splittings zum Familiensplitting. – CDU/CSU verfehlen bei der Wahl am 6. März nur

knapp die absolute Mehrheit, Helmut Kohl wird zum Bundeskanzler gewählt.

Der Hauptausschuss erörtert im Katholisch-Sozialen Institut in Bad Honnef, ob der

zweijährige Turnus der Katholikentage – jeweils im Wechsel mit Evangelischen

Kirchentagen – zeitlich gestreckt werden soll, damit in der Zwischenzeit diözesane

Laientreffen stattfinden könnten. – Hauptthema ist die Kirchenzeitung, die nach

der mehrheitlichen Auffassung des Diözesanrats in Offenheit und Freiheit ein mög-

lichst sachliches und wahrhaftiges Spiegelbild der Meinungen in der Kirche ver-

mitteln soll. Anlass der Debatte war eine öffentlich kontrovers geführte Diskussion

über die Offenheit des Leserbriefteils, den der Diözesanrat als „einen wichtigen

Beitrag zum Dialog“ ansieht. Adressat der Forderung der Laienvertretung nach ei-

nem „ungehinderten Austausch der Meinungen“ und einer „vollständigen Darstel-

lung der kirchlichen Wirklichkeit“ in der Kirchenzeitung ist ausdrücklich deren

Herausgeber: der Erzbischof von Köln.

Beim Diözesantag für Vorsitzende der Pfarrgemeinderäte mit mehr als 400 Teil-

nehmern in Köln geht es vornehmlich um die Initiative „Wähle das Leben“. Daran

sollen sich die Gemeinden mit praktischen Hilfen für schwangere Frauen in Kon-

fliktsituationen stärker beteiligen, da sie die nächste Anlaufstelle für Betroffene bie-
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ten können. In zahlreichen Arbeitskreisen werden Anregungen für die weiteren

Felder der Pfarrgemeinderats-Arbeit vermittelt, etwa zu Aktionen gegen Jugend-

arbeitslosigkeit. Erneut wird beim Erfahrungsaustausch über mangelnde Zusam-

menarbeit zwischen Priestern und Laien geklagt.

Die Festveranstaltung zum 30jährigen Bestehen der Thomas-Morus-Akademie fin-

det im Kölner Maternus-Haus statt, da das Bensberger Kardinal-Schulte-Haus

nach dem Brand von 1980 noch nicht wieder bezugsfertig ist. Als „Knotenpunkte

des gesellschaftlichen Zeitgesprächs“ bezeichnet der Münchener Zeitungs-

wissenschaftler Prof. Otto B. Roegele die katholischen Akademien. Verbreitung

der katholischen Soziallehre und eine ökumenische Ausrichtung seien in den letz-

ten Jahren deren Programmmerkmale gewesen. Diözesanrats-Vorsitzender

Bernd Petermann, der unter den Gästen auch den Krakauer Kardinal Macharski be-

grüßen kann, wertet die Trägerschaft der Akademie durch die Laienvertretung als

deutliches Zeichen dafür, dass das Laienapostolat der Ort des ständigen Dialogs

zwischen Kirche und Welt sei. Kardinal Höffner bestätigt als wichtigste Aufgabe

der Akademie den Kontakt zur Welt, da diese von einer Laienkultur geprägt sei.

Wenn in der Kirche alle Aufgaben dem Amt auferlegt würden, hat sie nach Ansicht

des Erzbischofs „Schlagseite“.

Die Familienpolitik steht im Mittelpunkt der Vollversammlung, zumal die seit ei-

nem Jahr von Bundeskanzler Kohl geführte Bundesregierung bislang nicht recht

den Erwartungen vieler Katholiken entsprochen hat, die Bonner Politik werde sich

wieder stärker an ihren christlichen Vorstellungen orientieren. Der CDU-Fraktions-

vorsitzende in Düsseldorf, Bernhard Worms, betont, dass nach den Grundsätzen

der katholischen Soziallehre der Staat nicht die Aufgabe habe, familiäre Belange zu

übernehmen, sondern verpflichtet sei, die Familien in die Lage zu versetzen, ihren

Rechten und Pflichten nachkommen zu können. Der Politiker macht aber auch

deutlich, dass sich durch die aktuelle Haushaltslage in Bund und Land nicht alles

Wünschenswerte verwirklichen lasse.

Schweigen von Kirche und Katholiken „gegenüber der gesellschaftlichen Notwen-

digkeit zum Handeln“ wertet Bernd Petermann beim Neujahrsempfang für den

Diözesanrat als „Verstoß gegen die Nächstenliebe“. Es sei die Aufgabe der Laien-

gremien, das Bewusstsein der Katholiken dafür zu bilden, auch politische Verant-

wortung zu übernehmen. Weihbischof Hubert Luthe ergänzt, das Einlassen auf die

Fragen der Zeit dürfe den christlichen Bezugspunkt nicht verlieren. „Wenn wir tä-

ten, was die Welt von uns erwartet“, so der erzbischöfliche Beauftragte für den

12. November

26. November

15. Januar1984
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Diözesanrat, „dann wären wir überflüssig.“ Kardinal Höffner bestärkt die Laien-

vertreter im „Mut zum Stehen“. Christsein vertrage sich nicht mit Halbheiten. –

Gäste des Empfangs sind Generalvikar und Caritasdirektor von Krakau, nach Köln

gereist um für den 90. Hilfstransport des Kölner Katholikenausschusses nach

Polen zu danken.

Eine positive Bilanz des bisherigen Bildungsangebots für Pfarrgemeinderäte zieht

der Referent beim Diözesanrat Friedhelm Isenberg. Durch die wechselnden Veran-

staltungsorte – da das Kardinal-Schulte-Haus noch nicht wieder für die Thomas-

Morus-Akademie zur Verfügung steht – seien viele angesprochen worden, die vor-

her nie den Weg in die Bensberger Akademie gefunden haben. Ein Schwerpunkt

des Programms sind Initiativen der Gemeinden gegen Arbeitslosigkeit. Es müsse,

so der Referent, noch mehr „arbeitsmarktpolitische Phantasie“ entfaltet und eine

„neue Sicht von Arbeit“ entwickelt werden.

Der Hauptausschuss des Diözesanrates plädiert entschieden für eine neue deut-

sche Synode. Allerdings hält die Kölner Laienvertretung für erforderlich, dass die-

se zweite Synode stärker als die Würzburger durch eine Willensbildung von unten

getragen und daher in den diözesanen Laienräten vorbereitet werden müsste.

Dem Votum vorausgegangen ist ein Referat des ZdK-Vizepräsidenten Walter

Bayerlein, eine neue Synode sei erforderlich, damit über Resignation der Laien und

den Mangel an Priestern nicht länger hinter verschlossenen Türen geredet werde.

Beim anhaltenden schleichenden Auszug aus der Kirche sei eine wachsende Kluft

zwischen kirchlichem Amt und Volk „das letzte, was wir uns leisten können“.

Für die Europawahl an diesem Tag hat der Diözesanrat zu einer hohen Wahlbe-

teiligung aufgerufen, da nur sie eine demokratische Fortentwicklung des Europä-

ischen Parlaments sichere. Über die Pfarrgemeinderäte ist von der Geschäftsstelle

versucht worden, die Katholiken zu motivieren: Sie sollten dafür Sorge tragen,

„dass Parteien, die sich an den christlichen Grundpositionen orientieren, im

Europaparlament die Mehrheit erlangen“. Europa müsse auf den Prinzipien der

Sozialen Marktwirtschaft aufbauen. Der Diözesanrat fordert eine gleichberechtigte

Partnerschaft zwischen Europa und Amerika sowie eine Entspannung zwischen

Ost und West.

In einem Interview mit der Kirchenzeitung betont Bernd Petermann, dass der

Münchener Katholikentag (4.–8. Juli) Ansätze weiterführen werde, die zwei Jahre

zuvor in Düsseldorf erprobt worden seien. Der Diözesanratsvorsitzende nennt et-

Februar

16.–17. März

17. Juni

29. Juni
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wa das Einbeziehen der örtlichen Pfarrgemeinden in das Programm des

Katholikentages. Auch ein Geistliches Zentrum, das in Düsseldorf als Ort der Ruhe

und Besinnung bedeutsam gewesen sei, werde es wieder geben. Petermann wirkt

beim Münchener Katholikentag bei einer Diskussion über „das Eintreten der

Katholiken für den demokratischen Verfassungsstaat“ mit, einem der politischen

Schwerpunkte des Laientreffens.

„Wir stehen nicht vor einer Katastrophe, wohl aber vor einer schwierigen

Situation“, stellt Generalvikar Norbert Feldhoff fest, als er der Vollversammlung

des Diözesanrates die Problemlage des Erzbistums angesichts des Rückgangs der

Priesterberufe darstellt. In seinem Zwischenbericht zum Stand des Entwicklungs-

plans 1987 beklagt der Prälat, dass sich Pfarrgemeinderäte mit der Situation, ohne

Pfarrer auskommen zu müssen, oft erst befassten, wenn der Fall eintrete. Vielfach

liege der Grund darin, räumt Feldhoff ein, dass die betroffenen Pfarrer ihr Laien-

gremium nicht rechtzeitig informierten. Diözesanratsvorsitzender Bernd

Petermann und die Vollversammlung mahnen erneut an, das Potential der mehr

als 7.000 ehrenamtlich engagierten Mitglieder der Laiengremien in Anspruch zu

nehmen; Bereitschaft dazu sei gegeben. – Enttäuscht zeigt sich die Versammlung

darüber, dass die Kohl-Regierung nicht bereit ist, die Finanzierung sozial indizier-

ter Abtreibungen durch die Solidargemeinschaft zu beenden.

Eine zwangsweise Verkürzung der Lebensarbeitszeit falle den Sozialetats zur Last

und werde „die vielleicht teuerste Form der Arbeitszeitverkürzung“ überhaupt, er-

klärt die Bonner Professorin für Gerontologie Ursula Lehr bei einer Studientagung

des Sachausschusses „Altenwerk“, die gemeinsam mit dem Referat „Pfarrge-

meinderäte“ des Diözesanrats in Walberberg durchgeführt wird. Lehr hinterfragt

leichtfertig kolportierte Meinungen, wonach die Senkung des Renteneintrittalters

zur Lösung des Arbeitslosenproblems beitragen werde. Es sei nirgendwo erwie-

sen, dass Arbeitsplätze, die durch frühere Pensionierung älterer Arbeitnehmer frei

würden, mit jüngeren Mitarbeitern besetzt würden, warnen die Tagungsteil-

nehmer. – Im September befassen sich der Sachausschuss und das Referat unter

dem Titel „Wohnen im Alter“ erneut mit einem Thema, dessen Brisanz noch kaum

allgemein erkannt ist.

Beim Neujahrsempfang für den Diözesanrat spricht Vorsitzender Petermann das

Generationenproblem an: Viele Menschen jüngeren und mittleren Alters klagten

über eine Doppelbelastung aus Beruf und Ehrenamt, andererseits gebe es bei älte-

ren Menschen „ein nahezu unausgeschöpftes Potential reicher Lebenserfahrung

und Weisheit, die wir meinen betreuen zu müssen, obwohl es uns in vielen Fällen

20. Oktober

9.–10. November

20. Januar

1985
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besser anstünde, uns von ihnen betreuen zu lassen“. Statt ältere Menschen aufs

Abstellgleis zu schieben, sollten sie zum Mithandeln in Gesellschaft und Kirche

motiviert werden. – In die Verantwortung der Gläubigen sieht Kardinal Höffner die

entchristlichte Gesellschaft gestellt. Die Kirche sei in dieser Gesellschaft nur so

weit präsent, wie das Zeugnis der Christen reiche.

Der Hauptausschuss stellt sich der Aufgabe des Diözesanrates, zwischen

Verbänden und Organisationen zu koordinieren: Er bildet einen Runden Tisch mit

dem Thema „Situationen und Perspektiven kirchlicher Jugendarbeit“. Jugend-

verbände, Ministrantengruppen, nichtorganisierte Jugendliche geben Auskunft

über ihre Aktivitäten und ihre Bedürfnisse. Jugendliche fühlten sich nicht ange-

sprochen, auch nicht von den Laiengremien, wird thematisiert. Jugendliche wol-

len, so wird gesagt, „auch mit neueren Formen, den Glauben zu leben, akzeptiert

werden“. Es gebe kein Gesamtkonzept kirchlicher Jugendarbeit in ihren unter-

schiedlichen Ausprägungen, betonen Vertreter der Jugendverbände; sie erwar-

ten von den Erwachsenen in den Laienräten mehr Lobbyarbeit für die jungen

Leute in der Gesellschaft, aber eben auch in der Kirche. Diözesanrat sowie

Mitglieder der Katholikenausschüsse und der Pfarrgemeinderäte sichern zu, ihre

Sprachlosigkeit gegenüber den Jugendlichen überwinden zu wollen.

Die Pfarrgemeinderatswahlen unter dem Leitwort „gemeinsam glauben – bewusst

leben – konsequent handeln“ finden, wie schon Tradition, in allen fünf NRW-

Bistümern gleichzeitig statt. Der Diözesanrat hat dazu auch darauf hingewiesen,

dass ausländische Katholiken, im Unterschied zu politischen Wahlen, sowohl kan-

didieren wie auch wählen können. Die Notwendigkeit einer aktiven Basis begründet

der geschäftsführende Vorsitzende Hans Deckers: Eine Erklärung der Bischöfe zum

Umweltschutz bliebe Papier, wenn sie in den Gemeinden nicht umgesetzt würde;

dazu Initiativen anzuregen, sei eine der Aufgaben des Pfarrgemeinderates. Der

Sachausschuss „Jugend“ mahnt, möglichst viele junge Leute als Kandidaten aufzu-

stellen und auch zu wählen. – Das Erzbistum zählt 1985 noch 2,45 Millionen

Katholiken. Der Anteil der regelmäßigen Gottesdienstbesucher ist auf 19 Prozent

gesunken. Die Kindertaufen sind seit 1968 um fast die Hälfte auf 21.000 gesunken.

14 Diakone werden zum Priester geweiht. Über 10.000 Menschen treten aus der

Kirche aus.

Die Vollversammlung will es nicht bei Bericht und Theorie belassen – sie be-

schließt einen Solidaritätsfonds „zur Schaffung neuer Arbeitsplätze und zur beruf-

lichen Qualifikation der von Arbeitslosigkeit Betroffenen“ in der Hoffnung auf aus-

reichenden Spendenzufluss. Die Darstellung des existentiellen Problems über-

19.–20. April

20. Oktober

16. November
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lässt man auch nicht einem abgehobenen Universitätslehrer oder einem Gemein-

plätze ausbreitenden Politiker, sondern aus der eigenen Erfahrung erzählen

Menschen ihre persönlichen „Geschichten des Scheiterns“. Das macht die Teil-

nehmer der Versammlung außerordentlich nachdenklich, zumal wenn sie auch

noch erfahren, dass zwei Drittel der Pfarrgemeinderäte bisher das Problem nicht

zur Kenntnis nehmen. „Arbeitslose gelten auch unter Kirchgängern als faul“, be-

merkt ein Pfarrer. Hoffnung schöpfen die Mitglieder des Diözesanrates dann doch

aus beispielhaften Initiativen, die zur Nachahmung vorgestellt werden. – In einer

Resolution fordert die Vollversammlung die Bundesregierung auf, sich für die

Aufhebung der Rassentrennung in Südafrika einzusetzen.
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12. Januar

26. April

Thomas Nickel

Bernd Petermann erinnert beim Neujahrsempfang an das Zweite Vatikanische

Konzil, das vor 20 Jahren beendet wurde, und an seine Positionsbeschreibung für

das Laienapostolat, dem die im Erzbistum Köln entwickelten Strukturen bereits im

Voraus entsprochen haben. Kritisch weist der Diözesanratsvorsitzende hin auf

„recht bedenkliche Tendenzen zur Frage der innerkirchlichen Stellung der Laien“.

Petermann belegt sie am Vorbereitungspapier für die Bischofssynode 1987, die

sich mit der Verantwortung der Laien befassen werde. Der Vorsitzende bittet

Kardinal Höffner, die Auffassung des Diözesanrates dazu bei der Synode zu be-

rücksichtigen.

„Im Stafettenlauf des Kölner Diözesanrates“ gibt Bernd Peter-

mann „den Staffelstab vertrauensvoll und nahtlos“ an seinen

jüngeren Nachfolger weiter: Die Vollversammlung wählt den

Neusser zum Vorsitzenden und kürt Petermann

für seine jahrelangen Verdienste um die Laienvertretung zum

Ehrenvorsitzenden. Weihbischof Luthe dankt als erzbischöflicher

Beauftragter für die Laiengremien dem „Menschen mit Geist und

Herz“. In seiner Bilanz stellt Petermann kritisch fest, das Verhältnis

des Diözesanrates zum Generalvikariat sei stark belastet, obwohl

diese Verwaltung doch eigentlich „für die Menschen bestellt“ sei-
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en. Hans Deckers, eindrucksvoll im Amt als Geschäftsführender Vorsitzender be-

stätigt, stimmt zu: Die natürliche Spannung zwischen der Kirchenbehörde und

den ehrenamtlichen Laien sei derzeit, statt ertragreich, ziemlich „unfruchtbar“.

Petermann wünscht daher seinem Nachfolger „weniger Bürokratie, weniger

Kleinlichkeit, mehr Menschlichkeit“ des Generalvikariats. – Kurz vor der Ver-

sammlung kann Petermann noch öffentlich bekannt geben, dass der Optimismus

der Vollversammlung im November sich bewahrheitet hat und der Solidaritäts-

fonds für Arbeitslose in Gange kommt; es könnten dank der Spenden Projekte mit-

finanziert werden, die keine staatliche Förderung erhielten, aber doch interessant

und wirksam scheinen.

In wichtigen Punkten lehnt der Diözesanrat mit einer vom Sachausschuss „Gesell-

schaft, Staat, Wirtschaft“ erarbeiteten Stellungnahme das Wahlprogramm der

Grünen für 1987 ab: Das Wiedervereinigungsgebot dürfe nicht aus dem Grund-

gesetz gestrichen werden. Die Mitgliedschaft in der NATO sei unverzichtbar für

den Erhalt des Friedens und der Freiheit. Auch der ungeborene Mensch habe ein

unbestreitbares Recht auf Leben und Anspruch auf den Schutz des Staates.

9. Juni



20. Oktober

7.–8. November

18. Januar

9. Mai

Gegen eine Einschränkung des Grundrechts auf Asyl wendet sich der Diözesanrat,

da die meisten Asylsuchenden ihre Heimat „aus berechtigtem Anlass“ verließen.

In seiner Erklärung fordert die Katholikenvertretung die Politik auf, für eine bessere

Integration zu sorgen. Dazu durch konkrete Hilfsangebote beizutragen, werden die

Gemeinden im Erzbistum aufgefordert. „Christen sind verpflichtet, sich verfolgter

Menschen anzunehmen“, heißt es in der Stellungnahme. So könnten etwa nicht

oder kaum genutzte kirchliche Räume zur übergangsweisen Unterbringung zur

Verfügung gestellt werden.

Der in Düsseldorf aufgelegte Entwurf eines Landesmediengesetzes ist für den

Hauptausschuss Anlass, sich mit den „neuen“ Medien zu befassen. Einigkeit be-

steht darin, dass die Kirche erweiterte Möglichkeiten nutzen soll, strittig bleibt die

Frage, ob dies mittels eines eigenen Senders oder in Vereinbarung mit einem ande-

ren Veranstalter geschehen solle. Gegenüber privaten Rundfunkprogrammen sei

weder Zurückhaltung der Kirche noch Abwarten am Platz, heißt es in einer einstim-

mig verabschiedeten Erklärung, sondern sie sei gefordert, aktiv teilzunehmen.

„Die eigentliche Kraft der Kirche liegt doch darin, dass in unserem Bistum viele

Zehntausende ehrenamtlich Tag für Tag ihre Zeit und Kraft in den Dienst der Kirche

stellen“, räumt Kardinal Joseph Höffner, als er beim Neujahrempfang dem Ehren-

vorsitzenden Bernd Petermann das päpstlich verliehene Komturkreuz mit Stern zum

Gregoriusorden überreicht. Der Erzbischof dankt nicht nur Petermann für seinen

Einsatz an der Spitze des Diözesanrates, sondern anerkennt damit zugleich das

Engagement der Laien, die der Düsseldorfer mehr als 14 Jahre lang repräsentiert hat.

– Zur Bundestagswahl am 25. Januar erinnert der Diözesanrat die Katholiken wieder-

um an ihre Wahlpflicht. Zugleich fordert die Laienvertretung auf, sich an den

Betriebs- und Personalratswahlen zu beteiligen, um wirksam die Interessen von Ar-

beitnehmern durchsetzen zu helfen. Zugleich mahnt der Diözesanrat die künftigen

Betriebs- und Personalräte zu einem „solidarischen Verhalten gegenüber den

Arbeitslosen“, zum Beispiel durch Verzicht auf Überstunden und durch Maßnah-

men, Arbeit zu teilen. – Bei der Bundestagswahl verlieren die Unionsparteien mit 44,3

über vier Prozent, bleiben aber stärkste Fraktion vor der SPD mit 37 Prozent; da die

FDPhinzugewinnt,bekommtsiestärkeres Gewicht inder neuenKohl-Regierung.

Beim Festakt zum 40jährigen Bestehen des Diözesanrates illustriert Vorsitzender

Thomas Nickel den Wandel daran, dass in den Anfängen an regionalen Katho-

likentagen Zehntausende teilgenommen hätten, heute seien es erheblich weniger.

Doch die Aufgaben der Laien in Kirche und Gesellschaft hätten eher noch zuge-
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nommen. Das werde von der Bistumsleitung nicht stets beachtet, fügt Nickel kri-

tisch hinzu und wünscht sich mehr effektiven Dialog zwischen Laienvertretung und

kirchlichem Amt. ZdK-Generalsekretär Friedrich Kronenberg warnt allerdings vor

der Gefahr, sich auf innerkirchliche Aufgaben zu konzentrieren. Das gesellschaftli-

che und politische Engagement müsse wirksam bleiben. Sonst „prägt unser

Glaube nicht die Welt, sondern unsere Welt prägt den Glauben“. Kardinal Joseph

Höffner begründet den Weltdienst der Laien insofern als umso notwendiger, je

mehr die Kirche Anfeindungen ausgesetzt sei. Sie hätten jetzt mit den Demonstra-

tionen gegen den Papstbesuch – Johannes Paul II. war am 30. April und 1. Mai bei

seiner zweiten Deutschlandreise in Köln und hat beim Gottesdienst mit 70.000

Gläubigen Edith Stein seliggesprochen – einen Höhepunkt erreicht.

Zum Rücktritt von Kardinal Joseph Höffner von seinem Amt als Erzbischof von Köln

verabschiedet sich der Diözesanrat in einem Brief, den die Kirchenzeitung doku-

mentiert, von „dem Freund und Förderer des Laienapostolates“ und dankt für „lang-

jährige, vertrauensvolle und fruchtbare Zusammenarbeit“. Vorsitzender Thomas

Nickel hebt besonders hervor, dass Höffner als hervorragender Kenner der katholi-

schen Soziallehre mit seinen Ansprachen den Veranstaltungen des Diözesanrates

„einen hohen gesellschaftspolitischen Stellenwert zugewiesen“ habe. – Bereits

einen Monat später stirbt Kardinal Höffner infolge seiner schweren Erkrankung.

Aus dem Solidaritätsfond für Arbeitslose, der sich in kurzer Zeit auf 230.000 Mark

gefüllt hat, vergibt der Diözesanrat 80.000 Mark als Zuschuss für vorbildliche

Arbeitsbeschaffungsprojekte von zwei Pfarrgemeinden und zwei kirchliche

Organisationen.

Mit Kürzungen der Sozialausgaben in vielen Bereichen befasst sich der

Hauptausschuss bei seiner Jahrestagung in Altenberg. Seit 1980 habe die Landes-

regierung trotz steigender Steuereinnahmen die Mittel um zwei Milliarden Mark

gemindert, stellt der CDU-Landtagsabgeordnete Hermann-Josef Arentz fest und

kritisiert, dass der Staat immer weniger das Subsidiaritätsprinzip mit dem Vorrang

freier Träger vor staatlicher Aktivität verletze. Auch die Kirche habe über Jahre hin

die Stellen Hauptamtlicher ausgebaut und die Ehrenamtlichen zurückgesetzt,

bemängelt das Gremium und fordert im kirchlichen wie im staatlichen Bereich eine

Umkehrung des Trends, Ehrenamtliche dort, wo Finanzen fehlen, als Lückenbüßer

misszuverstehen. – Wenige Tage zuvor hat die Bischofssynode in Rom das Laien-

verständnis des Zweiten Vatikanischen Konzils bekräftigt und betont, in vielen

Bereich, auch in den kirchlichen Verwaltungen müsse die personelle Mitwirkung

der Laien verstärkt werden.

18. September

Oktober

6.–7. November
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März

16. April

Der Diözesanrat begrüßt den Beschluss der Bundesregierung, 22 Entwicklungs-

ländern Schulden zu erlassen. Deren hohe Verschuldung sei ein wesentlicher

Grund für die anhaltende Armut der Bevölkerung. Die Gläubigerbanken werden

scharf kritisiert, weil sie zu leichtfertig Kredite gewährt hätten. Auch die Entwick-

lungsländer selbst trügen durch Missmanagement, Korruption und Waffenkäufe

für das Elend der eigenen Bürger Verantwortung. – Zum „Tag der Arbeit“, dem

1. Mai, ruft die diözesane Katholikenvertretung die Pfarrgemeinden auf, eine Spen-

denaktion zugunsten von Arbeitslosen aktiv zu unterstützen. Die Katholiken wer-

den aufgefordert, gegen gängige Vorurteile wie „Arbeitslose sind Drückeberger“

anzugehen. Viele Pfarrgemeinden tun sich allerdings schwer, über das Spenden-

sammeln hinaus eigene Aktivitäten zu entwickeln. Immerhin können nach der

Kollekte mehr als 270.000 Mark in den Solidaritätsfonds eingebracht werden. Der

Fonds des Diözesanrates hat inzwischen acht Projekte mit mehr als 110.000 Mark

gefördert. – Die Initiative der Bundesregierung, ein Beratungsgesetz zum Para-

graphen 218 auf den Weg zu bringen, wird vom Diözesanrat als ein Weg zu mehr

Lebensschutz angesehen, da eine Beratung die Bereitschaft von schwangeren

Frauen, ihr Kind anzunehmen, motivieren könne. Der Bundestag solle dem

Vorhaben zustimmen.

Die Vollversammlung befasst sich mit den Existenzsorgen der Bauern und mit der

schwieriger gewordenen Seelsorge auf dem Land. Problematischer als in den

Städten gestaltete sich die Umsetzung des Plans 87, wenn räumlich entfernt

liegende Gemeinden mit einem Pfarrer auskommen müssten. Im aktuellen Teil

seines Berichtes fordert Vorsitzender Nickel mehr Rechtsschutz für ausländische

Mitbürger und Erleichterungen beim Familiennachzug. Die Annahme der deut-

schen Staatsbürgerschaft müsse erleichtert werden.
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2. Oktober

15. Oktober

Nachdem sich der Diözesanrat zwischenzeitlich auf verschiedenen Ebenen mit der

Situation in den ländlichen Regionen des Erzbistums beschäftigt hat, veröffentlicht

die Katholikenvertretung zum Erntedankfest an diesem Tag eine Erklärung. Darin

wird die „Solidarität mit der Landwirtschaft und der ländlichen Bevölkerung“ be-

kundet. Da 53 Prozent der Dekanate des Erzbistums landwirtschaftlich geprägt

seien, könne deren Entwicklung den Diözesanrat nicht gleichgültig lassen. Im

Strukturwandel, der diese Regionen nachhaltig betreffe, müssten ökologische

Erfordernisse Vorrang erhalten vor ökonomischen Interessen. Pfarrgemeinden

und katholische Verbände müssten Orte werden, an denen die von der Land-

wirtschaft lebenden Menschen Zuhörer und Hilfen für ihre Probleme fänden.

„Nicht zuletzt hat die Kirche als Eigentümerin von Ländereien selbst die Chance,

kleine und mittelständische landwirtschaftliche Betriebe zu fördern“, betont der

Diözesanrat.

Keine sterile Festveranstaltung, sondern ein buntes Forum zum Dialog, zum

Erfahrungsaustausch und für Zukunftsvisionen ist der 3. Diözesantag für Pfarr-

gemeinderäte, der zum 20jährigen Bestehen der lokalen Laiengremien im Kölner

Congress-Centrum stattfindet und 850 Teilnehmer anlockt. Vorsitzender Thomas

Nickel ist überrascht, wie engagiert Problemstellungen angegangen werden, auch

„unkonventionelle Lösungsvorschläge“ würden nicht einfach abgetan. Diözesan-

administrator Weihbischof Hubert Luthe erklärt, angesichts der Personal- und

Finanzlage des Erzbistums „muss das Engagement ehrenamtlicher Mitarbeiter

gezielt gefördert werden“. Msgr. Matthias Baedorf, Leiter der Abteilung Gemein-
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depastoral im Generalvikariat, sekundiert, die Pfarrei könne

künftig nicht „priesterzentriert“ bleiben, als „mitsorgende

Basisgemeinde“ müsse sie „suchenden, fragenden und kri-

tischen Katholiken Raum“ geben. Immer wieder wird der

Wunsch geäußert, diese Diözesantage häufiger zu veran-

stalten. Der Geschäftsführende Vorsitzende Hans Deckers

und sein Team erfahren höchstes Lob für die Vorbereitung

und Organisation. – Heißes Thema am Rande ist die Frage

nach der Besetzung des erzbischöflichen Stuhls, der seit

über einem Jahr vakant ist. „Der Heilige Vater sollte uns

nicht länger im Regen stehen lassen“, macht sich Weih-

bischof Luthe zum Sprecher der Pfarrgemeinderäte.

Der Hauptausschuss will eine neue Grundwerte-Diskussion anstoßen, die ange-

sichts des „Wertewandels“ in der Gesellschaft erforderlich sei, um den Zusam-

menhalt der deutschen Gesellschaft zu sichern. Umweltverschmutzung, Nutzen

und Gefahren der Kernenergie, die Ausbreitung von Aids und die biogenetischen

Manipulation menschlichen, tierischen und pflanzlichen Lebens werden als Bei-

spiele für Bereiche ausgemacht, in denen Christen ihr Grundverständnis von

Mensch und Welt einzubringen hätten. Es sei zu eng geführt, wenn die christliche

Auffassung vom Leben allein auf den Schutz ungeborener Kinder bezogen werde.

wird zum neuen

Erzbischof von Köln ernannt. Als Sprecher

der Laien will Diözesanratsvorsitzender

Nickel darauf vertrauen, „dass die Zusam-

menarbeit zwischen dem Erzbischof und

allen Gremien, Verbänden und Gruppen des

Laienapostolats in offener und freundschaft-

licher Atmosphäre, wie sie seit vielen Jahren

erprobt ist, fortgeführt wird“.

Zum ersten Mal nimmt Kardinal Joachim

Meisner an der Vollversammlung des Diöze-

sanrates teil. Er sei auf die Mitarbeit aller an-

gewiesen, sagt der neue Erzbischof. Seinen

11.–12. November

20. Dezember

Kardinal Joachim Meisner

22. April

128

1989

Weihbischof Hubert Luthe,

Rita Waschbüsch, Thomas Nickel



Wahlspruch „Spes nostra firma“ übersetzt er mit ausdrücklichem Bezug auf die

Katholikenvertretung: „Eure Firma hier ist meine Hoffnung!“ – Von Christa Pesch,

Schwangerschaftskonfliktberaterin des Diözesan-Caritasverbandes, lassen sich

die Mitglieder über die Probleme der Beratung von Frauen in Konfliktsituationen

unterrichten. Der CDU-Bundestags-abgeordnete Paul Hoffacker, auch Vorsit-

zender des Essener Diözesanrates, erklärt zur aktuellen Gesetzgebung: Durch ein

Beratungsgesetz müsse endlich unterbunden werden, dass die Rechtsprechung

des Bundesverfassungsgerichts unterlaufen werde. In einer Resolution fordert der

Diözesanrat, es müsse gesetzlich sichergestellt werden, dass alle Beratungs-

einrichtungen ihre Aufgabe „zum Schutz des ungeborenen Lebens“ erfüllen; sie

hätten den Frauen zu helfen, anders als durch eine Abtreibung „ihre Konfliktlage zu

überwinden“.

In seiner Erklärung zur Europawahl am 18. Juni betont der Diözesanrat neben

der Wahlpflicht für alle katholischen Bürger, Europa müsse für einen gerechten

Ausgleich zwischen den reichen und den armen Ländern sorgen. Die Katholiken-

vertretung stellt dies in den Zusammenhang des christlichen Erbes des Kon-

tinents: „Europa bedeutet für uns eine politische, geistige und kulturelle

Wertegemeinschaft.“

In einem Aufruf zum 50. Jahrestag des Überfalls Nazideutschlands auf Polen ruft

der Diözesanrat zum Fürbittgebet für die Opfer des Krieges und seiner Folgen auf,

aber auch für jene, die Schuld auf sich geladen hätten. Die Katholikenvertretung

sieht daraus die Verpflichtung „für alle Menschen guten Willens, sich für ein ver-

eintes Europa als internationale Voraussetzung für ein friedliches Verhältnis zwi-

schen den Völkern einzusetzen“.

Zu den Pfarrgemeinderatswahl unter dem Leitwort „Komm – geh mit“ wirbt der

Diözesanrat wiederum intensiv um eine starke Beteiligung. – Kardinal Meisner

dankt in einem Brief an die Pfarrgemeinderäte für deren Engagement und fordert

sie auf, nicht zu resignieren: Der Rat sei das Gremium, das „den Weg der Pfarr-

gemeinde in das nächste Jahrtausend planen“ solle. – Die Wahlbeteiligung sinkt

weiter. Der Anteil der gewählten Frauen ist gestiegen. Auch mehr jüngere

Kandidaten kommen in die Pfarrgemeinderäte.

Vor dem Hauptausschuss des Diözesanrates beklagt der CDU-Landtagsabge-

ordnete Hermann-Josef Arentz das geringe Ansehen ehrenamtlicher Arbeit in der

Gesellschaft. Zwar würden noch jährlich rund 38 Millionen Stunden ehrenamtli-

31. Mai

1. September

22. Oktober

16.–17. November
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cher Arbeit geleistet, stellt BDKJ-Vorsitzender Rainer Tüschenbönner fest, doch

sei die Zahl rückläufig. Besonders Männer hielten sich dabei zurück, heißt es wei-

ter, daher sei in dieser Hinsicht die kirchliche Männerseelsorge gefordert. – Nach

Schätzungen beläuft sich der Wert ehrenamtlicher Arbeit auf ca. 285 Milliarden

Mark, wenn sie beim Bruttoinlandsprodukt berücksichtigt würde.

Die Thomas-Morus-Akademie kann wieder in das renovierte Kardinal-Schulte-

Haus in Bensberg einziehen. Zukunftweisend für einen thematischen Schwer-

punkt spricht Umweltminister Klaus Töpfer über die „Verantwortung für die

Bewahrung der Schöpfung“ und skizziert sowohl eine “Umweltpartnerschaft mit

den Entwicklungsländern“ wie einen „ökologischen Generationenvertrag“.

Kardinal Meisner erklärt, diese „Stätte der Orientierung“ solle einer der „gefähr-

lichsten Krankheiten der Menschheit“ abhelfen, der „geistigen Blindheit“.

Nach dem Fall der Mauer kann Diözesanratsvorsitzender Thomas Nickel beim

Neujahrsempfang endlich öffentlich machen, dass es bereits seit 1982 Partner-

schaften zwischen Pfarreien des Erzbistums und Gemeinden in der DDR gibt.

Unterstützung sei weiterhin nötig, aber dabei müsse der eigene Weg der ostdeut-

schen Partner respektiert werden. Kardinal Joachim Meisner erinnert, dass die

bundesrepublikanische Kirche „lautlos, aber effektiv“ der Einheit des deutschen

Volkes gedient habe. Die künftige Entwicklung in der DDR bedeute für die Kirche

im Westen eine missionarische Herausforderung.

Die Vollversammlung lässt sich über die Lage der Christen in der DDR informieren.

Die Aufarbeitung der Stasi-Verstrickungen nennt Prälat Karl-Heinz Ducke, Leiter

der Studienstelle der Berliner Bischofskonferenz, als eine der Hauptaufgaben der

Kirche. Der Diözesanrat wendet sich entschieden gegen Forderungen, die in

der DDR geltende Fristenregelung für die Bundesrepublik zu übernehmen.

Stattdessen solle ein Gesetz, das zu einer Beratung vor einem Schwanger-

schaftsabbruch verpflichte, beschlossen werden. Thomas Nickel als Vorsitzender

und Hans Deckers als Geschäftsführender Vorsitzender werden mit klarer

Mehrheit wiedergewählt. – In einem Interview mit der Kirchenzeitung nach seiner

Wahl meint Nickel, der Diözesanrat werde von der Bistumsleitung als „notwendi-

ges Übel“ betrachtet. Er habe gehofft, in manchen Dingen, die die Diözese berüh-

ren, nach der Meinung des Diözesanrates gefragt worden zu sein. Schnell würde

im Gespräch über bestimmte Sachfragen erklärt, es handle sich um eine pastorale

Angelegenheit, die nicht in den Aufgabenbereich des Diözesanrates falle. Doch

auch in seelsorglichen Fragen können nach Ansicht Nickels die Laien aus ihren

Erfahrungen wichtige Aspekte beitragen.

2. Dezember

7. Januar

12. Mai
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16.–17. November

Das sich allmählich verbreitende Bewusstsein für die Bewahrung der Schöpfung

veranlasst den Hauptausschuss, sich intensiv mit der Umweltproblematik zu be-

fassen. Der Zisterzienser Hermann-Josef Roth, promovierter Biologe, beklagt,

dass die Kirche in den ökologischen Fragen nicht Speerspitze sei, obwohl sie es

sein könnte, vielleicht sogar müsste, denn Umweltschutz und nachhaltiger Um-

gang mit der Natur seien ethische Fragen, wie der Jesuit Josef Schuster hervor-

hebt. Das Diözesanrats-Gremium appelliert an Bistumsleitung und Gemeinden,

katholische Verbände und kirchliche Einrichtungen, sich künftig deutlich umwelt-

gerechter zu verhalten. In vieler Hinsicht seien Verhaltensänderungen möglich

und nötig.
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Mündige Laien wollen mehr sein als Lakaien
(1991–2000)

Durch Finanzknappheit und Priestermangel werden Strukturreformen in den

Gemeinden des Erzbistums unumgänglich. Im Unterschied zur Bistumsleitung hal-

ten die Laiengremien, allen voran der Diözesanrat, die pastoralen Fragen und Ziel-

setzungen für vorrangig vor dem Personalmanagement. Die Katholikenvertre-

tung gehört folgerichtig zu den Initiatoren und engagierten Mitgestaltern des

Pastoralgesprächs, das die Zeit vor der Jahrtausendwende maßgeblich prägt. Die

Laiengremien wehren sich, aus den seelsorglichen Reformüberlegungen ausge-

klammert zu werden, sie weisen darauf hin, dass sie eigene Erfahrungen mit der

Seelsorge beizutragen haben, dass sie verantwortlich mit pastoralen Problemen

umgehen können, und sie erreichen, dass sie nach ihren novellierten Satzungen

nicht übergangen werden sollen. Die Auseinandersetzung um die kirchliche

Schwangerenberatung eskaliert im letzten Drittel des Jahrzehnts bis zu deutlichen

Gegensätzen zwischen Bistumsleitung und Diözesanrat.

Nachdem der Diözesanrat sich bereits am 13. Dezember 1990 besorgt zur

Eskalation in der Golfregion geäußert hat, beherrscht der Golfkrieg drei Tage, nach-

dem die ersten Luftangriffe der USA im Irak erfolgt sind, den Neujahrsempfang für

die Laiengremien und die katholischen Verbände. Vorsitzender Thomas Nickel

zieht den bestürzenden Schluss, dass die Abrüstung der Supermächte offenbar

nicht reiche, den Frieden zu sichern, und er fordert, dass Waffenlieferungen in

Krisengebiete, die gewalttätige Konflikte schürten, international als Verbrechen

geahndet werden. Zur deutschen Entwicklung, ruft Nickel die Gemeinden und

Gläubigen im Erzbistum auf zur praktischen Solidarität mit den Menschen in den

neuen deutschen Bundesländern, nachdem sich dort die wirtschaftlichen, gesell-

schaftlichen und menschlichen Probleme überdeutlich abzeichnen. Kardinal

Meisner dankt den ehrenamtlichen Laien „für alles Mitdenken, Mittun und

Mitverantworten“. – Am 19. April macht der Diözesanrat in einer Erklärung auf das

Schicksal der Flüchtlinge im Irak aufmerksam. Mit der Verurteilung jeglicher

Verfolgung von Volksgruppen ist ein Spendenaufruf zugunsten der betroffenen

Menschen verbunden.

Kardinal Joachim Meisner gelingt es nicht, die Diskussion in der Vollversammlung

des Diözesanrates über die Pastoral- und Personalplanung im Erzbistum in den

„richtigen Bahnen“ zu halten. Zu „priesterzentriert“ werde die Entwicklung bis zum

Jahr 2000 orientiert, kritisiert die Katholikenvertretung, es gehe offensichtlich nur

20. Januar

27. April
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darum, den zur Jahrtausendwende prognostizierten Rückgang der Priesterzahl

um ein Viertel auf rund 730 zu organisieren. Dabei dürften die Laien nicht bloß „als

zweite Garnitur“ behandelt werden. Die Mitglieder lassen sich auch nicht davon

abhalten, den Pflichtzölibat, Verwaltung in den Gemeinden durch Laien, die

Wiederzulassung verheirateter Priester, Öffnung des geistlichen Amtes für Frauen

und Predigterlaubnis für Pastoral- und Gemeindereferenten zu diskutieren. Die

Bistumsleitung warnt, darin eine tragfähige Lösung der gegenwärtigen und künfti-

gen Probleme zu sehen. Der Diözesanrat seinerseits befürchtet eine weitere Ent-

fremdung der Frauen und der Jugendlichen von der Kirche.

Mit der Zuweisung neu einzustellender Lehrer zu festen Schulstufen betreibe die

Düsseldorfer Landesregierung eine „verdeckte Strategie“, um das Ziel einer

Einheitsschule in Nordrhein-Westfalen zu verfolgen, wirft der Diözesanrat einem

Erlass des Kultusministeriums vor. Die Stellungnahme ist vom Sachausschuss

„Schule, Bildung und Erziehung“ erarbeitet. Die Regierung nehme nachteilige

Folgen für Schülerinnen und Schüler in Kauf, um „das Schulwesen umzubauen“.

Zum politischen Plänen, die Altenpflege neu zu ordnen, erklärt der Diözesanrat,

alle Maßnahmen hätten sich an der Würde der pflegebedürftigen Menschen aus-

zurichten. Deren Selbstständigkeit so lange wie möglich zu erhalten und zu för-

dern, müsse oberstes Ziel sein. Stationäre Einrichtungen und ambulante Pflege-

dienste seien finanziell und personell entsprechend den Notwendigkeiten auszu-

bauen, das Berufsbild der Altenpfleger müsse gesellschaftlich aufgewertet wer-

den. Um das Lebensrisiko des Pflegefalls im Alter abzusichern, verlangt die Kölner

Katholikenvertretung, einen neuen Zweig der Sozialversicherung aufzubauen.

Der vierte Diözesantag für Pfarrgemeinderäte mit rund 1.000

Teilnehmern steht unter dem Motto „Bewahrung der Schöpfung in

Frieden und Gerechtigkeit“. Die ökologische Thematik werde zu-

nehmend bewusst, begründet die Führung des Diözesanrates das

hohe Interesse, aber einige Gremien zögerten noch, sich der

Fragestellung anzunähern. Um dem abzuhelfen, präsentieren auf

einem „Markt der Möglichkeiten“ 35 kirchliche Gruppen und

Initiativen konkrete Ideen zum umweltgerechten, die Ressourcen

schonenden und nachhaltigen Umgang mit der Schöpfung. Jeder

einzelne sei hier gefordert, stellt Kardinal Meisner fest, räumt je-

doch ein, dass auch die Kirche sich mit dem Thema Umwelt

schwer tue. Prälat Gottfried Weber, Direktor des Kardinal-Schulte-

Hauses betont, die Problematik habe auch die Theologie zu be-

17. Juni

16. Juli

5. Oktober
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schäftigen. Als Konsequenz aus der Frage, welchen Beitrag Kirche und Katholiken

zu leisten hätten, schlägt Thomas Nickel vor, einen Umweltbeauftragten für das

Erzbistum zu berufen, der mit Sachkompetenz einen wichtigen Beratungsbeitrag

zum Umweltschutz leisten solle. „Die Kirche von Köln muss hier ein Zeichen set-

zen“, meint der Diözesanratsvorsitzende. Der Diözesantag habe die eigene

Verantwor-tung für Verfehlungen zu Lasten der Umwelt deutlich gemacht.

Der Hauptausschuss setzt in Bensberg die auf der Vollversammlung begonnene

Diskussion über die Pastoral- und Personalplanung des Erzbistums fort. Mit der ak-

tuellen Zwischenbilanz, in die Weihbischof Hubert Luthe einführt, wird festgestellt,

dass es an der jeweiligen Situation der Gemeinde liege, wie weit sie sich

Strukturveränderungen öffnet. Personell noch gut ausgestattete Pfarreien wehr-

ten sich gegen Veränderungen, während solche, die den Mangel bereits zu spüren

hätten, sich aufgeschlossener zeigten. Der Bemerkung des erzbischöflichen

Beauftragten, die Laien seien keine Notlösung in der Kirche, folgt aus der Ver-

sammlung die Replik, die Bistumsleitung solle Eingaben und Vorschläge aus den

Gemeinden nicht nur ohne Antwort entgegennehmen, sondern auch ernst neh-

men und sachgerecht auf sie reagieren. In einer Entschließung spricht sich der

Hauptausschuss dafür aus, die Pfarrgemeinderäte strukturell aufzuwerten und

ihnen „Selbstständigkeit und eigenverantwortliches Handeln in der Pastoral“ zu

übertragen. Auf die Aufforderung des Diözesanrates zu einer breiten Diskussion

hin erreichen die Katholikenvertretung an die 250 schriftliche Voten; unter ande-

ren hätten sich fast alle Dekanatsräte daran beteiligt. In einer Auswertung kommt

eine Arbeitsgruppe zu dem Schluss, generell zeugten die Stellungnahmen „von

großem Ernst und hohem Verantwortungsgefühl“, sie seien abgewogen und von

„Liebe zur Kirche“ bestimmt.

Der Neujahrsempfang für den Diözesanrat steht im Zeichen des Abschieds von

Weihbischof Hubert Luthe, der zum Oberhirten des Bistums Essen ernannt worden

ist. Mit den 22 Jahren, die Luthe als Bischofsvikar für den Diözesanrat gewirkt wirk-

te, habe er „ein Stück Zeitgeschichte des Laienapostolates im Erzbistum Köln ge-

schrieben“, betont Vorsitzender Nickel. Sein Name stehe für den Aufbau, die

Entwicklung und die Kontinuität der Pfarrgemeinderäte. Im Blick auf die gegenwär-

tige Diskussion über die Pastoralplanung der Diözese erklärt der erste Repräsen-

tant der Katholiken, das „Volk Gottes“ wolle „keine Kirche, die anordnet, dekretiert,

sondern eine, die im Dialog um den richtigen und vernünftigen Weg ringt“. Aber

viele hätten das Gefühl, in der Kirche sei ein angstfreier Dialog nicht möglich. Zu-

gleich fordert Nickel die Gremien und Verbände auf, „Gegenströmungen, die den

Christen die Lust an der Kirche nehmen und das Erscheinungsbild der Kirche ver-

dunkeln, zu bekämpfen“. Kardinal Meisner kritisiert die zunehmende Verunglimp-

15.–16. November

5. Januar
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fung des katholischen Glaubens in der Gesellschaft, nicht zuletzt über die Medien.

Der Erzbischof ruft die Katholiken auf, „Menschen des guten Wortes“ zu sein.

Vehement wendet sich der Diözesanrat gegen Großaufnahmelager, wie sie die

Novelle zum Asylverfahrensgesetz vorsieht. Eine derartige Massenunterbringung

bringe für die Asylbewerber erhebliche Belastungen mit sich und verursache an

den Standorten soziale Konflikte. Statt ein Bewusstsein für das weltweite Flücht-

lingsproblem zu wecken, würden in der deutschen Bevölkerung verfestigte

Vorurteile befördert. Die Kölner Katholikenvertretung hält eine dezentrale Unter-

bringung für die geeignete Lösung. – Die Zahl der Asylbewerber ist von gut

100.000 im Jahr 1988 auf über 250.000 in 1991 angestiegen.

Die Vollversammlung des Diözesanrates kommt der Bistumsleitung zuvor und be-

ruft einen eigenen Umweltbeauftragten: Dietrich Ruchay, hoher Beamter im

Bonner Umweltministerium und Mitglied der Vollversammlung. Vorsitzender

Nickel erinnert an die bisherige Diskussionslage: Der Diözesanrat habe dabei im-

mer auf das Ehrenamt gesetzt. „Wir glauben, dass ein Ehrenamtlicher viel durch-

setzungsfähiger ist als ein hauptamtlicher Angestellter im Generalvikariat.“ Im

Oktober bestätigt Kardinal Meisner die Berufung des Umweltbeauftragten

Ruchay. Die Vollversammlung stellt sich klar hinter die Tendenz der zum

Strukturwandel eingegangenen Voten aus den Laiengremien: Die seelsorglichen

Perspektiven müssten Vorrang haben vor der Verwaltung des Priestermangels.

Thomas Nickel hält fest, dass auch viele Priester in ihren Stellungnahmen die „Ent-

koppelung von Priestertum und Zölibat“, die Weihe von verheirateten Viri probati

und die Zulassung von Frauen zum geistlichen Amt gefordert hätten. Durch den

Leiter der Seelsorgeabteilung im Generalvikariat, Prälat Ludwig Schöller, lässt

Kardinal Meisner ankündigen, er wolle im ganzen Bistum „Pastoralgespräche“ ins

Leben rufen, um „über die vielen Fragen in der Seelsorge“ einen Dialog anzuregen.

Eine Tagung des Diözesanrates mit rund 100 Vertretern von Pfarrgemeinderäten in

der Thomas-Morus-Akademie stellt sich der Frage: „Köln, wohin geht deine Kir-

che?“. Mit der Ermutigung zum konstruktiven Ungehorsam motiviert Vorsitzender

Thomas Nickel resignierende Mitglieder der Laiengremien, im jeweils eigenen

Bereich eigenständig für Veränderungen zu sorgen. „Nicht immer auf den Segen

des großen Vorsitzenden warten, sondern selbst anfangen“, sekundiert auch

Prälat Robert Kümpel, Leiter der Abteilung Seelsorge-Personal im Generalvikariat.

Der in der Bistumsverwaltung für die Erwachsenenseelsorge zuständige Heiner

Koch ergänzt, in der gegenwärtigen „Identitätskrise der Kirche“ müssten Perspek-

tiven für deren künftiges Erscheinungsbild entwickelt werden, „damit Menschen in

26. März

9. Mai

10. Oktober
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Zukunft mit Christus in Berührung kommen wollen“. Mit Laien, die keine Rechte

haben und deren Meinung nicht ernst genommen werde, sei ein positives Bild der

Kirche nicht zu vermitteln, geben sich die Tagungsteilnehmer überzeugt.

Der Hauptausschuss berät in Bensberg die Vorlage des Sachausschusses „Gesell-

schaft, Staat, Wirtschaft“, die sich mit dem Beitrag der Katholiken zum „Dialog in

der multikulturellen Gesellschaft“ befasst. Vor dem Hintergrund von Einschrän-

kungen des Asylrechts, die der Bundestag beschlossen hat, setzt sich die Katholi-

kenvertretung dafür ein, dass die Menschenrechte, die das Grundgesetz fest-

schreibt, für deutsche wie für ausländische Bürger gelten. Um zu einem friedlichen

Zusammenleben beizutragen, werden etwa Pfarrgemeinderäte angeregt, Aus-

länder mitwirken zu lassen. In einem politischen Überblick zum Asylrecht plädiert

der CDU-Fraktionsvorsitzende im Düsseldorfer Landtag, Helmut Linssen, für die

Bekämpfung von Fluchtursachen in den Heimatländern der Asylsuchenden und

für ein Zuwanderungsgesetz mit klarer Quotenregelung. Dem Hauptausschuss

stellt sich als der im September berufene Bischofsvikar für

den Diözesanrat vor.

In einem gemeinsamen Brief, u.a. gerichtet an die Pfarrgemeinde- und Dekanats-

räte, fordern Diözesanratsvorsitzender Nickel und Generalvikar Feldhoff auf, sich

intensiv am „Pastoralgespräch“ des Erzbistums zu beteiligen. Über den gemeinsa-

men Glauben und seine Konkretionen zu sprechen, falle nicht leicht, daher seien

alle Beteiligten aufgerufen, Gemeinsamkeit auch im Gebet, in Gottesdiensten und

bei Besinnungstagen zu suchen. Erläutert wird die Struktur des Dialogs, der

Gedanken, Anregungen und Vorschläge von den Gemeinden über die Dekanate

auf die Bistumsebene vermitteln soll. Das Pastoralgespräch wird am ersten

Fastensonntag offiziell eröffnet. – Beim Neujahrsempfang am 24. Januar bewertet

Thomas Nickel das Pastoralgespräch als mutigen und notwendigen Schritt, der zu

Veränderungen führen könne. „Kurskorrekturen sind nur in kleinen Schritten

möglich“, erklärt der Diözesanratsvorsitzende, „sie verlangen kommunikative

Prozesse.“ Kardinal Meisner ordnet den innerkirchlichen Dialog ein: „Der Wille zu

einer rein religiösen Verwirklichung des Evangeliums unter Ausklammerung des

politischen, sozialen und kulturellen Raumes wird nicht der weltlichen Verant-

wortung des Glaubens gerecht.“

Um der schon früher angesprochenen Sorge vor einer Entfremdung der Frauen

von der Kirche zu entsprechen, richtet die Vollversammlung des Diözesanrates ei-

nen Sachausschuss „Frauen in der Kirche“ ein. Kontrovers diskutiert, letztlich aber

13.–14. November

Prälat Ludwig Schöller

Januar

8. Mai
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doch beschlossen wird eine ausschließliche Mitgliedschaft von Frauen im

Ausschuss. Es sei ein Freiraum erforderlich, so die Begründung, „damit Frauen of-

fen über ihre Situation sprechen können“. Als Konsequenz wünscht der Diözesan-

rat, dass auch die Aufgabe des geistlichen Beirats etwa einer Ordensschwester

übertragen werde. Dem könne der Erzbischof, entgegnet Bischofsvikar Ludwig

Schöller, aus grundsätzlichen Erwägungen und gemäß der Satzung des Diözesan-

rates nicht entsprechen.

Vor einem „Krieg der Generationen“ warnt der Sachausschuss „Altenwerk“ in sei-

ner Broschüre „Der ältere Mensch in der Pfarrgemeinde“. „Wir müssen die Brisanz

der demographischen Entwicklung begreifen“, begründet der geschäftsführende

Vorsitzende Hans Deckers bei der Veröffentlichung. Die alternden Menschen

müssten in die Gemeinden integriert und zum Engagement motiviert werden.

Auch deren Einmischung in die Politik sei gefordert. Altenseelsorger Walter Külzer

weist auf einen bislang wenig beachteten Aspekt hin: Es zeige sich, dass viele

ehemalige Gastarbeiter nicht in ihre Heimat zurückkehren könnten oder wollten.

Dies sei eine besondere Aufgabe für die Altenarbeit in den Gemeinden. Deckers

berichtet, dass im Gebiet des Erzbistums Köln rund 700 Altenclubs und fast 100

Altentagesstätten bestünden, in denen sich vor allem ehrenamtliche Helfer enga-

gierten. Am 30. Mai bekundet der Diözesanrat Entsetzen und Trauer über den

rechtsextremistischen Brandanschlag auf ein Wohnhaus in Solingen, dem fünf

türkische Menschen zum Opfer fallen. „Wir verurteilen jede Art von Gewalt und

Diskriminierung gegenüber ausländischen Mitbürgern“. Es erfülle die Katholiken-

vertretung „mit Scham“, dass sich „ein dermaßen menschenverachtendes Ver-

brechen“ in Deutschland ereignen könne.

In einer Stellungnahme wendet sich der Diözesanrat gegen die Forderung der

Grünen, den Gottesbezug im Grundgesetz zu streichen. Es habe bei der Entste-

hung des Grundgesetzes Übereinstimmung aller politischen Seiten darüber gege-

ben, dass die Abkehr der Bundesrepublik von der „gottfeindlichen und menschen-

verachtenden Tyrannei des Nationalsozialismus“ in der Verfassung unumstößlich

dokumentiert werden müsse.

Als eine „Silberhochzeit zwischen Pfarrgemeinderäten und Gemeinden“ charak-

terisiert Kardinal Meisner die Festveranstaltung zum 25jährigen Bestehen der örtli-

chen Laiengremien. Um seiner Wertschätzung für die Laienarbeit Ausdruck zu ge-

ben, ehrt der Erzbischof 83 Frauen und Männer, die von Anfang an, also seit einem

Vierteljahrhundert in Pfarrgemeinderäten mitwirken. „Wir dürfen uns nicht zurück-

ziehen“, mahnt Diözesanratsvorsitzender Nickel, aus selbst geschaffenen Schon-

Mai

1. Juni

26. September
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räumen auszubrechen. Die Katholiken des Erzbistums, bekannt für ihre Kritik-

freudigkeit, dürften sich nicht in innerkirchlichen Auseinandersetzungen erschöp-

fen, sie müssten die kalt gewordenen Gesellschaft zu erwärmen suchen. Um das

gesellschaftspolitische Engagement von Pfarrgemeinden zu stärken, stiftet

Kardinal Meisner aus Anlass des Jubiläums den „Anton-Roesen-Preis“, den der

Diözesanrat künftig jährlich für „herausragende Leistungen katholischer Christen

auf dem Gebiet der Weltverantwortung der christlichen Gemeinde“ vergeben soll.

Der Preis erinnert an einen der engagiertesten Wegbereiter des Laienapostolates

nach dem „Kölner Modell“ und ersten Vorsitzenden des 1946 begründeten

Diözesankomitees/Diözesanrats.

Das Motto der Pfarrgemeinderatswahlen „Die Basis muss stimmen. Mitbauen an

der Kirche von morgen“ zielt nicht zuletzt auf die Mitwirkung der Laien am

Pastoralgespräch des Erzbistums. „Die Pfarrgemeinderäte haben immer dicke

Bretter bohren müssen“, meint Thomas Nickel in einem Interview mit der

Kirchenzeitung aus Anlass der Wahl. „Es galt, die Amtsträger von der Notwen-

digkeit der Mitarbeit der Laien zu überzeugen, und es galt auch die Akzeptanz in

der Gemeinde zu suchen.“ Kardinal Meisner ruft mit seinem Dank an die

Mitarbeiter in den Gemeinderäten zur Wahlbeteiligung auf, da das Erzbistum im

Pastoralgespräch „das pfarrliche Leben in unseren Gemeinden neu reflektieren

und aktivieren“ wolle. Die Wahlbeteiligung ist weiter leicht rückläufig, in vielen

30.–31. Oktober
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Gemeinden gehen deutlich mehr Frauen als Männer zu den Urnen. Insgesamt wer-

den fast 10.000 Katholiken in über 700 Pfarrgemeinderäte gewählt. Hans Deckers

zieht eine positive Bilanz: Bei weniger Gottesdienstbesuchern und mehr Kirchen-

austritten, beim schlechten Image der Kirche in der veröffentlichten Meinung

habe er „einen schlimmen Einbruch befürchtet“. Es müsse gelingen, beschreibt

Deckers eine künftige Aufgabe, in den Gemeinden mehr Öffentlichkeit herzustel-

len und „das hervorragende Produkt Kirche“ auch Fernstehenden nahezubringen.

Die Bistumsleitung wolle deutlich machen, dass im Pastoralgespräch vorgebrach-

te Themen nicht unter den Tisch fielen, versichert Bischofsvikar Prälat Ludwig

Schöller dem Hauptausschuss bei seiner Jahrestagung in Köln. Der Dialog sei

zwar „nicht der große Renner“ räumt das Generalvikariat ein, aber das Pastoral-

gespräch sei besser als sein Ruf. Die Beteiligung nehme zu, Unsicherheiten,

Unklarheiten und Missverständnisse seien im Schwinden begriffen. Die Bistums-

leitung sei sich bewusst, dass das „Vertrauenskapital“, das viele Menschen in den

Dialog einbrächten, nicht verspielt werden dürfe. Kritisch vermerkt der Haup-

tausschuss, dass die Sprache, in der das Pastoralgespräch geführt werde, vielfach

zu kompliziert sei.

„Mit aller Entschiedenheit“ wendet sich der Diözesanrat gegen das Klonen

menschlicher Embryonen. Die Chancen naturwissenschaftlicher Forschung zum

Nutzen des Menschen müssen nach Ansicht der Katholikenvertretung genutzt

werden, doch seien die ethisch gebotenen Grenzen einzuhalten. Die Würde

menschlichen Lebens dürfe nicht untergraben, missachtet und irreparabel

beschädigt werden.

„Wir brauchen dringender denn je den Geist der Unterscheidung, die Sicht von

Zusammenhängen und die Parteinahme für das Wohl des einzelnen und des

Ganzen“, betont Diözesanratsvorsitzender Nickel beim Festakt zum 40jährigen

Bestehen der Thomas-Morus-Akademie. Eine hoch differenzierte Gesellschaft

brauche Orte des akademischen Dialogs, der offenen geistigen Auseinander-

setzung und des Nachdenkens, wie die Bildungseinrichtung des Diözesanrats ihn

biete. Prälat Ludwig Schöller nennt es eine „Abstimmung mit den Füßen“, wenn in

den vier Jahrzehnten rund 140.000 Menschen die Angebote der Akademie wahr-

genommen hätten, und es sei die „Pflicht der Kirche von Köln“, dafür zu danken.

Der Kölner Theologieprofessor Hans-Joachim Höhn hält in seinem Festvortrag für

dringend erforderlich, die moderne Gesellschaft und den christlichen Glauben in

ein „produktives Verhältnis“ zueinander zu setzen.

6. November

8. November

13.–14. November
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7. Mai

16. Mai

18. Juni

1. September

Die konstituierende Vollversammlung bestätigt Thomas Nickel als Vorsitzenden

und Hans Deckers als Geschäftsführenden Vorsitzenden in ihren Ämtern. Thema-

tisch befasst sich die Katholikenvertretung mit der zunehmenden „Politikverdros-

senheit“, die sich an immer geringeren Wahlbeteiligungen festmacht. Vom

Vizepräsidenten des ZdK, Werner Remmers, lässt sich die Vollversammlung ein-

führen in Überlegungen, wie die Christen zur Überwindung der Politik-

Enthaltsamkeit beitragen könnten. Der CDU-Politiker meint, politischen Resolu-

tionen seien dazu nicht entscheidend, überzeugend wirke dagegen das persönli-

che Beispiel eines Christen in der Politik. Folgerichtig fordert Remmers dazu auf,

sich politisch zu engagieren. Seiner Überzeugung nach ist es beispielweise der

Politik nicht anzulasten, wenn es der Kirche und den Christen nicht gelinge, den un-

verletzlichen Wert des ungeborenen Lebens fest im Bewusstsein der Gesellschaft

zu verankern. Nicht Rückzug ins Getto ist auch für Kardinal Meisner angezeigt,

Gebot der Stunde sei die „Leidenschaft für das Positive“.

Angesichts des Völkermords in Ruanda fordert der Diözesanrat eine stärkere

Präsenz der Vereinten Nationen. Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich da-

für einzusetzen; ferner solle sie sich gemeinsam mit den EU-Partnern um eine

friedliche Lösung des Konflikts bemühen. Die internationale Gemeinschaft wird

aufgefordert, den Menschen in den Flüchtlingslagern der Region überlebensnot-

wendige Hilfe zukommen zu lassen.

Gemeinsam mit seinem Sachausschuss „Pfarrbesuchsdienst“ veranstaltet der

Diözesanrat eine Tagung zum Thema Sterbebegleitung. „Darüber spricht man

wohl“ wird versucht, Sterben und Tod aus der gesellschaftlichen Tabuzone

herauszuholen. Der Pädagoge Prof. Franco Rest, Vordenker der Hospizbewegung,

wendet sich entschieden gegen jede Form aktiver Sterbehilfe. Ziel müsse sein, ein

von Angst und Schmerz befreites Sterben zu begleiten, damit es zu einem spiri-

tuellen Erlebnis werden könne. Der Bonner Klinikseelsorger Peter Schneider

berichtet den über 100 Teilnehmern aus seiner Erfahrung, dass schwerstkranke

Patienten nicht eigentlich sterben wollten, sondern den Wunsch hätten, nicht so

wie im derzeitigen Zustand weiter leben zu müssen. Der Sektenbeauftragte des

Erzbistums, Werner Höbsch, klärt darüber auf, dass die Heilsversprechen esote-

risch-spiritistischer Gruppen keine tragfähige Sinnvermittlung leisteten.

„Lasst die Hände weg von allen Feiertagen, egal ob katholisch, evangelisch oder

staatlich“, fordert Thomas Nickel die Politik auf, als er die Erklärung des Diözesan-

rats gegen die Abschaffung des Buß- und Bettages in Nordrhein-Westfalen zur
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Finanzierung der Pflegeversicherung der Öffentlichkeit vorstellt. Mit der Strei-

chung werde der kulturell bedeutsame Wert von Feiertagen hinter ökonomische

Interessen zurückgestellt und zudem die gerechte Verteilung der Soziallasten auf

Arbeitnehmer und Arbeitgeber verlassen.

Medienthemen beschäftigen den Hauptausschuss bei seiner Jahrestagung. Der

Auflagenschwund der Kirchenzeitung wird von Prälat Erich Läufer begründet so-

wohl mit der mangelnden Identifikation hauptamtlicher Mitarbeiter und kirchlicher

Amtsvertreter mit dem eigenen Presseorgan wie andererseits mit dem Rückgang

engagierter Katholiken und der schwindenden Akzeptanz kirchlicher Lehrmeinun-

gen in der Öffentlichkeit. Unter dem Thema „Programmpräsenz der Katholiken in

den Lokalradios“ fordert Ingo Brüggenjürgen von der Medienwerkstatt Radio im

Erzbistum, die Verkündigungssendungen in den Hörfunksendern müssten in All-

tagssprache verfasst sein, um auch nicht religiös orientierte Hörer zu erreichen.

Über die Vorlage des Pastoralrates zum Pastoralgespräch informiert Seelsorger-

amtsleiter Heiner Koch. Positiv wertet er die hohe Beteiligung: 50 Prozent der

Gemeinden und zwei Drittel der Dekanate hätten Voten eingereicht. Zwar seien da-

rin auch die „heißen Eisen“ angesprochen, doch stellten sich die Argumentations-

linien als sehr differenziert dar.

Die Katholiken würden es nicht zulassen, „dass ein weiterer Feiertag geopfert wer-

de“, betont Thomas Nickel beim Neujahrsempfang, der Diözesanrat wende sich

auch eindeutig dagegen, Sonn- und Feiertage in die Regelarbeitszeit einzubezie-

hen. In gleicher Richtung analysiert Kardinal Meisner, dass in Deutschland „Gott

weithin abhanden gekommen“ sei. „Wo das Geld die Stelle Gottes einnimmt, führt

die ökonomische Krise in die metaphysische Katastrophe“, ist der Erzbischof über-

zeugt. Vor allem im Blick auf die wachsende Arbeitslosigkeit brauche die

Gesellschaft eine neue Kultur der Solidarität, meint Nickel. Mit einigem Stolz kann

er feststellen, dass der Diözesanrat aus seinem Arbeitslosenfonds in den letzten

Jahren rund 600.000 Mark bereitgestellt habe. Bezüglich des Pastoralgesprächs

erwartet der erste Repräsentant der Laien im Erzbistum einen ehrlichen Dialog.

Thematische Engführungen dürfe es nicht geben. Von Köln könne, schlägt Nickel

vor, für den „Diakonat der Frau“ ein „neuer Impuls“ ausgehen.

Für mehr Entscheidungskompetenzen von Ehrenamtlichen, die über bloße Bera-

terfunktionen hinausgingen, spricht sich die Vollversammlung des Diözesanrates

aus. Es müsse mehr und bessere dialogische Zusammenarbeit zwischen haupt-

amtlichen Mitarbeitern und ehrenamtlich engagierten Laien geben. Die Kirche soll-

5. November

22. Januar

29. April
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te hier nach Meinung des Vorsitzenden Thomas Nickel ein Vorbild sein. Auf keinen

Fall dürfe das Ehrenamt geschwächt werden. Nickel spricht sich für Freistellungen

ehrenamtlich Tätiger, schnellere Entscheidungswege, für die Weiterbildung und

zusätzliche Qualifizierung Ehrenamtlicher aus, finanzielle Abstriche in diesem

Bildungsbereich hält er für ein falsches Signal. In die Debatte der Vollversammlung

zur Krise des Ehrenamtes führt Prof. Eckart Pankoke von der Universität Essen ein

unter dem Titel „Ohne Ehrenamt ist kein Staat zu machen“. Der Soziologe analy-

siert, dass sich die Bereitschaft zum unentgeltlichen Einsatz von langfristiger

Bindung zum punktuellen Engagement verändert habe. Für die Strukturen kirchli-

cher Umgangsformen schlägt Pankoke statt hierarchischer Stufen die „Offenheit

von Zellen“ vor, nach der alle eingeladen seien, sich mit ihren Fähigkeiten in die ge-

meinsame Sache einzubringen.

Zum ersten Mal wird der „Anton-Roesen-Preis“ verliehen. Aus 31 Bewerbungen

wählt die Jury unter Vorsitz von Joachim Sikora, Direktor des Katholisch-Sozialen

Instituts in Bad Honnef, die ökumenische Initiative der Gemeinden in Köln-

Höhenberg und Köln-Vingst als ersten Preisträger: Gemeinsam mit der evangeli-

schen Gemeinde organisieren die katholischen Pfarreien in einem sozialen

Brennpunkt das Feriencamp „Hö-Vi-Land“ für bis zu 400 Kindern und mit dem

„Spielebus“ ein ständiges Freizeitangebot für die Kinder der beiden Kölner

Vororte. Das Preisgeld von 5.000 Mark kommt den Projekten zugute. Der zweite

Preis, ausgestattet mit 3.000 Mark, geht an die Pfarrei St. Nikolaus in Rösrath für

ihre Einrichtung „Mütter in Not“. Der Preis mache, erläutert Thomas Nickel, auf-

merksam „auf das gesellschaftspolitische Engagement und den Weltauftrag der

Pfarrgemeinderäte“. Die weiteren Projekte im Wettbewerb reichen von Partner-

schaften mit Gemeinden in Entwicklungsländern über Initiativen in Krisengebieten

wie dem Balkan bis zu Hilfen für Asylbewerber und Aussiedler.

Der Diözesanrat kritisiert das Kruzifix-Urteil des Bundesverfassungsgerichts; da-

nach sind Kreuze in Klassenzimmern staatlicher Pflichtschulen nicht vereinbar mit

dem Gebot weltanschaulich-religiöser Neutralität des Staates. Christen fühlten

sich durch den Richterspruch in ihrem Glauben „gedemütigt“, betont Thomas

Nickel. Der Vorsitzende wertet das Urteil als Herausforderung, in der pluralisti-

schen Gesellschaft „Mut zum Bekenntnis“ zu zeigen. Es zwinge dazu, die eigenen

Standpunkte „in einem Dialog einzubringen, der von Toleranz geprägt sein muss“.

Mit dem Hinweis auf das Kölner Pastoralgespräch bezieht der Diözesanrat

Stellung gegen das „Kirchenvolksbegehren“, mit dem die Initiative „Wir sind

Kirche“ Unterschriften für mehr Dialog in der Kirche, Zulassung von Frauen zum

geistlichen Amt, die Aufhebung des Pflichtzölibats und eine positive Bewertung

14. Juli

25. August

1. September
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menschlicher Sexualität sammeln will. Zwar deckten sich solche „Erwartungen

nach einer kirchlichen Reform“ mit Auffassungen im Diözesanrat, begründet

Vorsitzender Nickel, „aber allein über die Form des Protestes wird keine

Verständigung möglich sein“. Die Kölner Katholikenvertretung hält danach das

Pastoralgespräch mit seinem offenen Dialog auch über strittige Fragen für einen

Weg, „der weit über das ,Kirchenvolksbegehren’ hinausweist“. Nickel fordert die

Pfarrgemeinderäte und alle Verantwortlichen in der Kirche von Köln auf, „den kon-

struktiven Dialog fortzuführen“. – Das „Kirchenvolksbegehren“ sammelt zur Unter-

stützung der aufgestellten Forderungen 1,8 Millionen Unterschriften, darunter 1,5

Millionen von Katholiken.

Weil immer mehr Schülerinnen und Schüler sich vom Religionsunterricht ab-

melden, sieht sich der Diözesanrat veranlasst, für die Schulen in Nordrhein-

Westfalen die Einführung eines Unterrichtsfaches zu fordern, das Fragen der Ethik

und der vergleichenden Religionskunde behandelt. Es soll alle, die nicht am Reli-

gionsunterricht teilnehmen, mit Vorstellungen vertraut machen, „die Grundlagen

und Wurzeln abendländischen Denkens, Grundlagen auch unterschiedlicher

Wertgefüge und damit zugleich Basis für Toleranz und ethisch verantwortbaren

Umgang mit der den Menschen anvertrauten Welt sind“.

Der Hauptausschuss befasst sich mit dem Karlsruher Kruzifix-Urteil und bestätigt

die bereits unmittelbar nach dem Richterspruch ergangene kritische Stellung-

nahme. Der Leiter des Katholischen Büros in Bonn, Prälat Paul Bocklet, skizziert

das gewandelte, differenzierte Verhältnis der Kirche zu den Grünen. In vielen

Forderungen der ökologischen Partei gebe es Übereinstimmungen, so in der Asyl-

und Ausländerpolitik, in Fragen der Entwicklungspolitik und in der Menschen-

rechtsthematik sowie beim Umweltschutz. Beim Stichwort „soziale Gerechtigkeit“

beklagten die Grünen ebenso wie die Kirche „eine fortschreitende Entsolidari-

sierung in der Gesellschaft“, so Bocklet. Die Forderung der Grünen nach Abschaf-

fung der Kirchensteuer und der staatlichen Finanzierung der Militärseelsorge

lehne die Kirche allerdings entschieden ab. Zugleich zeigten sich erhebliche

Differenzen bei der Bewertung von Schwangerschaftsabbrüchen. Zwar gebe es in

der Partei nach wie vor antikirchliche Tendenzen, doch sei der Dialog zwischen der

Kirche und den Grünen „unverzichtbar“.

In seinem Jahresrückblick hebt Thomas Nickel beim Neujahrsempfang für den

Diözesanrat besonders hervor, dass das Pastoralgespräch von einem „von unten

nach oben freimütigen und offenen Dialog“ gekennzeichnet sei. Daher habe man

9. Oktober

4. November

7. Januar
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ein „zweites Dialogforum“ durch das Kirchenvolksbegehren nicht für erforderlich

angesehen. Die Christen seien aufgefordert, Themen anzusprechen, „die in der

Gesellschaft nicht vorkommen“. Denn die deutsche Gesellschaft sei im Begriff,

„von der christlichen Kultur Abschied zu nehmen“. Nickel wertet das Kruzifix-

Urteil, die „legalisierte Abtreibung“ und das „Liebäugeln mit der Euthanasie“ als

Anzeichen für diese Entwicklung. Der Diözesanrat werde „alle Hände voll zu tun

haben“, stimmt Kardinal Meisner zu, „dem Bösen zu wehren und das Gute durch-

zusetzen“. Insbesondere den Medien wirft der Erzbischof vor, „Blasphemie,

Gotteslästerung und Verunglimpfung des Christentums“ zu verbreiten.

Zum Abschluss des Pastoralgesprächs am 9. März bezeichnet Thomas Nickel in

einem Interview mit der Kirchenzeitung diesen Prozess als einen gelungenen

Dialog. Kein Thema, auch nicht das strittigste, sei „unter den Teppich gekehrt“

worden. Man habe in allen Fragen gute Kompromisse gefunden. Der Diözesanrat

sei ein Mitinitiator des Pastoralgesprächs gewesen und habe intensiv mitgear-

beitet. Die Aufgabe der Katholikenvertretung sei es, einerseits im neuen Pastoral-

rat darauf hinzuwirken, dass die Voten weiter behandelt werden, zum anderen auf

dieser Grundlage die Satzung für die Pfarrgemeinderäte zu überarbeiten und wei-

terhin die Ergebnisses des Pastoralgesprächs in die Gemeinden zu vermitteln,

denn dort müsse der Dialog weitergeführt werden.

Als erste Konsequenzen aus dem Pastoralgespräch werde eine Frauenkom-

mission des Erzbistums eingesetzt und eine Überarbeitung des „Gotteslob“ in frau-

engerechte Sprache vorgesehen, informiert Prälat Heiner Koch die Vollversamm-

lung. Der Leiter der Hauptabteilung Seelsorge versichert, dass die Bistumsleitung

die verabschiedeten Voten sehr schnell umzusetzen wolle. Der angestoßene

Prozess sei auf allen Ebenen fortzuführen, nicht zuletzt in den Gemeinden, so

Koch. Werner Höbsch, Sektenbeauftragter des Erzbistums, berichtet, dass die

Szene sich gewandelt habe, da sie vielfältiger und damit unübersichtlicher gewor-

den sei. Die Sekten würden nicht mehr nur bei Jugendlichen, sondern auch bei

Erwachsenen und älteren Menschen Anhänger werben. Höbsch plädiert für eine

intensive Beobachtung und offensive Auseinandersetzung. – Aus der Hand von

Kardinal Meisner erhält der Euskirchener Kreiskatholikenrat für seine Initiative

„Jungen Leuten eine Chance“ den Anton-Roesen-Preis. Den zweiten Preis teilen

sich die Pfarrei St. Nikolaus in Bensberg für ihre Asylanten- und Flüchtlingshilfe

„Wir leben den Frieden“ und der gemeinsame Ökologie-Ausschuss mehrerer

Kerpener Gemeinden.

2. Februar

20. April
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28. Juni

9. Juli

28. September

Der Diözesanrat protestiert dagegen, dass eine geplante Erhöhung des Kinder-

geldes zugunsten der Finanzierung eines Beschäftigungsprogramms verschoben

werden soll. „Wir sehen dadurch das Vertrauen in die Zuverlässigkeit der Familien-

förderung der Bundesregierung erschüttert.“ Die Grundsätze von Gerechtigkeit

und Solidarität würden unterhöhlt, erklärt die Katholikenvertretung.

Als Menschenrechtsverletzung bewertet der Diözesanrat das Urteil eines Gerichts

in Kuwait, dass einen Einwohner nach seinem Übertritt zum Christentum zum „Ab-

trünnigen“ erklärt hat, was einem Todesurteil gleichkomme. Christen und

Muslime werden aufgefordert, sich für den Betroffenen und für die Einhaltung der

verfassungsmäßigen Religionsfreiheit in Kuwait einzusetzen.

Der fünfte Diözesantag für Pfarrgemeinderäte berät mit rund 750 Teilnehmern aus

über 300 Gemeinden, wie die Kirche für die Zukunft zu gestalten sei. Zur themati-

schen Einführung betont der Bonner Pastoraltheologe Walter Fürst, die

Erneuerung der Kirche werde „nicht allein von oben her“ gelingen, „sondern muss

von der Basis ausgehen“. Ein autoritär dirigierender Führungsstil fördere weder

die notwendige geistliche noch die strukturelle Gemeindeerneuerung. Der „mün-

dige Laie ist kein Lakai“, fordert Fürst die mitverantwortliche Einbeziehung in die

Leitung einer Gemeinde ein, die sich, dezentral organisiert, in ein Netzwerk mit an-

deren Gemeinden einbindet. Mit dem Diözesantag wollten sich Pfarrgemeinderäte

„über Wege und Ziele verständigen, wie das Pastoralgespräch geerdet werden

kann“, erläutert Thomas Nickel. Der Austausch von Erfahrungen und Anregungen,
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ergänzt der geschäftsführende Vorsitzende Hans Deckers, solle helfen auszuloten,

„was für jede einzelne Gemeinde wichtig ist“. Kardinal Meisner wünscht sich, dass

weniger über Strukturen, vielmehr über pastorale Inhalte nachgedacht werde.

Theoretiker gebe es in der Kirche genug, „wir brauchen Praktiker, die anpacken“.

Für die Wertorientierung der Gesell-

schaft seien die Kirchen unverzichtbar,

meint vom Allensbacher

Institut für Demoskopie. Anlass ihrer

Analyse zum Standort der Kirche ist das

50jährige Bestehen des Diözesanrates,

das mit einem Festakt im Bensberger

Kardinal-Schulte-Haus begangen wird.

Die zunehmend verunsicherten Men-

schen suchten nach Orientierung, die

ihnen die Kirchen bieten könnten, wenn

sie selbst Vertrauen in die eigene Zukunft

hätten und sich nicht durch sinkende

Gottesdienstbesucherzahlen und Kir-

9. November

Renate Köcher
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chenaustritte irritieren ließen. Zwar sei, so Köcher, das soziale Engagement der

Kirchen wichtig, sie müssten aber deutlich machen, dass ihr diakonisches Handeln

aus der Motivation des Glaubens erfolge. Seit fünf Jahrzehnten habe der Diözesan-

rat das Ohr am Puls der Zeit, bilanziert der Vorsitzende und ver-

weist auf die unzähligen Stellungnahmen zu kirchlichen, politischen und gesell-

schaftlichen Problemen. Kardinal Meisner ermutigt mit seinem Dank an die Katho-

likenvertretung, in Gesellschaft und Staat die Werte des Evangeliums einzubrin-

gen, damit der christliche Geist erneuert werde und erhalten bleibe. Bischofsvikar

Prälat Schöller fordert den Diözesanrat auf, weiterhin Sprachlosigkeiten zu über-

winden und glaubwürdig Zeugnis abzulegen.

Mit einem eigenen Grundsicherungsmodell, das der Sachausschuss „Gesell-

schaft, Staat, Wirtschaft“ entworfen hat, steigt der Diözesanrat in die Diskussion

um eine notwendige Reform der Alterssicherung ein. Mit der anhaltenden

Massenarbeitslosigkeit, der Überalterung der Gesellschaft und ausbleibendem

Nachwuchs sei das derzeitige Umlageverfahren nicht mehr nachhaltig zu gestal-

ten. Das Modell sieht eine steuerfinanzierte Grundsicherung für alle, eine stärkere

Eigenvorsorge und eine höhere Anrechnung von Familienarbeit und Kinder-

erziehung für Altersrenten vor.

Thomas Nickel

12. Januar



19. Januar

Hans Deckers

Norbert Michels
,

1. Februar

12. April

„Wo das Kreuz aus Klassenzimmern und Religionsunterricht aus Schulen ver-

schwinden“, warnt Thomas Nickel beim Neujahrsempfang, stünden bald auch

christliche Grundsätze der Verfassung zur Disposition. Der Vorsitzende weist die

Düsseldorfer Landesregierung auf den Widerspruch hin, einerseits die Kirchen um

Mithilfe gegen Gewalt auf den Schulhöfen zu bitten, andererseits den wertever-

mittelnden Religionsunterricht zu kürzen. Christen müssten, wie Nickel fordert,

den Trend zur Säkularisierung aufzuhalten suchen. Es sei für die Deutschen ein

„Gebot der Stunde, mit weniger Wohlstand zu rechnen“, ruft Kardinal Meisner zur

Abkehr von Genusssucht und Habgier auf. In der Beachtung christlicher Tugenden

könne der Mensch neuen Lebenssinn finden. Der Empfang steht im Zeichen der

Verabschiedung des geschäftsführenden Vorsitzenden (links) in

den Ruhestand. Mit seinem 28jährigen Dienst für den Diö-

zesanrat sei Deckers ein „Fels in der Brandung“ gewesen und

die Personifizierung des Diözesanrates geworden, würdigt

Nickels seine Verdienste. Kardinal Meisner dankt mit der

Verleihung der Maternusplakette, der höchsten Auszeich-

nung des Erzbistums. – Seit Jahresbeginn ist

(rechts) zuvor für den Caritasverband in Düsseldorf tätig, mit

der Geschäftsführung des Diözesanrates beauftragt.

Der Hauptausschuss berät über eine neue Pfarrgemeinderats-Satzung, die die

Voten des Pastoralgespräch berücksichtigen soll. Sie sieht ein ausdrückliches

Anhörungsrecht des Laiengremiums in pastoralen Fragen wie der Gestaltung von

Gottesdiensten und der Ausgestaltung von Kirchen vor. Präziser geregelt wird die

Zusammenarbeit zwischen Pfarrgemeinderat und Kirchenvorstand. Bei sozialen

Aktivitäten ist der Pfarrgemeinderat eigenständig und nicht auf das Einverständ-

nis des Pfarrers angewiesen. Entsprechend den Überlegungen beim Pastoral-

gespräch können mehrere Gemeinden einen gemeinsamen Pfarrgemeinderat

bilden. – „Das Gremium wird aufgewertet“, bewertet Geschäftsführer Norbert

Michels die Satzung, sie sei ein „Schritt in die richtige Richtung“. Im Juni setzt

Kardinal Meisner die neue Pfarrgemeinderatssatzung in Kraft.

Die Vollversammlung erörtert das in der Öffentlichkeit viel diskutierte Thema der

strafrechtlichen Ahndung von Gotteslästerung. Der Rechtsanwalt Friedrich Graf

von Westphalen erläutert den Mitgliedern, dass der weltanschaulich neutrale

Staat christlichen Anschauungen keinen höheren Stellenwert zumessen könne,

und fordert die Christen auf, in Fällen öffentlicher Gotteslästerung nicht nach dem
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Schutz des Staates zu rufen, sondern deutlicher selbst zu protestieren. In seinem

Rechenschaftsbericht bilanziert Vorsitzender Nickel die Arbeit der Sachaus-

schüsse: „Es muss uns besonders darum gehen, gesellschaftliche Wunden offen

zu legen.“ Mit ihren Stellungnahmen wolle die Katholikenvertretung „Stachel im

Fleisch“ von Politik und Gesellschaft bleiben.

Für ein weltweites Verbot des Klonens von Menschen verlangt der Diözesanrat

eine entsprechende Initiative der Bundesregierung. Die Entwicklung neuer medizi-

nischer Techniken dürfe nicht als Deckmantel für ethisch nicht vertretbare Experi-

mente missbraucht werden. Die Katholikenvertretung rückt das Problem in den

Zusammenhang der Missachtung von menschlichem Leben, wie sie sich in Über-

griffen gegen Ausländer, in ethnisch begründeten Konflikten, in Gleichgültigkeit ge-

genüber alten Menschen und in der Vernachlässigung von Kindern, in der Tötung

ungeborenen Lebens und der Manipulation mit menschlichen Embryonen zeige.

Bei einem Gespräch mit dem Vorstand des Diözesanrates erklärt Kardinal Meisner,

sich in gesellschaftspolitischen Fragen künftig stärker von der Vertretung der Laien

beraten zu lassen. Auch sollen Mitglieder des Diözesanrates an dem jährlichen

Treffen des Erzbischofs mit Bundes- und Landespolitikern teilnehmen. Die Zusam-

menarbeit mit dem Pastoralrat sei zu intensivieren, stimmen beide Seiten überein,

um die Auffassungen der Laien zu innerkirchlichen Fragen in Entscheidungen ein-

zubeziehen.

Zu den Pfarrgemeinderatswahlen unter dem Motto „Jede Stimme bringt Bewe-

gung“ macht Geschäftsführer Michels großes Interesse sowohl bei bisherigen

Mitgliedern aus wie bei Katholiken, die sich neu engagieren wollen. „Wir müssen

es schaffen, die ehrenamtliche Arbeit auf mehrere Schultern zu verteilen“, um

Überlastung einzelner zu vermeiden. Im September hat die Geschäftsstelle eine

Telefon-Hotline eingerichtet, um Fragen rund um die Wahlen zu beantworten. Am

Wahlsonntag wird ein „Wahlstudio“ eingerichtet, damit die örtlichen Wahlaus-

schüsse die Ergebnisse direkt nach der Auszählung mitteilen können. Die Wahl-

beteiligung, bezogen auf die Kirchenbesucherzahl, steigt um drei auf 51 Prozent.

Ebenso steigt die Zahl der gewählten Mitglieder zwischen 16 und 45 Jahren. 55

Prozent der Gewählten sind Frauen. 60 Prozent der Gewählten sind erstmals in

einem Pfarrgemeinderat.

Gegen die Abschaffung „geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse“ führt der Diö-

zesanrat ins Feld, dass damit keine zusätzlichen Arbeitsplätze geschaffen werden.

30. April

23. Oktober

25.–26. Oktober

3. November

148



Bei Betrieben, die mit geringfügiger Beschäftigung ihre Personalkosten senkten,

müssten die ökonomischen Vorteile abgeschöpft werden, um einem Missbrauch

der gesetzlichen Möglichkeiten zugunsten Arbeitsloser zu begegnen. Der Solidari-

tätsfonds des Diözesanrates fördert 1997 zwölf Projekte und übersteigt damit seit

dem Bestehen die Zahl von 100 unterstützter Maßnahmen. In Nordrhein-Westfalen

sind fast 100.000 Jugendliche ohne Arbeitsplatz sowie mehr als 350.000 Langzeit-

arbeitslose registriert. Hinter jeder Ziffer verberge sich ein Schicksal, kommentiert

Geschäftsführer Michels, mit seinem Fonds wolle der Diözesanrat dazu beitragen,

„dass die Gesichter der einzelnen Menschen nicht hinter Zahlen verschwinden“.

Mit dem im Februar veröffentlichten Sozialwort der Kirchen befasst sich der

Hauptausschuss unter der Frage, wie die Laiengremien dessen Umsetzung leisten

können. „Der christliche Laie als Weltfachmann ist nun gefragt“, meint der Profes-

sor für katholische Soziallehre Bernhard Sutor, Eichstätt, und plädiert dafür, die

Globalisierung als chancenreichen Prozess zu werten. Skeptisch zeigt sich der

Direktor des Katholisch-Sozialen Instituts Joachim Sikora: Da immer mehr Ar-

beitsplätze wegfielen, werde das gegenwärtige Sozialsystem zerbrechen. Daher

müssten „auf lokaler Ebene neue soziale Netze“ gebildet werden.

Bereits vier Tage, nachdem im Vatikan die „Instruktion zu einigen Fragen über die

Mitarbeit der Laien am Dienst der Priester“ veröffentlicht wurde, meldet sich der

Diözesanrat zu Wort. Gegen Verunsicherungen über eingeschränkte Befugnisse

der Pfarrgemeinderäte stellt sich die Katholikenvertretung auf den Standpunkt,

den bereits die Deutsche Bischofskonferenz zum Kirchenrechtsbuch von 1983 ein-

genommen hat: Danach ist der Pfarrgemeinderat nicht identisch mit dem Pfarr-

Pastoralrat in den vatikanischen Veröffentlichungen. Er behält entsprechend dem

„Kölner Modell“ die Doppelstruktur, sowohl die Koordination des Laienaposto-

lates für dessen Weltauftrag zu leisten wie auch den Pfarrer in pastoralen Angele-

genheiten zu beraten. Der Diözesanrat ermutigt die Pfarrgemeinderäte, sich wei-

terhin gesellschaftspolitisch zu engagieren wie auch das satzungsgemäße Bera-

tungsrecht in pastoralen Fragen gegenüber den Pfarrgeistlichen wahrzunehmen.

Die „geweihten Amtsträger“ werden aufgefordert, „das Engagement des Volkes

Gottes ernst- und anzunehmen“.

Beim Neujahrsempfang spricht Thomas Nickel die Auseinandersetzung um die

kirchliche Mitwirkung am staatlichen Beratungssystem für Schwangere in

Konfliktsituationen an. Im Blick auf eine zu erwartende vatikanische Entscheidung

wünscht der Diözesanratsvorsitzende, „dass uns der Konflikt, aus der bisherigen

8. November

17. November

11. Januar

149

1998



Beratungspraxis – nämlich auch den sogenannten Beratungsschein ausstellen zu

können – erspart bleibt“. Auf jeden Fall müssten die katholischen Beratungsstellen

erhalten und sogar stärker als bislang unterstützt werden. Zur Kritik Kardinal

Meisners, nicht alle katholischen Verbände entsprächen noch dem „katholischen

Verständnis“, sieht Nickel „dringend“ weiteren Gesprächsbedarf, damit der

Diözesanrat und die angesprochenen Organisationen mit dem Vorwurf „richtig

umgehen“ könnten.

Erleichtert reagiert der Diözesanrat auf die Erklärung des Ständigen Rates der

Bischofskonferenz, die Kirche wolle im staatlichen System der Schwanger-

schaftsberatung bleiben. Trotz aller Vorbehalte habe sich die Katholikenvertretung

stets dafür ausgesprochen. Thomas Nickel weist darauf hin, dass auch über 90

Prozent der Delegierten des Pastoralgesprächs dafür votiert hätten. Der Kölner

Erzbischof sei wie alle deutschen Bischöfe aufgerufen, „nach tragfähigen

Lösungen zu suchen, dass der Nachweis einer Beratung auf andere Weise geregelt

wird“. – Im Erzbistum Köln haben sich nach der Statistik für 1996 fast 7.400 Frauen

in den 24 katholischen Einrichtungen beraten lassen. Die Zahl der Pflicht-

beratungen, die dem Lebensschutz ungeborener Kinder und der Überwindung

von Konfliktsituationen werdender Mütter dienen, nimmt nach Angabe des

Diözesanrats ständig zu.

In der Thomas-Morus-Akademie findet die 1000. Klausurtagung für Pfarrge-

meinderäte statt, die das zuständige Referat des Diözesanrates organisiert und

durchführt.

Auf europäischer Ebene beginnt die Debatte über einen Verfassungsvertrag für

die Europäische Union. Damit einher geht eine Auseinandersetzung über die

Frage nach der christlichen Prägung der EU. Daher stellt sich die Vollversammlung

die Frage nach dem gesellschaftspolitischen Auftrag der Kirchen im vereinten

Europa. In die Thematik führt der frühere Bundstagspräsident und Vatikan-

botschafter ein. Der CDU-Politiker bezieht sich auf Johannes

Paul II., der in seiner Enzyklika „Ut unum sint“ die Ökumene der Kirchen und die

Einigung Europas miteinander verschränkt: „Nur wenn die christlichen Kirchen

in Europa entschieden auf dem Weg der Einheit in versöhnter Verschiedenheit

voranschreiten, können sie wesentlich dazu beitragen, dass Europa auch eine

versöhnte Verschiedenheit von Völkern und Kulturen wird.“ Jenninger zieht da-

raus den Schluss, es liege am gemeinsamen Engagement der Christen, ob Europa

sich künftig als Wertegemeinschaft wesentlich am christlichen Menschenbild

orientiere. Als Grundlage für den Einsatz der katholischen Laiengremien empfiehlt

Jenninger die christliche Sozial- und Gesellschaftslehre.

29. Januar

31. Januar

9. Mai

Philipp Jenninger
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15. Juni

15. Juli

19. September

Der Diözesanrat protestiert gegen Pläne der nordrhein-westfälischen

Landesregierung, die Finanzmittel für Krippen- und Hortplätze zu kürzen. Davon

würden besonders jene betroffen, die aufgrund ihrer familiären Situation auf sol-

che Einrichtungen für ihre Kinder angewiesen seien, besonders alleinerziehende

Mütter und Eltern mit geringen Einkommen. Zudem werde, so die Erklärung, „die

gebotene Hilfestellung für ungewollt schwangere Frauen, die sich trotz ihrer

schwierigen Situation für das Kind entschieden haben, weiter eingeengt“.

Nach Vorarbeiten mehrerer Sachausschüsse stellt der Diözesanrat zur Bundes-

tagswahl „Wahlprüfsteine“ auf, die sich mit den Politikbereichen Arbeit, Soziales

und Wirtschaft; Ehe und Familie; Entwicklung, Umwelt und Ökologie; ausländi-

sche Mitbürger; Medien befassen. Die Stichworte zu diesen Politikfeldern konfron-

tieren den Ist-Stand mit den Forderungen der Katholiken an künftige Umset-

zungen. Die Wahlprüfsteine dienen den Dekanats- und Katholikenräten sowie den

Pfarrgemeinderäten für eigene Initiativen und Aktionen mit den Bundestags-

kandidaten. – Bei der Bundestagswahl verlieren die Unionsparteien erheblich an

Stimmen, die Sozialdemokraten können hinzugewinnen. Die Ära des seit 1982

amtierenden Bundeskanzlers Helmut Kohl geht

damit zu Ende, Regierungschef einer rot-grünen

Koalition wird Gerhard Schröder. Katholiken kri-

tisieren zur Regierungsbildung, dass zahlreiche

Minister ihren Amtseid ohne die Anrufung

Gottes leisten.

Der 6. Diözesantag für Pfarrgemeinderäte wird

als Bibeltag unter dem Motto „Worte zum Leben

hast Du uns gegeben“ veranstaltet und von rund

450 Pfarrgemeinderatsmitgliedern besucht. In

einem betont geistlich gestalteten Rahmen sol-

len die Teilnehmerinnen und Teilnehmer in der

vermeintlich gut bekannten Heiligen Schrift an

neue Aspekte herangeführt werden.
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8. Dezember

17. Januar

Zum Abschluss des Domjubiläums zur Grundsteinlegung vor 750 Jahren unter-

zeichnen der Vorsitzende des Diözesanrates, Thomas Nickel, und der Erzbischof,

Kardinal Joachim Meisner, das „Kölner Manifest“. Es ruft die Christen eindring-

lich zum sozialen Engagement in Staat und Gesellschaft auf. „Wie der Dom nicht

ohne tiefes und starkes Fundament die Jahrhunderte hätte überdauern können,

kann auch unsere heutige Gesellschaft nicht ohne wirklich tragfähiges Funda-

ment überleben“, wird der Zusammenhang des sozialpolitischen Appells mit

dem Jubiläum hergestellt. Eine „zukunftsfähige Gesellschaftsordnung“ und eine

„menschenwürdige Welt“ könne auf den Beitrag der Christen nicht verzichten.

Das Manifest belässt es nicht, wie vergleichbare feierliche Erklärungen sonst, bei

theoretischen Aufrufen, sondern enthält praktische Anregungen für die Laien-

gremien, sie umzusetzen. Hingewiesen wird auf die beispielhaften Initiativen von

Pfarrgemeinden, die durch den Anton-Roesen-Preis ausgezeichnet wor-

den sind. Joachim Sikora, der das Manifest mit erarbeitet

hat, begründet: „Die gesellschaftspoliti-

sche Initiative beginnt

in kleinen Schritten vor

Ort.“

Beim Neujahrsempfang für

den Diözesanrat unterzeich-

nen Vorsitzender Thomas

Nickel und Kardinal Joachim

Meisner den Aufruf zum Er-

lassjahr 2000; damit schließt

sich das Erzbistum der bun-

desweiten Initiative an, die ei-

nen weitreichenden Schulden-

erlass für die armen Länder for-

dert. Adressat der Kampagne ist

der Weltwirtschaftsgipfel im Juni

in Köln. Man dürfe sich nicht da-

mit abfinden, begründet der

Diözesanrat seine Unterstützung

derKampagne, „dass eine Milliarde

Menschen die Jahrtausendwende

in lebensbedrohender Armut erle-

ben, während ihre Länder wegen
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Auslandsschulden riesige Zahlungen an Regierungen und Banken im Norden so-

wie an internationale Finanzinstitutionen leisten“. Im April appelliert Nickel brieflich

an Bundeskanzler Schröder, den deutschen Beitrag zum Schuldenerlass daran zu

messen, was Deutschland 1953 an Kürzung von Verbindlichkeiten erfahren habe. –

Beim Weltwirtschaftsgipfel präsentiert die Kampagne zwei Millionen Unter-

schriften für einen Schuldenerlass. Besonders beeindruckt zeigen sich die in Köln

versammelten Staat- und Regierungschefs von der kilometerlangen Menschen-

kette mit rund 80.000 Teilnehmern, in die sich auch führende Mitglieder des

Diözesanrates und Kardinal Meisner einreihen.

Zum ersten „Abend der Sachausschüsse“ lädt der Diözesanrat ins Kölner

Maternus-Haus. 150 Mitglieder der zwölf Sachausschüsse, Kommissionen und

Arbeitsgruppen nehmen den Dank für die geleistete ehrenamtliche Arbeit entge-

gen. Dieses Engagement, das einen wesentlichen Teil der Bemühungen des

Diözesanrates um das gesellschaftspolitische Wirken ausmacht, kann nach

Ansicht des Vorstandes kaum hoch genug eingeschätzt werden. Bischofsvikar

Prälat Schöller mahnt, über die Sacharbeit die geistliche Dimension des Enga-

gements nicht zu übersehen.

Vor der Vollversammlung bezeichnet der stellvertretende Vorsitzende der

CDU/CSU-Fraktion im Bundestag, das C im Namen seiner Partei

als Selbstverpflichtung und Bekenntnis. Kritische oder gutgemeinte Ratschläge,

das C zu streichen, weist der Unionspolitiker zurück. Das Bewusstsein der „Verant-

wortung vor Gott und den Menschen“, wie sie in der Präambel des Grundgesetzes

festgeschrieben sei, gehöre zu dem, „was eine Gesellschaft zusammenhält“, es

bestärke den Grundkonsens, der die politischen Lager über alle Unterschiede hin-

weg eint, erläutert der spätere Ministerpräsident in Nordrhein-Westfalen unter

dem Titel „Christliche Werte in der Politik“. Deren Wirksamkeit hängt nach Ansicht

von Rüttgers allerdings daran, dass Christen sich in der Politik engagieren. Die

Kirche könne nicht erwarten, dass der Staat ihre ethischen Vorstellungen durch-

zusetzen habe.

Zur Wahl des Europäischen Parlaments ruft der Diözesanrat die Katholiken zur star-

ken Beteiligung auf. Die Katholikenvertretung fordert mehr Bürgernähe der EU und

stärkere Einflussmöglichkeiten des Parlaments auf die politischen Entschei-

dungen der Union. Die künftige europäische Politik müsse das Sozialmodell wei-

terentwickeln, die Familienpolitik gerechter gestalten und die Umweltpolitik ver-

bessern. – Zur Kommunalwahl am 12. September gibt der Diözesanrat kurz darauf

eine Arbeitshilfe für die lokalen Laiengremien heraus, die unter dem Titel „Aktion:

3. Februar

8. Mai

Jürgen Rüttgers

13. Juni
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Bürger fragen Politiker“ zur Prüfung der Kandidaten anregen soll. Es sei die

Aufgabe der Laienräte, „möglichst viele Wählerinnen und Wähler zum Urnengang

zu bewegen“.

In einer Erklärung bedauert der Diözesanrat den Ausstieg der deutschen Bischöfe

aus dem staatlichen System der Beratung von Schwangeren in Konflikt-

situationen. Für das Erzbistum fordert die Katholikenvertretung, „dass die gute

und erfolgreiche Arbeit der katholischen Beratungsstellen und das fachkompeten-

te Engagement der Beraterinnen aufrecht erhalten wird“. Der Diözesanrat dankt

den Beraterinnen für ihren „großen menschlichen Einsatz zum Schutz des Lebens

und für die in Not und Konflikt geratenen Frauen“. Man werde alle Möglichkeiten

prüfen, „dass auch künftig im Sinne einer christlichen Entscheidung zum Schutz

des Lebens gegebenenfalls auch in ,freien Initiativen’ eine gesetzlich anerkannte

Beratung möglich ist“. Mit Blick auf die erwartete, zwei Tage später erfolgende

Gründung von „Donum vitae“ erklärt der Diözesanrat, „die sich entwickelnden

Initiativen mit aller uns zur Verfügung stehenden Kraft“ zu unterstützen.

Die am 31. Oktober bevorstehende Unterzeichnung der „Gemeinsamen Erklärung

zur Rechtfertigungslehre“ der katholischen Kirche und des Lutherischen Welt-

bundes bezeichnet der Sachausschuss „Ökumene“ für den Diözesanrat als „einen

entscheidenden Schritt zur Überwindung der Kirchenspaltung“. Die ökumeni-

schen Arbeitskreise in den Gemeinden und die katholischen Seelsorger werden

aufgerufen, das Ereignis am Reformationstag in geeigneter Form zu feiern.

Der Hauptausschuss schlägt dem Vorstand eine groß angelegte Unterschriften-

aktion zum Schutz von Sonn- und Feiertagen vor. Dieses „Kulturgut unserer

Gesellschaft“ dürfe nicht rein ökonomischen Interessen preisgegeben werden.

Freiheit des Marktes, des unbeschränkten Konsums, der ungehinderten Produk-

tion und des grenzenlosen Kapitalverkehrs ist nach Ansicht des Münchener Prof.

Karl-Heinz Geißler ein Scheinbegriff von Freiheit, der in Wirklichkeit Freiheit redu-

ziere. Da der Sozialpädagoge den grundsätzlich verkaufsoffenen Sonntag kom-

men sieht, hält er es für die Aufgabe der Kirchen, das „immer knapper und immer

wertvoller werdende Gut“ der Muße und der Ruhe für die Gesellschaft zu bewah-

ren. – Bereits im August hat der Diözesanrat „in aller Schärfe“ die Ausdehnung von

Ladenöffnungszeiten auf den Sonntag abgelehnt. Der Schutz von Feiertagen sei

„kein rechtsfreier Raum“, da er vom Grundgesetz geboten sei. Die Katholiken-

vertretung setze sich dafür ein, dass alle Menschen den Sonntag als einen „Tag

des Mehr-Mensch-Werdens“ gestalten könnten.

22. September

23. September

12.–13. November
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3.– 4. Dezember

16. Januar

6. Mai

26. Mai

Nach der Klausurtagung des Vorstands bekräftigt der Diözesanrat seine Stellung-

nahme zum Ende der kirchlichen Mitwirkung am staatlichen System der Schwan-

gerenberatung und erklärt seine Unterstützung zur „Bildung einer Initiativgruppe

,Donum vitae’ für den Bereich des Erzbistums Köln“, die vom Diözesanrat unab-

hängig sein solle. Bis zu Beschlüssen des Ständigen Rates der Bischofskonferenz

im Januar in dieser Sache will die Kölner Katholikenvertretung jedoch nicht tätig

werden. Konkurrierende Strukturen zu Caritas und Sozialdienst katholischer

Frauen sind je nach Entwicklungen in diesen Organisationen nicht vorgesehen.

Herrscht beim Neujahrsempfang noch Einigkeit zwischen Diözesanrat und Erz-

bischof im Einsatz für den Sonntagsschutz, so tritt bezüglich der Schwangeren-

konfliktberatung eine Kontroverse deutlich zutage. Thomas Nickel hält es für ge-

rechtfertigt, wenn Laien unabhängig von kirchlichen Strukturen die Beratung so

fortsetzen, wie die Bischöfe sie jahrelang praktiziert haben. Kardinal Meisner hin-

gegen ist der Auffassung, dass die Weisung aus Rom, die Bescheinigung einer er-

folgten Beratung nicht mehr auszustellen, nicht nur für Bischöfe und Priester gelte,

sondern auch für Laien. Daher ist die Gründung von „Donum vitae“ für den Erz-

bischof unbeschadet einer weiteren Prüfung theologisch nicht zu vertreten. Der

Diözesanratsvorsitzende betont, über der „unguten Auseinandersetzung der letz-

ten Monate“ zwischen Vertretern gegensätzlicher Auffassungen dürfe nicht über-

sehen werden, „dass alle, ohne Ausnahme, die nach dem besten Weg zur Verhin-

derung von Abtreibungen suchen, das gleiche Ziel haben: Leben zu retten“. Daher

sollte das gegenseitige Misstrauen beendet werden.

Die Vollversammlung befürwortet nach Antrag des Sachausschusses „Frieden,

Entwicklung, Mission“ die Unterstützung des Diözesanrates für den Fairen Handel.

Nur mit knapper Mehrheit stimmt die Versammlung für den Antrag des Sachaus-

schusses „Frauen in Kirche und Gesellschaft“, der den Diözesanrat, die Mitarbeiter

in der Seelsorge, die Gemeinden der Diözese und den Erzbischof von Köln aufruft,

sich für den Diakonat von Frauen einzusetzen. Kardinal Meisner wird ersucht, sich

im Vatikan für eine rasche positive Entscheidung zu verwenden. Der Erzbischof

zeichnet Thomas Nickel mit dem päpstlich verliehenen Ritter-Orden des Heiligen

Gregorius aus. Durch seine Mitwirkung im Vorstand des Diözesanrates seit 1976

und den Vorsitz seit 1986 habe er sich große Verdienste um das Laienapostolat im

Erzbistum und darüber hinaus im ZdK erworben.

Für die Strukturreform der Seelsorge in den Pfarreien will der Diözesanrat ein

Mitentscheidungsrecht für die gewählten Gremien der Gemeinden, den Pfarrge-
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meinderat und den Kirchenvorstand, garantiert wissen. Sie sollen mit darüber be-

finden, in welchen Formen Nachbargemeinden miteinander kooperieren, als

Zusammenschluss, als Pfarrverband oder als Pfarreiengemeinschaft. In seiner

Stellungnahme zu den Vorlagen der Bistumsleitung erklärt der Diözesanrat: „Für

die gesamte Reform muss der Grundsatz der Subsidiarität gelten: Auf die höheren

Ebenen darf und kann nur das übertragen werden, was dort besser als auf der unte-

ren Ebene geleistet werden kann.“ Das Bistum dürfe nicht an sich ziehen, was vor

Ort geschehen könne.

Entschieden wendet sich der Diözesanrat gegen den Vorschlag, den Religions-

unterricht an Berufsschulen abzuschaffen. In einer Zeit, in der Rechtsextremismus

um sich greife, sei es nötig, jungen Menschen Werte zu vermitteln, die zur persön-

licher und sozialer Verantwortung befähigten, begründet die Katholikenver-

tretung. Zu mehr Zivilcourage in der Solidarität mit Ausländern und beim

Engagement gegen Rechtsextremismus ruft der Diözesanrat die Katholiken auf.

Statt schweigend zuzusehen, müssten sie Widerstand leisten gegen Antisemitis-

mus und Rassismus. Das diözesane Laiengremium spricht sich für einen Abbau

von Diskriminierungen von Menschen aus, die in gleichgeschlechtlichen Gemein-

schaften leben. Pläne der Bundesregierung, homosexuelle Verbindungen als „ein-

getragene Lebenspartnerschaften“ rechtlich mit Ehe und Familie gleichzustellen,

stehen nach Ansicht des Diözesanrates allerdings „im Widerspruch zum Grund-

gesetz“. Das angestrebte Ziel könne auch mit privatrechtlichen Regelungen

erreicht werden.

Nach Möglichkeiten, „Gemeinde als Solidargemeinschaft“ zu entwickeln, sucht

der siebte Diözesantag für Pfarrgemeinderäte. Viele Gemeinden beweisen nach

Ansicht von Thomas Nickel mit konkreten Aktionen, dass sie solidarisch handeln.

Kirchen könnten „Trendsetter in Sachen Gerechtigkeit werden“, ist Elisabeth

Jünemann von der Katholischen Fachhochschule Paderborn überzeugt. Arbeits-

lose in der Gemeinde nicht ausgrenzen wie die Gesellschaft, sondern einbeziehen,

Armut in der Nachbarschaft nicht übersehen, sondern wahrnehmen, sind für die

Theologieprofessorin wichtige Ziele solidarischen Handelns. Der Pastoraltheo-

loge Norbert Schuster aus Freiburg beleuchtet gegenwärtige Gemeindestruk-

turen und zieht den Schluss, dass es darauf ankomme, die unterschiedlichen

Fähigkeiten und Anschauungen in das gemeinsames Ziel der Gemeinde einzubin-

den und so eine Gemeinschaft zu bilden. Auf einem „Markt der Möglichkeiten“ wer-

den beispielhafte Solidaritätsinitiativen aus Gemeinden vorgestellt.

August

28. Oktober
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Wie in der Vielfältigkeit

des Patchwork-Musters

(Entwurf W. Michels)

gibt es vielfältige Charismen

bei den ehrenamtlichen

Mitarbeiterinnen

und Mitarbeitern in den

Pfarrgemeinden.



Anwalt einer menschenwürdigen Gesellschaft
(2001–2006)

Immer weiter scheint sich die deutsche Gesellschaft von den Vorstellungen der

Christen, wie die soziale Ordnung menschenwürdig zu gestalten sei, zu entfernen.

Mit großem Engagement versucht der Diözesanrat, dieser Entwicklung gegenzu-

steuern. Indem er aktuelle Fragen aufgreift, bringt er dazu die eigene Position in die

öffentliche Debatte, oft mit Erfolg, wie die Berichterstattung durch die Medien be-

legt. Die Katholikenvertretung versteht sich und agiert dabei als Anwalt für

Menschen, die von nachteiligen Entwicklungen und politischen Entscheidungen

betroffen werden. Besonders Familien und Kinder erfahren nachdrückliche

Unterstützung. Innerkirchlich stellen die teils radikalen Strukturveränderungen in

den Gemeinden und auf der Bistumsebene die Mitverantwortung der Laien für die

Kirche auf harte Bewährungsproben.

Übereinstimmend positiv bewerten Diözesanratvorsitzender Thomas Nickel und

Kardinal Joachim Meisner das zurückliegende Heilige Jahr 2000. Beide erinnern

an einige Höhepunkte, Nickel etwa an die Romwallfahrt, zu der mit dem Erzbistum

auch der Diözesanrat eingeladen hatte, der Erzbischof an die für ihn besonders ein-

drucksvollen Treffen des Papstes mit Jugendlichen und mit Behinderten. Zum an-

gebrochenen „Internationalen Jahr der Familie“ mahnt der erste Sprecher der

Laien im Erzbistum die Politik, „die Familie als Ort der gelebten Solidarität zwi-

schen den Generationen angesichts der ökonomischen Benachteiligung“ zu

stärken. Kritisch äußern sich Nickel und Kardinal Meisner zur rechtlichen Auf-

wertung der „Homo-Ehe“ sowie zu aufweichenden Tendenzen beim therapeuti-

schen Klonen und in der Sterbehilfe. Zur anhaltenden Differenz bezüglich der

Schwangerenberatung erwartet der Vorsitzende den Respekt vor der Gewissens-

entscheidung der Betroffenen.

Die Debatte um fragwürdige Entwicklungen in Biomedizin und Gentechnik wird

von der Vollversammlung fortgeführt. Die Mitglieder lassen sich vom thüringi-

schen Ministerpräsidenten Bernhard Vogel erläutern, was in diesen Bereichen ei-

ne Orientierung am christlichen Menschenbild bedeutet. „Nicht die Forschung ist

verwerflich, sondern der Missbrauch der Forschung“, betont der CDU-Politiker. Er

sieht die Aufgabe der Christen darin, einem verantwortungslosen und menschen-

verachtenden Einsatz gentechnologischer Möglichkeiten einen Riegel vorzuschie-

ben. Mit dieser Intention beschließt die Vollversammlung eine Resolution gegen

das niederländische Gesetz, das die aktive Sterbehilfe legalisiert. Es stelle einen

„radikalen Dammbruch“ in der europäischen Werteordnung dar. Dagegen solle

21. Januar

5. Mai
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schwerstkranken Menschen durch „menschliche Nähe und fürsorgliche Beglei-

tung“ das Sterben erleichtert werden. Der Diözesanrat hebt lobend das Wirken der

Hospiz-Bewegung hervor. – Im Juni kritisiert der Diözesanrat den Vorstoß des

Düsseldorfer Ministerpräsidenten Clement, die ungehinderte Forschung an em-

bryonalen Stammzellen zuzulassen.

Die erklärte Absicht der Bundesregierung, durch ihr Aktionsprogramm die Zahl

der Armen in der Welt bis 2015 halbieren zu helfen, werde durch die vorgesehene

Kürzung der Entwicklungshilfe „ad absurdum geführt“, erklärt der Diözesanrat.

Damit entferne sich Deutschland noch weiter von der seit Jahrzehnten im Rahmen

der Vereinten Nationen gegebenen Selbstverpflichtung, für die Entwicklungshilfe

0,7 Prozent des Bruttosozialprodukts aufzubringen.

Als einen „Anschlag gegen die Menschlichkeit und die Würde des Menschen“ be-

wertet der Diözesanrat das terroristische Attentat auf das World Trade Center in

New York, bekundet den Opfern und ihren Angehörigen Trauer und Mitgefühl und

zeigt Verständnis für die Angst der Amerikaner vor dem internationalen Terroris-

mus. Die Katholiken in allen Gemeinden werden aufgerufen, in Gottesdiensten der

Opfer zu gedenken, „Solidarität mit dem amerikanischen Volk“ zu zeigen und für

den Frieden zu beten.

„Kirche lebt. Mit Dir“ ist das Motto der Pfarrgemeinderatswahlen. Thomas Nickel

erläutert, dass durch die Werbekampagne gezielt Menschen angesprochen

werden sollen, die sich bisher nicht engagiert haben. Der Pfarrgemeinderat habe

auch die Aufgabe, für eine lebenswerte Umwelt in der eigenen Kommune zu sor-

gen. Kardinal Meisner hat in einem Aufruf erklärt, die Volk-Gottes-Theologie des

Konzils, die die Verantwortung des ganzen Gottesvolkes für die Sendung der

Kirche unterstreiche, solle sich in Kandidaturen und in der Wahlbeteiligung bekun-

den. – Mit knapp acht Prozent aller Katholiken bleibt die Wahlbeteiligung etwa auf

dem bisherigen Stand. Der Frauenanteil in den über 700 Pfarrgemeinderäten hat

sich auf 55 Prozent erhöht. Norbert Michels, der Geschäftsführer des Diözesan-

rates, bewertet das Gesamtergebnis positiv. Befürchtungen, durch die Struktur-

umbrüche in den Gemeinden könne die Bedeutung der Wahlen gemindert

werden, haben sich nach seiner Aussage nicht bewahrheitet.

Das im Diözesanrat schon länger virulente Thema Sterbehilfe wird vom

Hauptausschuss unter dem Titel „Krankheit und Leid gehören zum Leben“ aufge-

nommen. Der Palliativmediziner Prof. Christoph Student aus Stuttgart berichtet,

Juni

11. September

27.–28. Oktober

2.–3. November
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dass Schwerstkranke mit begrenzter Lebenserwartung deutlich seltener den

Wunsch nach aktiver Sterbehilfe äußern, wenn sie eine schmerzlindernde oder ho-

spizliche Versorgung erführen. Sehr besorgt äußert sich der Hauptausschuss darü-

ber, dass nun in Belgien gleichfalls wie in den Niederlanden Ärzte unter bestimm-

ten Voraussetzungen aktive Sterbehilfe praktizieren könnten. Das Gremium for-

dert den Aufbau eines ausreichenden Netzes von Hospiz-Einrichtungen und einen

Ausbau von Bildungsmöglichkeiten für diesen Dienst.

Zum Abschluss der Amtsperiode 1996 bis 2001 zieht der Diözesanrat Bilanz seiner

Bildungsarbeit für Pfarrgemeinderäte: Die insgesamt 136 Tagungen wurden von

3.100 Teilnehmerinnen und Teilnehmern besucht. Jeweils vor Ort seien 360

Klausurtagungen durchgeführt worden, in denen Pfarrgemeinderäte und ihre

Sachausschüsse Anregungen für ihre Schwerpunktsetzungen und Arbeitsweisen

erhielten. Besonders breit war wiederum das Angebot für ehrenamtliche

Mitarbeiter von Pfarrbesuchsdiensten.

„Machen wir deutlich, dass wir bekennende Christen sind?“ Die rhetorische

Frage des Diözesanratsvorsitzenden beim Neujahrsempfang will Thomas Nickel

zugleich als Aufforderung verstehen. Zu vielen in jüngster Zeit aufgeworfenen

Problemstellungen habe die Katholikenvertretung kritisch Position beziehen müs-

sen. „Bleiben wir bei unseren Auffassungen, auch wenn es unangenehm wird und

mit Konsequenzen verbunden ist?“ Die Ansprache von Kardinal Meisner geht in

die gleiche Richtung: Es bestehe nicht die Gefahr, dass die Verfassungsbe-

stimmung von der unantastbaren Würde des Menschen geändert werde, die

Aushöhlung drohe durch die Praxis. Aktuelles Beispiel ist die politische Debatte

zur verbrauchenden Embryonenforschung, die der Diözesanrat für unvereinbar

mit der Menschenwürde hält.

Den einstimmigen Beschluss zur Unterstützung eines Seligsprechungsverfahrens

für den „heiligen Doktor von Moskau“, den Münstereifeler Friedrich Joseph Haass,

– den Antrag stellt Bischofsvikar Prälat Ludwig Schöller – verbindet die Vollver-

sammlung mit einer Solidaritätsbezeugung mit den Katholiken in Russland. Die

Spannungen mit der russisch-orthodoxen Kirche bewertet Kardinal Joachim

Meisner als „Katholikenverfolgung in Russland“. Der Erzbischof zeigt sich betrof-

fen davon, dass „die Religionsfreiheit, dieses kostbare Gut“ nicht staatlich, son-

dern von einer christlichen Kirche „tangiert“ werde. Daher komme, so der Diöze-

sanrat, Haass eine besondere Bedeutung zu im Blick auf eine ökumenische

Verständigung zwischen der russisch-orthodoxen und der katholischen Kirche.

Dezember

20. Januar

27. April
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Neben einer Stellungnahme, die den fairen Blumenhandel ausdrücklich befürwor-

tet und den Katholiken für ihre Kaufentscheidungen zu berücksichtigen empfiehlt,

befasst sich die Vollversammlung noch mit dem Problem des Fluglärms. Der

Diözesanrat tritt für einen gerechten Interessenausgleich ein zwischen denen, die

in der Nähe von Flughäfen unter erhöhter Lärmbelästigung leiden, und jenen, die

wirtschaftliche Vorteile aus dem Flugverkehr ziehen. Besonders nachts sollten die

gesetzlich zulässigen Lärmwerte gesenkt werden. Mit einem Appell an die

Europaabgeordneten dringt die Vollversammlung auf eine Übereinkunft in der EU.

Eine im Ergebnis als repräsentativ bewertete Umfrage belegt die Pfarrbriefe, die

in vielen Gemeinden mehrmals jährlich erscheinen, als „das interessanteste

Instrument der Öffentlichkeitsarbeit der Pfarreigemeinden“. Den Fragebogen für

die Erhebung hat der Sachausschuss „Medien“ des Diözesanrates entwickelt. Die

Pfarrbriefe, die durchschnittlich von etwa fünf Ehrenamtlichen erstellt werden und

jeweils in gut 2.500 Exemplaren verbreitet werden, erreichen statistisch eine

Auflage von 250.000 pro Quartal. Sie bilden ein eigenständiges Medium mit vor-

wiegend lokaler Berichterstattung und stellten, so die Auswertung des Diözesan-

rates, keine Konkurrenz zur Kirchenzeitung dar.

Als „Wahlprüfstein“ für die Bundestagswahl befasst sich der Sachausschuss „Ehe

und Familie“ mit Grundsätzen einer „nachhaltigen Familienpolitik“, die von der

Regierung als Querschnittaufgabe zu bestimmen sei. Gefordert werden Rahmen-

bedingungen, die einen konfliktfreien Ausgleich zwischen Familien- und Erwerbs-

arbeit ermöglichten und einen transparenten finanziellen Leistungsausgleich ver-

wirklichten. – Im Oktober lehnt der Diözesanrat politische Vorschläge zur Anschaf-

fung des steuerlichen Ehegattensplittings ab. Darin sei „die konsequente Fortfüh-

rung der Aushöhlung von Ehe und Familie“ zu erkennen. Die Katholikenvertretung

begründet, dass diese Pläne besonders jene Familien benachteiligten, in denen

ein Ehepartner sich ganz der Kindererziehung widme. – Bei der Bundestagswahl

am 22. September ziehen die großen Parteien CDU/CSU und SPD gleich, doch

kann sich die rot-grüne Koalition unter Bundeskanzler Schröder knapp behaupten.

Auch zur Vorbereitung auf den Ökumenischen Kirchentag legt der Sachausschuss

„Ökumene“ seine Arbeitshilfe für Pfarrgemeinderäte „Ökumene braucht Bildung“

vor. Die getrennten Kirchen könnten nur dauerhaft zueinander finden, wenn sie

„Vorurteile überwinden und einander immer besser kennen und verstehen

lernen“, wird darin die Notwendigkeit und Intensivierung gemeinsamer Bildungs-

arbeit begründet. Sie führe zu einem „vertieften Verständnis ökumenischer

Zusammenhänge und ökumenischen Handelns“. Dazu macht die Broschüre

Juli

Juli

7. November
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Arbeitshilfen, Dokumentationen und Faltblätter
zu den Themenfeldern, in denen der Diözesanrat tätig ist.



Vorschläge für Themen und Veranstaltungen und entspricht damit dem eigenen

Anspruch, „sehr stark aus praktischer Perspektive“ verfasst zu sein.

Der Hauptausschuss will die Frage erörtern, ob in der deutschen Gesellschaft ein

Werteverlust zu verzeichnen sei oder ob lediglich ein Wertewandel stattfinde, der

sich zwar von früheren Vorstellungen löse, aber ein gemeinsames Fundament für

den Zusammenhalt der Gesellschaft tatsächlich nicht in Frage stelle. Johannes

Christian Koecke von der Konrad-Adenauer-Stiftung kommt zu dem Schluss, dass

vor allem die „Erosion der klassischen Familie“ zu beenden sei, um eine tragfähige

gesellschaftliche Wertbasis zu erhalten. Zwar entspricht das Diskussionsthema

dem Schwerpunkt, das sich der Diözesanrat für die angelaufene Arbeitsperiode

gestellt hat, die Familie, doch wird die Debatte in der Sitzung bestimmt vom

Vorwurf Kardinal Meisners, katholische Verbände würden den Glauben eher ver-

dunkeln, als ihn zu vermitteln. Anlass der Auseinandersetzung ist eine Predigt des

Erzbischofs während der Bischofskonferenz im September. Kardinal Meisner

wehrt sich gegen das Missverständnis einer pauschalen Abwertung der Laien-

verbände, hält seine Kritik aber aufrecht. Vorsitzender Nickel bedauert, dass der

Erzbischof sich nicht bei denen entschuldigt, die sich ungerecht angegriffen füh-

len, sieht aber, nachdem Kardinal Meisner ein Gespräch angeboten hat, die

Chance eines klärenden Dialogs über den katholischen Charakter der katholischen

Verbände.

Die Familienpolitik der rot-grünen Koalition ist beim Neujahrempfang Gegenstand

scharfer Kritik. Thomas Nickel verlangt mehr finanzielle Unterstützung für die

Familien, da der bisherige Leistungsausgleich zu kurz greife. Der Vorsitzende des

Diözesanrates charakterisiert die Gesetzesinitiative für mehr Ganztagsschulen als

„eine Mogelpackung“, da sie kein Ersatz für die Betreuung von Kindern in den

Familien darstelle. Die Kommunen fordert er auf, trotz ihrer finanziellen Engpässe

die Einrichtungen freier Träger für Kinder, Jugendliche und Familien weiter zu för-

dern. Kardinal Meisner argwöhnt, durch Kinderkrippen, Kindergarten und Ganz-

tagsschulen sei die Loslösung der Kinder im frühesten Alter von der elterlichen

Betreuung beabsichtigt. – Wenige Tage später reagiert der Diözesanrat auf das

Schlagwort, die Bundesregierung wolle „die Lufthoheit über die Kinderbetten

gewinnen“: Dies sei dem Staat nicht erlaubt, er dürfe bei der Kinderziehung

gemäß „dem Subsidiaritätsprinzip nur dort eingreifen, wo eine Betreuung ge-

wünscht oder unvermeidbar ist“, heißt es in einer Erklärung. Die Ganztagsschule

dürfe daher nicht verpflichtend werden und die elterliche Erziehung zu Hause

nicht zu finanziellen Nachteilen führen.

8.– 9. November

19. Januar2003
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24. Mai

10. Juni

28. Mai–1. Juni

Oktober

„Ohne Familie ist kein Staat zu machen“ bekräftigt die Vollversammlung zum

Schwerpunktthema des Diözesanrates. Vorsitzender Nickel meint allerdings, dass

nicht so sehr die finanzielle Belastung junger Familien die eigentliche Ursache für

immer geringeren Nachwuchs sei, sondern eher die vorherrschende Kinderfeind-

lichkeit in der Gesellschaft. Die gesellschaftliche Atmosphäre sei „kein Klima für

Kinder“, so Nickel. Familienpolitik als Querschnittsaufgabe müsse zum Ziel haben,

wie der Diözesanrat feststellt, „die Voraussetzung für das Leben mit Kindern in al-

len politischen und gesellschaftlichen Handlungsfeldern und für alle Familien-

formen zu verbessern und bestehende Benachteiligungen abzubauen“. Die Voll-

versammlung tritt für eine wirkliche Wahlfreiheit von Eltern zwischen Familien-

und Erwerbsarbeit ein. Der Staat habe dafür die nötigen Rahmenbedingungen zu

schaffen.

Nur scheinbar widersprüchlich ist das Fazit eines Thesenpapiers zur Reform der

Krankenversicherung: „Nur wenn sich alles ändert, kann vieles so bleiben, wie es

ist.“ In dem vom Sachausschuss „Wirtschaft und Gesellschaft“ erarbeiteten

Diskussionsbeitrag tritt der Diözesanrat dafür ein, das bisherige Sachleistungs-

entgelt durch das Geldleistungsprinzip zu ersetzen. Damit würden die Krank-

heitskosten sowohl für die Versicherungen wie für die Patienten transparenter.

Sparanreize durch Beitragrückerstattungen und Zuschläge für besondere Risiko-

gruppen sind nach Auffassung der Katholikenvertretung weitere Möglichkeiten,

das Lebensrisiko Krankheit weiterhin finanzierbar zu halten. Die Eigenverant-

wortung müsse als „oberstes Leitprinzip“ gestärkt werden.

Beim ersten Ökumenischen Kirchentag in Berlin präsentiert sich der Diözesan-

rat gemeinsam mit dem Presseamt und Abteilungen des Generalvikariates

auf dem Stand des Erzbistums Köln. Informationen, Gesprächsangebote und

Treffpunkt für Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Kirchentag aus dem

Bistum finden vielfachen Zuspruch. Der Sachausschuss „Ökumene“ be-

teiligt sich an dem Stand „Ökumenische Gemeindepartnerschaften“ und

informiert mit Beispielen aus Köln, Wuppertal, Erftstadt und Frechen über

Möglichkeiten, durch schriftliche Vereinbarungen gemeinsames Handeln von

evangelischen und katholischen Gemeinden zu intensivieren.

Mit der Feststellung „Kinder und Jugendlichen haben ein Recht auf Schutz und

Sicherheit“ fordert der Diözesanrat, die Verbreitung kinderpornographischer

Medien als Verbrechen zu ahnden und die Strafvorschriften drastisch zu verschär-

fen. – Über seinen Sachausschuss „Gesellschaft, Staat, Kirche“ appelliert der
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Diözesanrat an die Bundesregierung, sich für einen Gottesbezug im Europäischen

Verfassungsvertrag einzusetzen. Das Christentum habe maßgeblich die Entwick-

lung und die Kultur in Europa gestaltet. Auf dem „christlich geprägten Fundament“

könne Europa eine Zukunft aufbauen, in der die Menschenwürde geschützt sei, die

unveräußerlichen Grundrechte gewährleistet würden sowie Gerechtigkeit und

Solidarität als Gestaltungsprinzipien eines demokratischen Gemeinwesens Gel-

tung besäßen. – Zur Woche des ausländischen Mitbürgers stellt der Diözesanrat

fest, dass Deutschland Zuwanderung brauche, die allerdings geregelt werden müs-

se. „Migration zu akzeptieren und zu gestalten ist eine zentrale gesamtgesellschaft-

liche Aufgabe“, heißt es in der Erklärung. Christen sähen eine besondere Verant-

wortung darin, zur Integration von Ausländern beizutragen, ein gleichberechtigtes

Zusammenleben aller Bevölkerungsgruppen zu fördern und den interkulturellen

Austausch zu unterstützen.

Der Hauptausschuss stellt die Offene Ganztagsgrundschule auf den Prüfstand. Für

deren Ausgestaltung nennt Thomas Nickel ein Kriterium, das kaum Beachtung fin-

det: Diese Schule müsse „aus Kindersicht“ konzipiert werden, es könne nicht dar-

um gehen, bloße Betreuung für Zeiten nach dem Unterricht anzubieten. Für je-

weils 25 Kinder wird eine pädagogisch ausgebildete Fachkraft als nötig erachtet,

ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssten sozialpädagogisch qua-

lifiziert sein. Auch Ruheräume und Spielzimmer seien erforderlich. Bei ausreichen-

der personeller Besetzung und mit der erforderlichen Ausstattung könne die

Ganztagsschule benachteiligte Kinder fördern. Der Diözesanrat empfiehlt der

Kirche, solche Qualitätskriterien anzulegen, wenn es um ihre Mitwirkung bei

Ganztagsschulen geht.

Die Thomas-Morus-Akademie, nach wie von in der Trägerschaft des Diözesan-

rates, begeht den 50. „Geburtstag“. Thomas Nickel wertet die Bildungseinrichtung

als Signal dafür, dass Christen sich nicht in Kirchenräume zurückzögen, dass sie

sich – wie seinerzeit Thomas Morus – in Gesellschaft und Kirche mitgestaltend ein-

mischen wollten. In Anspielung auf Pläne des Landes und des Erzbistums,

Fördermittel zu kürzen, erklärt der Diözesanratsvorsitzende, wer den Dialog zwi-

schen Kirche und Welt, Kirche und Gesellschaft wolle, „muss sich für die Akade-

mie stark machen“. Kardinal Joachim Meisner sieht eine Aufgabe der Akademie

darin, das Sinnvakuum, das in Deutschland nach der Wende und der staatlichen

Einigung entstanden sei, zu füllen. Direktor Wolfgang Isenberg bezeichnet die

Akademie als „Ort der interdisziplinären Reflexion und Interpretation gesellschaft-

licher, sozialer, kultureller, politischer, ökologischer Vorgänge“. Mit innovativen

Tagungsthemen und Veranstaltungskonzepten werde sie sich in der zunehmen-

den Konkurrenz von Bildungsangeboten zu behaupten wissen.

7.– 8. November

15. November
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11. Januar

Januar

1. Februar

Prälat Ludwig Schöller

Der traditionelle Neujahrempfang für den Diözesanrat weicht der offiziellen Feier

zum 70. Geburtstag von Kardinal Joachim Meisner. Unter den illustren offiziellen

Gratulanten würdigt Thomas Nickel als Vertreter der Laien des Erzbistums den

Oberhirten als „Brückenbauer“. Der Vorsitzende skizziert in seiner Ansprache die

Zusammenarbeit zwischen dem Erzbischof und der Katholikenvertretung des

Bistums und unterstreicht dabei Kardinal Meisners hartnäckige Verteidigung der

von ihm erkannten Glaubenswahrheiten: „Ihre Kritik war oft so deutlich, dass wir

auch im Diözesanrat die Luft angehalten haben.“

Zu Umzugsplänen des Bundeskriminalamtes von Meckenheim nach Berlin setzt

sich der Geschäftsführer des Diözesanrates, Norbert Michels, für die Mitarbeiter

ein: „Mit einem Federstrich wird über das Schicksal von Hunderten von Menschen

entschieden, ohne auf deren Belange einzugehen.“ Dabei spiele auch keine Rolle,

dass „auch deren Familien aus ihrem sozialen Umfeld gerissen werden“. – Zur

Kürzung von Betriebsrenten bei Banken und Versicherungen erklärt der Sachaus-

schuss „Arbeitswelt und Soziales“ der Katholikenvertretung, damit werde eine

Unternehmenskultur „zerstört“, die der Sozialen Marktwirtschaft verpflichtet und

von gegenseitigem Respekt, Vertrauen und der Wertschätzung des Arbeitgebers

zu seinen Arbeitnehmern bestimmt sei. – Zu dem Antrag an die Parlamentarische

Versammlung des Europarates, aktive Sterbehilfe straffrei zu lassen, ruft der Diö-

zesanrat die Abgeordneten auf, „die aktive Sterbehilfe abzulehnen und die mensch-

liche Würde und das Leben jedes Menschen in jeder Phase unbedingt zu schützen“.

Der Diözesanrat verabschiedet

(links), seit 1992 Bischofsvikar für die Katholikenvertretung,

der mit Erreichen der Altersgrenze aus dem Amt scheidet.

Thomas Nickel betont in seiner Dankansprache, Prälat

Schöller habe „die Sache des Laienengagements in Kirche

und Gesellschaft“ uneingeschränkt vertreten. Eine der wich-

tigsten Aufgaben des Bischofsvikars sei es gewesen, dem

Erzbischof Entscheidungen des Vorstands nahezubringen.

2004

Das sei nicht immer nur angenehm gewesen. Kardinal Meisner erklärt seine Freude

darüber, mit Prälat Schöller für den Aufgabenbereich des Diözesanrates „einen fähi-

gen und für diese Aufgabe begnadeten priesterlichen Mitstreiter“ gehabt zu haben.

Zum Nachfolger ernennt der Erzbischof (rechts).

Jeder Katholik könne sich einbringen in die Politik, ermuntert Thomas Nickel er-

neut die Pfarrgemeinderäte bei der Vollversammlung. Als Stimulator hat der

Prälat Josef Sauerborn

9. Mai
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Diözesanrat den ehemaligen CDU-Bundesminister Heiner Geißler eingeladen, der

in mehreren Büchern dargestellt hat, dass das Evangelium Grundlage für politi-

sches Handeln sein könne. Zwar suche man in der Bibel vergeblich nach konkreten

Praxisanweisungen, aber sie biete „ethische Grundsätze und ein Menschbild“ zur

Orientierung an. Geißler setzt sich entschieden für „eine Renaissance der Sozialen

Marktwirtschaft“ ein, auch auf internationaler Ebene. Ob jemand Christ sei, erläu-

tert auch Kardinal Meisner, erkenne man daran, ob er „die Würde des Menschen

von der Zeugung bis zum Tod achtet“ oder ob er den Menschen nur noch nach sei-

ner Nützlichkeit für die Gesellschaft einschätzt. Die Vollversammlung beschließt

den Beitritt des Diözesanrates zum „Aktionsbündnis gegen Aids“. Außerdem über-

nimmt die Katholikenvertretung die Initiative eines Kreises bestehend aus Perso-

nen seines Sachausschusses „Gesellschaft, Staat Wirtschaft“, die mit der Unter-

schriftensammlung „Ja zu Gott und Europa“ einen Gottesbezug im Europäischen

Verfassungsvertrag erreichen will. – Bereits im Juni übergibt der Diözesanrat etwa

38.000 Unterschriften an die Bonner CDU-Europaabgeordnete Ruth Hieronymi.

Bis zum Ende der Aktion kommen noch weitere rund 12.000 Unterschriften dazu.

Der achte Diözesantag für Pfarrgemeinderäte findet mit rund 400 Besuchern weni-

ger Zuspruch, als die Veranstalter gehofft haben. Die Mitglieder von Pfarrge-

meinderäten, die in die Kölner Messe gekommen sind, erklären sich sehr zufrie-

den, insbesondere über die Anregungen, die sie von den über 50 Ausstellern beim

„Markt der Möglichkeiten“ erhalten. Der Diözesantag sei ein Forum, „auf dem man

voneinander lernen kann“, heißt es etwa, oder: „Es macht einen Unterschied, ob

man sich das Projekt einer Gemeinde auf deren Internetseite anschaut oder ob

man direkt mit den Menschen spricht.“ „Gottes Visionen wagen“ lautet das zu-

kunftweisende Motto, das

mit der biblischen Weisung

„Gebt ihr ihnen zu essen“

auf die Außenwirkung der

Kirche abzielt. Angesichts

herrschender Trends in der

Gesellschaft sieht Thomas

Nickel die Kirche „auf dem

Prüfstand“. Sie müsse sich

als Gemeinschaft beweisen,

„die für die Menschen da

ist und die die Probleme

der Menschen erkennt“.

10. Juli
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Ein wichtiges Thema spricht Iris Müller, Leiterin der City-Pastoral in Düsseldorf, an:

Die kircheninterne Sprache mache es den Menschen schwer, Zugang zu finden

oder sich für Angebote zu öffnen. Wer den Menschen etwa beim Pfarrbesuchs-

dienst sofort mit der kirchlichen Botschaft ins Haus falle, meint Pater Manfred

Kollig vom Weltjugendtagsbüro, bleibe beim zweiten Mal vor der verschlossenen

Tür. Es komme zunächst darauf an, einfach zwischenmenschlichen Kontakt an-

zubieten und zu halten.

Das an diesem Tag veröffentlichte „Projekt Zukunft heute“, mit dem das Erzbistum

90 Millionen Euro einsparen will, um nach drastisch eingebrochenen Kirchen-

steuereinnahmen den jährlichen Haushalt zu konsolidieren, kommentiert der

Diözesanrat mit der positiven Einschätzung, „dass es keine verordnete Spar-

maßnahme gibt in Form einer Rasenmähermethode“. Gemeinden, Verbände und

Organisationen werden aufgefordert, ihre Chancen der Mitgestaltung wahrzuneh-

men und Spielräume zu nutzen. Es würden schmerzliche Entscheidungen gefor-

dert, dennoch begrüßt die Katholikenvertretung die Zusicherung von General-

vikar Schwaderlapp, „dass das Erzbistum Köln auch in Zukunft nicht in Steine, son-

dern in Menschen investieren“ werde.

Die Grundschule steht erneut auf der Tagesordnung des Hauptausschusses, jetzt

unter dem Aspekt, wie noch verbliebene katholische Grundschulen durch Verände-

rungen der Schullandschaft in ihrem Bestand gefährdet sind. Dringend mahnt

Vorsitzender Nickel, zu den katholischen Bekenntnisschulen zu stehen, auch wenn

damit verbundene Probleme nicht zu übersehen seien. Durch schriftliche Mate-

rialien und Beratungsangebote vor Ort sollen Dekanats- und Pfarrgemeinderäten

Argumentationshilfen gegeben werden, um die Öffentlichkeit, insbesondere be-

troffene Lehrer und Eltern vom Sinn der Bekenntnisschule zu überzeugen und die

Umwandlung in eine Gemeinschaftsschule möglichst zu verhindern.

Zu der beginnenden Diskussion über Beitrittsverhandlungen der EU mit der Türkei

begründet Norbert Michels als Geschäftsführer des Diözesanrates seine Ableh-

nung mit der Benachteiligung religiöser Minderheiten, insbesondere der Christen

in der Türkei. Dies sei keine Basis für eine Vollmitgliedschaft in der Europäischen

Union. – Im Zusammenhang der ökumenischen Dekade zur Überwindung von

Gewalt will das Laiengremium besonders für die Gewalt gegen Frauen sensibilisie-

ren. Sie sei lange übersehen, häufig geleugnet und zu oft toleriert worden und ge-

schehe immer noch täglich. Nach wie vor werde in der Gesellschaft, aber auch in

der Kirche Frauen die gleichberechtigte Teilhabe an Aufgaben und Entschei-

dungen verweigert. Kommunen und Erzbistum werden aufgefordert, Frauen-

1. Oktober

5.–6. November

November–Dezember
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häuser, Beratungseinrichtungen und Anlaufstellen für die Opfer von Gewalt einzu-

richten oder mehr als bislang zu fördern. – Gegen die vermehrte Praxis von

Spätabtreibungen verlangt die Katholikenvertretung strengere gesetzliche

Regeln. Sie erinnert daran, dass der Gesetzgeber schon vor Jahren klargestellt ha-

be, dass eine zu erwartende Behinderung eines ungeborenen Kindes „niemals zu

einer Minderung des Lebensschutzes führen“ dürfe. Ärzte seien geneigt, zu einem

späten Schwangerschaftsabbruch zu raten, da sie nach der Geburt eines Kindes

mit Behinderung deswegen Schadenersatzklagen befürchteten.

Die Tsunami-Katastrophe vom 2. Weihnachtstag des Vorjahres bestimmt den

Tenor des Neujahrsempfangs. Die unermessliche Zahl der Todesopfer und das

kaum vorstellbare Maß an Zerstörung rufe Entsetzen und Betroffenheit hervor, er-

klärt Thomas Nickel und bekundet die Trauer und das Mitgefühl der Katholiken im

Erzbistum mit den Angehörigen der Opfer. Der Diözesanrat, informiert der

Vorsitzende weiterhin, werde sich im angebrochenen Jahr intensiv mit der Frage

nach der christlichen Identität der Gesellschaft befassen, die immer weniger spür-

bar werde. Es gehe dabei nicht so sehr um die Frage, wie sich der einzelne Christ

als solcher seinen Mitmenschen gegenüber zu erkennen gibt, sondern um das

Problem, wie die historisch gewachsene christliche Prägung der Kultur in

Deutschland, des Staates und des zusammenwachsenden Europa gewahrt und

erhalten bleiben könne. Kardinal Meisner meint gleichfalls, dass es um die „geisti-

ge Situation“ schlecht bestellt sei. Das Christentum respektiere die weltanschauli-

che Neutralität des Staates. Doch könne nicht hingenommen werden, wenn von

Politikern verlangt werde, dass sie ihre christliche Grundhaltung verbergen.

Zum Tod von bekundet der Diözesanrat Trauer über den Verlust

eines bedeutenden Papstes. In der Würdigung seiner Verdienste gegenüber der

Jugend und in der Ökumene, seines Wirkens für Frieden und Gerechtigkeit heißt

es: „Im wiedervereinigten Deutschland haben wir dem Heiligen Vater viel zu ver-

danken.“ Die Erklärung erinnert dazu an den Einsatz Johannes Pauls II. zur Über-

windung des Kommunismus, der in seiner persönlichen Lebenserfahrung in Polen

seine Motivation bekommen habe. – Nach der Wahl von Kardinal Joseph Ratzinger

zum Papst erhofft sich die Kölner Katholikenvertretung neue Impulse für die Kirche

in Deutschland.

Diskussionen um religiös bestimmte Kleidung wie Kopftuch und Nonnenhabit in

Schulen, die Auseinandersetzung um den Gottesbezug in der EU-Verfassung, zu-

nehmend laïzistische Tendenzen in der Gesellschaft sind Grund, die christliche

23. Januar

4. April

Johannes Paul II.

16. April
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Identität von Staatswesen und Kultur zum Thema der Vollversammlung zu ma-

chen. Der stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,

Wolfgang Schäuble, erinnert in bezug auf den auch von ihm gewünschten

Gottesbezug in der EU-Verfassung an die Gründerväter Adenauer, Schuman und

de Gasperi, die bewusst aus ihrer christlichen Überzeugung heraus die

Grundsteine für die Einigung Europas gelegt hätten. Die Erklärung, in der

Verantwortung vor Gott zu handeln, müsse die Anhänger unterschiedlicher

Konfessionen, auch Muslime nicht voneinander trennen. Nickel legt der

Versammlung den Haushalt zur Beschlussfassung vor, der Einsparungen um zehn

Prozent vorsieht. Den größten Rückgang hat die Thomas-Morus-Akademie zu ver-

kraften, die mit 30 Prozent weniger Zuschüssen auskommen muss.

„Wir müssen unsere Lehren aus der deutschen

Geschichte ziehen und dem Risiko des Ver-

drängens entgegenwirken“, begründet Geschäfts-

führer Norbert Michels ein Zeitzeugenprojekt, das

der Diözesanrat in Zusammenarbeit mit dem

Maximilian-Kolbe-Werk durchführt. Organisiert

werden Begegnungen zweier polnischer KZ-Häft-

linge mit rund 600 Schülerinnen und Schülern. Für

die Zeitzeugengespräche, auch mit Erwachsenen,

werden ein umfangreiches Informationsheft sowie

eine Literatur- und Medienliste erstellt. – Für dieses

Projekt erhält der Diözesanrat 2006 eine Preis-

auszeichnung im Wettbewerb „Aktiv für Demo-

kratie und gegen Rassismus“.

Unter dem Motto „MitStimmen – EinWirken – Jetzt?!“ wählen die Katholiken im

Erzbistum ihre neuen Pfarrgemeinderäte. Das Projekt „Zukunft heute“ umzusetzen

und Impulse aus dem Weltjugendtag aufzugreifen, dazu seien mehr denn je Laien

gefordert, „die das Gemeindeleben mitgestalten und sich für und mit den

Menschen in den Gemeinden einzusetzen“, erklären Diözesanratsvorsitzender

Nickels und Seelsorgeamtsleiter Koch vom Generalvikariat in einem gemeinsa-

men Aufruf. – Mehr als die Hälfte der regelmäßigen Gottesdienstbesucher gehen

zu den Urnen. Bezogen auf die Gesamtzahl der Katholiken liegt die Wahl-

beteiligung mit fast neun Prozent um einen Prozentpunkt über dem Ergebnis von

2001. In den ländlichen Regionen haben sich nach Auswertung der Geschäftsstelle

deutlich mehr Katholiken an den Wahlen beteiligt als in den Stadtgemeinden.

6.–11. Juni

5.–6. November
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22. Januar

Februar

28. April

Zum ersten Mal wird der Anton-Roesen-Preis beim Neujahrsempfang verliehen.

Der Sinn sei, begründet Vorsitzender Nickel, den regelmäßig teilnehmenden

Landes- und Kommunalpolitikern zu demonstrieren, wie vielfältig und außerge-

wöhnlich die Initiativen und Aktionen von Christen und kirchlichen Institutionen in

der und für die Gesellschaft seien. Nicht schmeichelhaft für die Ausländerpolitik,

dass der erste Preis an den „Sachausschuss Frauenabschiebehaft des Stadt-

dekanatsrates Neuss“ geht; denn die Kirchen und engagierte Christen kritisieren

immer wieder menschenunwürdige Verhältnisse in Abschiebehaft-Anstalten.

Auch gegenüber Migranten und Ausländern gilt es nach Meinung von Thomas

Nickel die beim Weltjugendtag bewiesene Gastfreundschaft zu bewahren. Als

Chance bewertet der Diözesanratsvorsitzende zudem, dass viele Menschen sich

unmittelbar, aber auch über die Medien von den katholischen Höhepunkte des

Jahres 2005 – das Sterben Johannes Pauls II., die Wahl Benedikts XVI. und der

Weltjugendtag in Köln – hätten ansprechen lassen. Diese Chance gelte es wahrzu-

nehmen. In der von Generalvikar Schwaderlapp verlesenen Ansprache Kardinal

Meisners, der krankheitshalber nicht anwesend sein kann, betont der Erzbischof,

die Gläubigen müssten ihr mangelhaftes Glaubenswissen aufarbeiten, um nicht

den eigenen Ansichten selbst ernannter Glaubenslehrer nachzulaufen.

Der Diözesanrat wendet sich entschieden dagegen, dass die Landesregierung die

Zuschüsse für Familienzentren und Kindertagesstätten drastisch kürzen wolle. –

Zur Diskussion über abschätzige Mohammed-Karikaturen und islamische

Reaktionen fordert die Katholikenvertretung den Respekt vor religiösen Überzeu-

gungen ein. „Meinungsfreiheit wird missachtet, wenn sie zu Beleidigung

und Diffamierung eines religiösen Bekenntnisses genutzt wird.“

Die vom Sachausschuss „Arbeitswelt und Soziales“ veröffentlicht seine

Broschüre „Kirche als Arbeitgeber. Anspruch, Realität und Perspek-

tiven“, die über kirchliche Arbeitsverhältnisse informiert und über die

Rechte der Dienstnehmer aufklärt. Der Diözesanrat bezieht sich darin

auf das ökumenische Sozialwort der Kirchen von 1997, mit dem sich die

Kirchen verpflichten, als wirtschaftliche Akteure um der Glaub-

würdigkeit willen das eigene Handeln auf den Prüfstand zu stellen. Die

Kirchen als Arbeitgeber sähen sich gefordert, „Arbeitsverhältnisse

familiengerecht zu gestalten, für einen fairen Umgang mit Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern einzutreten, den Grundsatz der Gleichstel-

lung von Frauen und Männern zu beachten“ und für eine wirksame

Mitbestimmung der Dienstnehmer zu sorgen.

2006



6. Mai

Vor der Vollversammlung erläutert der langjährige Präsident des ZdK, Prof. Hans

Maier, die Grundaussagen des Konzils über die Laien in der Kirche sowie die

Schlussfolgerungen, die die Würzburger Synode daraus gezogen habe. Die Rolle

der Laien, unterstreicht Maier, „beschränkt sich keineswegs darauf, als verlänger-

ter Arm der Kirche zu agieren“. Als konstituierende Sitzung wählt die Versamm-

lung den Vorstand neu und bestätigt Thomas Nickel als Vorsitzenden. Nach

Unstimmigkeiten zwischen Vorstand und Sachausschüssen wird eine neue

Struktur der Sacharbeit beschlossen, um thematische Überschneidungen zu ver-

meiden. Die Sachausschüsse werden durch „Themenbereiche“ ersetzt, die flexi-

bler und „bedarfsorientiert“ agieren könnten. Die Bildungsarbeit für die Pfarr-

gemeinderäte wird an die Thomas-Morus-Akademie angebunden.
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18.Mai

Im Kölner Dom-Forum

führt der Diözesanrat eine

Informationsveranstal-

tung durch mit der Über-

gabe der Pillenschachteln

aus der Unterschriften-

aktion „Pillen statt Profit“

im Rahmen des „Aktions-

bündnisses gegen Aids“. Im Erzbistum Köln schließen sich rund 35.000 Menschen

mit ihren Unterschriften der Forderung an Bundesregierung und Pharmaindustrie

an, die armen Länder mit ihren hohen HIV/Aids-Infektionsraten mit preiswerten

Medikamenten zu versorgen und Patente freizugeben, damit in diesen Ländern

kostengünstiger Aids-Medikamente produziert werden können.

Die Zusammenlegung der Leitung des erzbischöflichen Presseamtes mit der

Chefredaktion der Kirchenzeitung wird vom Diözesanrat kritisiert: „Vor dem

Hintergrund der sicherlich notwendigen Intensivierung der Presse- und Öffentlich-

keitsarbeit kann der Vorstand des Diözesanrates diese Entscheidung der Bistums-

leitung nicht nachvollziehen.“ Die gegenseitige notwendige Unabhängigkeit der

beiden unterschiedlichen Medienbereiche sei „so schwerlich zu gewährleisten“.

In einer Dokumentation zum „Frauenhandel“ bewertet der Diözesanrat dieses

Verbrechen als „eine Form moderner Sklaverei. Die Beraubung der persönlichen

Freiheit und der sexuellen Integrität seien „Kennzeichen eines äußerst gewinn-

27. Oktober

–



trächtigen Geschäftes“, bei dem Frauen zur „Handelsware“ degradiert würden.

Die Katholikenvertretung will zur Gründung eines ökumenischen Bündnisses

„Gegen Frauenhandel und Zwangsprostitution“ in NRW beitragen.

Der Diözesanrat wird 60 Jahre alt. Am 12. November 1946 hat sich die Laien-

vertretung im Erzbistum Köln als Diözesankomitee konstituiert, indem Erzbischof

Kardinal Josef Frings dessen erste Satzung in Kraft setzt. Der Vorsitzende Thomas

Nickel bilanziert: „Von Anfang bis heute haben sich katholische Christen die

Aufgabe gestellt, die Gesellschaft nach ihrem christlichen Menschenbild und ihrer

Auffassung einer sozial gerechten Gemeinschaft mitzugestalten. Sie haben dabei

ihre Kirche im Rücken gehabt, ihr aber zugleich auch über sechs Jahrzehnte ins

Angesicht geblickt und sich bemüht, ihre Glaubensgemeinschaft zeitgerecht mit

zu formen. Im Auf und Ab der Geschichte des Diözesanrates war sicher ein Höhe-

punkt, dass das Zweite Vatikanische Konzil gleichsam das Kölner Modell als

Standortbestimmung des Laien in Kirche und Gesellschaft zur weltweiten Richt-

schnur bestätigt hat. In diesem doppelten Sinn, dem eigenständigen Weltauftrag

der Laien und ihrer kompetenten Mitverantwortung für die Gestalt der Kirche

bleibt der Diözesanrat seiner Aufgabe verpflichtet, Brücken zwischen Kirche und

moderner Gesellschaft zum gegenseitigen Nutzen zu bauen.“

12. November
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Kölner Manifest 1998
Zur Mitwirkung an der Gestaltung einer
zukunftsfähigen Gesellschaftsordnung
und einer menschenwürdigen Welt
im 750. Jahr der Grundsteinlegung des
Kölner Doms

Präambel

Gesellschaft im Aufbruch

1948 wurde die 700-Jahrfeier der Grundsteinlegung des Gotischen Kölner

Domes zu einem starken Impuls für einen neuen Anfang nach der Herrschaft

und dem Zusammenbruch eines verbrecherischen Regimes. Der Wiederaufbau

Deutschlands ist nicht denkbar ohne den Einsatz von Frauen und Männern,

die aus christlicher Verantwortung darangingen, die Vision einer sozialen und

rechtsstaatlichen Demokratie zu verwirklichen. Ihnen allen sind wir zu großem

Dank verpflichtet.

1998 sieht uns die 750-Jahrfeier der Grundsteinlegung des Kölner Domes

herausgefordert zu Revision und Rekonstruktion der deutschen wie auch der

europäischen Gesellschaft. Wie der Dom nicht ohne tiefes und starkes Funda-

ment die Jahrhunderte hätte überdauern können, kann auch unsere heutige

Gesellschaft nicht ohne wirklich tragfähiges Fundament überleben. Für uns sind

die Grundlagen einer menschenwürdigen Welt die Prinzipien der christlichen

Soziallehre, auf die wir das deutsche und das europäische Haus gegründet und

gebaut wissen wollen, damit dieses deutsche und europäische Haus immer

mehr zu einer menschenwürdigen Wohnung für die heutige und die künftige

Generation werden kann.

Wir stellen fest, dass Deutschland, Europa und alle Industrie- und Entwicklungs-

länder tiefgreifenden Veränderungen und Umbrüchen unterworfen sind. Neben

der deutschen Einigung, dem europäischen Integrationsprozess und dem Ende

des Ost-West-Konfliktes sind vielfältige nicht absehbare Entwicklungen im

Bereich des technischen Fortschritts, des Ausbaus der modernen Informations-,

Kommunikations- und Verkehrstechnologien zu verzeichnen.

Auch die internationalen Verflechtungen, die Globalisierung der Märkte im

Bereich des Austausches von Gütern, Kapital und Dienstleistungen, nehmen zu.

Damit einhergehend verschärft sich der Wettbewerb.

Wir appellieren deshalb an alle „Menschen guten Willens“, an der Gestaltung
einer menschenwürdigen Welt und an einer zukunftsfähigen Gesellschafts-
ordnung mitzuwirken.
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Auch demographische und soziale Veränderungen, weltweite Wanderungs-

bewegungen, Überalterung der Industriegesellschaften, Individualisierung der

Lebensformen und neue Lebensstile kennzeichnen die heutige Zeit. Um auf

diese Umbrüche angemessen reagieren zu können, bedarf es einschneidender

gesellschaftlicher Anpassungsprozesse.

Wir sollten diesen Übergang an Werten orientiert gestalten, die der Botschaft

des Christentums und der humanen Tradition des Abendlandes entsprechen,

und bereit sein, neue Wege zu gehen.

Wir fordern deshalb die Re-Vision unserer Gesellschaft und die Re-Konstruktion

ihrer Einrichtungen. Wir wollen die Chancen für einen Aufbruch nutzen.

Dabei orientieren wir uns an der Würde des Menschen und der Forderung der

Gerechtigkeit sowie dem

als menschliche Verbundenheit und mitmenschliche Schicksalsgemeinschaft,

in der sich Menschen solidarisch verbunden wissen, gemeinsame Interessen

erkennen und verfolgen und auf eigennützige Vorteilssuche verzichten. Damit

prägt solidarisches Handeln nicht nur den unmittelbar überschaubaren zwi-

schenmenschlichen Bereich, sondern auch die sozialen Beziehungen zwischen

gesellschaftlichen Gruppen und Kräften.

das der je einmaligen Würde, der Verantwortungsfähigkeit und Verantwort-

lichkeit einer jeden menschlichen Person Rechnung trägt. Aufgabe von größe-

ren Gemeinschaften ist es, die Verantwortlichkeit der Einzelnen und kleiner

Gemeinschaften, die eines eigenständigen und verantwortlichen Entfaltungs-

freiraums und entsprechender Unterstützungsleistungen bedürfen, zu

ermöglichen und zu fördern.

das unter dem Begriff der sozialen Gerechtigkeit als übergeordnetes Leitbild

Eingang in die Sozialethik gefunden hat. Gemeint ist, alle Glieder an der Gestal-

tung der Gesellschaft und gerechter Beziehungen und Verhältnisse durch

Ermöglichung gleicher Chancen und gleichwertiger Lebensbedingungen an

der Leistung ihres eigenen Gemeinwohlbeitrages teilhaben zu lassen.

das die Verantwortung für die kommende Generation einschließt, das Recht

künftiger Generationen in einer intakten Umwelt zu leben stärkt und eine nach-

haltige, zukunftsfähige Entwicklung fordert. Die Entfaltung der menschlichen

Zivilisation soll dabei so gestaltet werden, dass das Netzwerk der sie tragenden

ökologischen Regelkreise erhalten bleibt. Maßgeblich hierfür ist die Vernetzung

der ökonomischen, ökologischen und sozialen Prozesse.

Prinzip der Gegenseitigkeit (Solidarität) –

Prinzip der Nähe (Subsidiarität) –

Prinzip der Fairness (Gemeinwohl) –

Prinzip der Nachhaltigkeit und der Vernetzung (Zukunftsfähigkeit) –

� Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit. Wort des Rates der Evangelischen Kirche

in Deutschland und der Deutschen Bischofskonferenz zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in

Deutschland. Hrsg. v. Kirchenamt der EKD und vomSekretaiat der Deutschen Bischofskonferenz.

Hannover/Bonn Februar 1997. (Gemeinsame Texte 9/zit.: GW) – GW, Nr.116f. – GW, Nr.120f. –

GW, Nr.111f. – GW, Nr.122.



�

�

Pastoralgespräch im Erzbistum Köln. Schlussvoten und Meinungsbilder.

Hrsg. v. Presseamt des Erzbistums Köln, Köln, Feb.1996. Votum 10.1, S. 105.

Es wird in diesem Zusammenhang besonders auf die „Wahlprüfsteine des Diözesanrates

der Katholiken im Erzbistum Köln zur Bundestagswahl 1998“ verwiesen.

Soziales Engagement als Praxis christlichen Glaubens
„Das Erzbistum Köln, Gemeinden und Verbände dürfen sich bei der Wahrneh-

mung ihrer diakonischen Aufgaben nicht auf den binnenkirchlichen Bereich

beschränken. Sie sollen sich vielmehr darum bemühen, bei der Gestaltung des

politischen und gesellschaftlichen Lebens aus dem Geist des Evangeliums mit-

zuwirken, damit die Kirche immer eindeutiger zum Zeichen der Erlösung und

Befreiung der Welt wird. Sie sollen deshalb die Erfordernisse ihrer Mitwirkung

bei der Gestaltung von Staat und Gesellschaft immer wieder neu bestimmen

und zu politischen und gesellschaftlichen Fragen im Rahmen ihrer Kompetenz

und Legitimation Stellung nehmen.“

Gerade in unseren Gemeinden, Verbänden und Initiativgruppen muss die ver-

antwortliche Gestaltung der Welt eingeübt werden. Durch Aktionen, Aktivitäten

und gesellschaftspolitisches Engagement kann unsere Gesellschaft in der

Umbruchsituation in vielfältiger Hinsicht mitgestaltet werden.

Wir stellen dankbar fest, dass Pfarrgemeinden, Verbände und Initiativgruppen

sich verstehen als

an denen, aus dem christlichen Glauben heraus, das

Fragen nach Sinn und Ziel des menschlichen Lebens und des Lebens der

Gesellschaft wachgehalten wird;

wo Ängste,

Versagen und Schuld nicht vertuscht werden müssen, weil um Christi willen

immer wieder Vergebung und Neuanfang geschehen;

an denen Menschen sich verändern,

auf ihre Mitmenschen und auf Nöte aufmerksam werden und alte Verhaltens-

weisen ablesen;

an denen untereinander und für

andere die eigene Verantwortung bejaht und praktiziert wird;

an denen erfahren werden kann, dass Freiheit und Bindung,

Selbstentfaltung und Verbindlichkeit nicht Gegensätze sind, sondern sich

gegenseitig bedingen und gerade dieser wechselseitige Bezug für ein Gelingen

des Lebens wichtig ist;

an denen Perspektiven gesucht werden für eine sinnvolle

Gestaltung gesellschaftlichen Zusammenlebens und an denen, bei dieser

Suche, der Blick über das Heute hinaus geöffnet wird.

Orte der Orientierung –

Orte der Wahrheit und der realistischen Sicht des Menschen –

Orte der Umkehr und Erneuerung –

Orte der Solidarität und Nächstenliebe –

Orte der Freiheit –

Orte der Hoffnung –
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Katholiken in den Pfarrgemeinden, Verbänden und Initiativgruppen können und

sollen mit dazu beitragen, dass überfällige Reformen in Gesellschaft, Staat und

Wirtschaft in Gang kommen. Nur von einer starken Basis, die den Menschen in

den Mittelpunkt stellt und sich an der demokratischen Werteordnung orientiert,

kann eine Gesellschaft aufgebaut werden.

Im Rahmen einer solchen verantwortlichen Mitgestaltung der Gesellschaft

für eine „Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit“ rufen wir alle Pfarrgemeinden,

Verbände und Initiativgruppen im Erzbistum Köln auf, sich anlässlich

des 750jährigen Domjubiläums zu engagieren und ihren Beitrag zu leisten;

zum Beispiel:

durch eine Idee, einen Vorschlag, eine Anregung, ein Modell,

einen Einfall, einen Gedanken, einen Geistesblitz, eine Intention, eine

Inspiration, ein Signal für eine zukunftsfähige Gesellschaft

oder:

durch ein Projekt, ein Vorhaben, eine Aktion, einen Plan, eine Kampagne,

eine Initiative, ein Experiment die verantwortliche Mitgestaltung der

Gesellschaft konkret in Angriff zu nehmen und in die Tat umzusetzen.

widerspricht der Würde

des Menschen und dem sozialethisch begründeten Recht auf Arbeit, wirkt demo-

tivierend und führt besonders bei jungen Menschen zu Perspektiviosigkeit und

Radikalisierung.

Beispielhafte und nachahmenswerte Initiativen:

Katholische Pfarrgemeinden im Seelsorgebereich Windeck/ Dekanat Eitorf

Kolping-Bildungswerk Diözesanverband Köln e.V.,

Katholikenausschuß in der Stadt Köln,

Pfarrgemeinden St. Joseph und St. Marien, Köln-Kalk

damit in Not geratene Menschen spüren,

dass Kirche für sie da ist.

Beispielhafte und nachahmenswerte Initiativen:

Sozialer Arbeitskreis im Pfarrgemeinderat St. Margareta / St. Marien, Brühl

Pfarrgemeinderäte St. Nikolaus von Tolentino und Heilige Familie, Rösrath

Soziales Engagement konkret

Beispiele für Handlungsfelder

�

�

Arbeitslosigkeit, insbesondere Jugendarbeitslosigkeit,

„Solidaritätsfonds Windecker Ländchen“

„Kalker Jugendbüro für Arbeit und Beruf“

Armut und Obdachlosigkeit,

„Menschen ohne Wohnung“

„Wohnprojekt Mütter in Not“



Familie

„Gemeinde lebt mit Kindern – Arbeit mit Kindern in der Kirche“

„Kirche für Alle“

Rasissismus, Nationalismus und Ausländerfeindlichkeit

„Ökumenische Bosnienhilfe KÜRTEN“

„Kontaktkreis Asyl – Übernahme von Patenschaften“

Bewahrung der Schöpfung

„Ökologie in der Gemeinde“

„Umweltfestival Ökotopia“

Entwicklungsarbeit und Entwicklungshilfe

„Brühl hilft Kambodscha“

„Wasser für Ligunga / Tansania“

Politik

„Jungen Leuten eine Chance – Lehrstellenaktion“

„Hilfe für eine andere Welt – Was leisten Kirchen für die Gesellschaft? –
Aktion der Pfarrgemeinderäte im Dekanat Eitorf“

ist heute unter den gesellschaftspolitischen Gegebenheiten besonders

gefährdet. Deshalb braucht sie vielfältige Unterstützung.

Beispielhafte und nachahmenswerte Initiativen:

Pfarrgemeinderat St. Maria Hilf, Alfter

Pfarrgemeinderat St. Laurentius, Bergisch Gladbach

widersprechen der

einen Menschheitsfamilie. In der Kirche gibt es keine Fremden.

Beispielhafte und nachahmenswerte Initiativen:

Eine Initiative der katholischen und der

evangelischen Kirchengemeinden in Kürten

Pfarrgemeinde St. Maria im Kapitol, Köln

erfordert ökologisches Bewusstsein

und entsprechendes Handeln.

Beispielhafte und nachahmenswerte Initiativen:

Sachausschuss Ökologie der Pfarrgemeinderäte St. Kunibert

(Kerpen-Blatzheim), St. Michael (Kerpen-Buir) und St. Albanus und

Leonardus (Kerpen-Manheim)

Pfarrgemeinderat Herz-Jesu, Bergisch Gladbach

erfordern ein solidarisches

und verantwortliches Miteinander.

Beispielhafte und nachahmenswerte Initiativen:

Dekanatsrat der Katholiken in der Stadt Brühl

Pfarrgemeinderat St. Anna, Köln-Ehrenfeld

ist ein unaufgebbares Betätigungsfeld in den Parteien und auf allen

gesellschaftspolitischen Ebenen.

Beispielhafte und nachahmenswerte Initiativen:

Katholikenrat im Kreisdekanat Euskirchen

Dekanatsrat Eitorf
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Randgruppenarbeit

„Hilfe für Frauen in der Abschiebehaft in Neuss“

„Drogenhilfeprojekt des Vereins Flingern mobil e.V. – Eine Initiative der
Katholischen Kirche in Flingern“

Schule und Erziehung

„Hausaufgabenhilfe für Spätaussiedler“

„Musikalische Schwerpunktarbeit als Säule der Kinder- und Jugendarbeit“

Ökumene

„Ökumenische Initiative für die 3. Weft, Erkrath e.V.“

„Ökumenischer Spielebus / HöVi-Land – Eine Kinderzeltstadt “

ist Auftrag der Kirchen, um zu mehr Menschlichkeit

in einer individualistisch geprägten Gesellschaft zu gelangen.

Beispielhafte und nachahmenswerte Initiativen:

Stadtdekanatsrat Neuss, Arbeitskreis Frauenabschiebehaft

Katholische Pfarrgemeinden St. Elisabeth und Liebfrauen,

Düsseldorf-Flingern

lassen sich nicht von der Gemeinde- und

Verbandsarbeit abkoppeln.

Beispielhafte und nachahmenswerte Initiativen:

Katholische Kirchengemeinde St. Helena, Bonn

Pfarrgemeinderat St. Hubertus, Köln-Flittard

verlangt die Bereitschaft aufeinander zuzugehen,

Möglichkeiten der Zusammenarbeit auszuloten und all das miteinander zu tun,

was miteinander getan werden kann.

Beispielhafte und nachahmenswerte Initiativen:

Pfarrgemeinde St. Johannes der Täufer, Erkrath

Pfarrgemeinderäte St. Elisabeth, Köln-Höhenberg,

und St. Theodor, Köln-Vingst

Konkrete Handlungsvorschläge zu allen hier aufgezeigten Arbeitsfeldern finden

sich in den zahlreichen Voten des Pastoralgespräches.



182

Ausgewählte Literatur zur Chronik
des Diözesanrates

Bergmann, Bernhard und Josef Steinberg

(Hrsg. in Verbindung mit dem Zentralkomitee der deutschen Katholiken):

In Memoriam Wilhelm Böhler. Erinnerungen und Begegnungen;

Köln 1965

Deckers, Hans: 25 Jahre Pfarrgemeinderäte im Erzbistum Köln;

hrsg. Vom Diözesanrat der Katholiken im Erzbistum Köln;
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